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Liebe Leserin, lieber Leser! 


ielleicht zählen Sie zu je- 
re die durch den Fal- 
ter-Artikel von Robert Misik 
(Falter Nr. 19, 5.5.2004) auf 
Context XXI aufmerksam wur- 
den. Wir freuen uns sehr, Sie 
als neue LeserInnen. be- 
grüßen zu dürfen. Machen 
Sie sich selbst ein Bild davon, 
wie „raffiniert, aber noch ab- 
gedrehter“ (Misik) Context 
XXI argumentiert und viel- 
leicht können wir Sie begei- 
stern und als neue Abonnent- 
Innen gewinnen. 

Diese Ausgabe der Con- 
text XXI ist der „EU-Oster- 
weiterung“ gewidmet. Meh- 
rere Reportagen und Analy- 
sen behandeln - in gewohn- 
ter Context XXI-Manier — die 
Situation in den neuen EU- 
Mitgliedsstaaten. So etwa der 
Bericht von Jolita Ven<kute 
über Identitätsdiskurse in Li- 
tauen und Stephan Hofers 
Analyse der Situation der Ro- 
ma in der Slowakei. Ideolo- 
giekritisches finden Sie in 
Heribert Schiedels Analyse 
der identitären „Wiederge- 
burt“ Europas als Gegen- 
konzept zu den USA, in der 
Analyse deutscher Interessen 


an der EU-Österweiterung 
von Matthias Falter sowie in 


FlotianRuttners Artikel über 


R*; 


ie revanchistischen Farde- 


d ; etendeutschen 


Verbände. Kärl Pfeifer setzt 
sich mit Geschichte und 
Kontinuitäten des Antisemi- 


tismus in Ungarn auseinan- 
der und Alexander S. Ema- 
nuely bietet Einblick in Le- 
ben und Werk polnischer 
Avantgardekünstler der 30er 
Jahre. 

Wir machen jedoch nicht 
an den EU-Außengrenzen 
halt. Ljiljana Radonic stellt 
die Geschichte des Antisemi- 
tismus und der Judenverfol- 
gung im Ustascha-Kroatien 
dar. Außerdem werfen wir 
mit Jutta Sommerbauer einen 
Blick auf Leben und Politik 
im heutigen Bulgarien, 
während Therese Garstenau- 
er die Implikationen der Ost- 
West-Dichotomie auf die 
Genderforschung in Russland 
thematisiert und Michael 
Schulte eine Erklärung an- 
bietet, warum es in Kirgistan 


zwar sehr viele NGOs aber 
keine linke Bewegung gibt. 


Außerhalb des Schwer- 
punktes behalten wir mit 
Nasi Missouris Artikel die 
kontinuierliche Berichter- 
stattung über die Situation 
im Irak aus erster Hand bei 
und behandeln weiters anti- 
rassistische Pädagogik, wie 
sie von Nora Sternfeld und 
Renate Höllwart entworfen 
wurde, sowie die (post)ko- 
lonialistische Logik hinter 
der Migrationspolitik, die 
eingehend von Renee Win- 
ter analysiert wurde. Wir 
danken Tusia Herzberg, 
ihren Vortrag veröffentlichen 
zu dürfen, den sie im Rah- 
men des Symposiums Frau- 
en im Widerstand gegen den 
Nationalsozialismus (veran- 
staltet von LICRA Öster- 
reich, Context XXI u.a.) im 
Jänner 2004 in Wien gehal- 
ten hat. Über Geschichte, 
politische Funktion und 
Tätigkeit des Österreichi- 
schen Versöhnungsfonds be- 
richtet Iris Petrinja. 

Die Illustrationen sind 
das Werk des polnischen 
Schriftstellers und Grafikers 
Bruno Schulz und wurden 
aus dem Buch Bruno Schulz: 


EDITORIAL 


1892-1942. Das grafische 
Werk. München: dtv 1992 
entnommen. Zum Teil sind 
diese Bilder als Illustratio- 
nen seiner Werke entstan- 
den, zum Teil als frei gestal- 
tete Blätter. Mit visionärer 
Kraft und groteskem Hu- 
mor hat Schulz in seinen 
graphischen Arbeiten die 
Geschichten und die 
Träume einer Gesellschaft 
dargestellt, die unter der 
Vorahnung eines Umbruchs 
lebt. 

Wenn Sie neue Leser- 
Innen sind, möchte ich 
Sie auf die Homepage 
(www.contextxxi.at) sowie 
auf die Radiosendungen von 
Context XXI (u.a. auf Radio 
Orange) aufmerksam ma- 
chen. 

Ichrfreue mich, Ihneg so- 
mitsals neue koordinierende 
Redakteurin diese Ausgabe 
von Context XXI präsentie 
ten zu dürfen und wünsche 
Ihnen eine politisch und 
intellektuell anregende Lek- 
türe! 


KATRIN AUER, 
Jun! 2004 
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BEGRENZTE ERWEITERUNG 


Auf den Spuren von Baj Ganjo 


Die „Rückkehr nach Europa" auf Bulgarisch 


Was die literarische 
Figur des Vetter Ganjo, 
die alten und neuen 
politischen Eliten und 
die Arbeitsbrigardist- 
Innen an Europa 
denken lässt, ist die 
Sehnsucht nach einem 
besseren Leben. Ob 
sie jenes dort finden 
werden, kann bezwei- 
felt werden. 


VON JUTTA SOMMERBAUER 


as Ende der Welt liegt 
D zum Beispiel in Svishtov. 
In der 30.000 EinwohnerlIn- 
nen zählenden Kleinstadt an 
der Nordgrenze Bulgariens 
haben alle Busse ihre letzte 
Haltestelle. Bei einem Spa- 
ziergang durch das Zentrum 
kann man das erste chitalishte 
Bulgariens, ein multifunktio- 
nales „community center“ 
aus der Zeit der so genann- 
ten „nationalen Wiederge- 
burt“, bestaunen. Ein paar 
Schritte weiter befindet sich 
der am realsozialistischen 
Reißbrett geplante Platz, des- 
sen monströse administrati- 
ve Gebäude nach wie vor die 
nötige Ehrfurcht gebieten. 
Das Auffälligste sind al- 
lerdings die zahlreichen 
Cafes. Eines schicker als das 
andere sind sie offensichtlich 
in einen provinziellen Wett- 
kampf um die knalligsten und 
ausgefallensten Sofas verhed- 
dert, auf denen die mehrheit- 
lich jungen Gäste drapiert 
sind. Laute Dancefloor-Mu- 
sik läuft, man liest Zeitung, 
trifft sich mit FreundInnen 
sieht 
mädchen in ihren knappen 
Miniröcken nach. Es gibt viel 


oder den Servier- 


Zeit, die es totzuschlagen gilt. 

Hinter der im Zentrum 
des Städtchens gelegenen 
Wirtschaftsuniversität erhebt 
sich ein Hügel, auf den sich 
höchstens ein paar TouristIn- 
nen verirren. Hat man ihn er- 
klommen, ist das Rätsel von 
Svishtov gelöst. Direkt am 
Fuß des Hügels fließt die Do- 
nau, schlammiggrün, dahin- 
ter liegt Rumänien. Ein paar 
Minuten von hier entfernt be- 
findet sich der Industriehafen. 
Ein bißchen weiter außerhalb, 
ebenfalls am Flußufer, wurde 


in den 60ern die Fabrik Svrlo- 
sa gebaut. Sie ist mit über 
2000 Angestellten der größte 
Arbeitgeber der Gemeinde — 
eines der wenigen Unterneh- 
men, das sich aus dem Staats- 
sozialismus in die neue Zeit 
herübergerettet hat und 
Kunstseide und Zellulose vor 
allem für den europäischen 
Markt produziert. 

Während die bulgarische 
Uferseite mit Industrie beein- 
druckt, glänzt Rumänien mit 
urwüchsiger Pampa. Keine 
Stadt, kein Dorf, kein Mensch 
in Sichtweite. Auch Svishtov 
hat keine Uferpromenade, ge- 
schweige denn eine Trans- 
portverbindung nach Rumä- 
nien. Die einzige Donau- 
brücke, die Bulgarien mit dem 
ehemaligen sozialistischen 
Bruderland verbindet, liegt im 
50 Kilometer entfernten Rus- 
se. Vom viel zitierten „Euro- 
pa der Regionen“ keine Spur. 


Baj Ganjo in Brüssel 

Ebenfalls Svishtov 
stammt der Schriftsteller Ale- 
ko Konstantinov, der im Jahr 


aus 


1863 geboren wurde. Kon- 
stantinov ist mit seiner Figur 
des Baj Ganjo in den Kanon 
der bulgarischen Literatur 
eingegangen. Die Abenteuer 
des Vetter Ganjo — so die 
deutsche Übersetzung — wer- 
den auch heute noch in allen 
Schulen gelesen. Nicht ein- 
fach schnöde Literatur, wird 
das Buch gemeinhin als Ana- 
lyse des bulgarischen Natio- 
nalcharakters verstanden. 
Ganjo Balkanski, ein töl- 
peliger und doch gewitzter 
Zeitgenosse Konstantinovs, 
national denkend und poly- 
glott fluchend, fährt mit dem 
Zug nach Europa. Bepackt 


mit Rosenöl aus dem heimi- 
schen Anbau erlebt der bau- 
ernschlaue Händler, dem die 
mitteleuropäische bürgerli- 
che Kultur suspekt ist, allerlei 
komische Verwicklungen. 

Zu Beginn der Episoden- 
geschichte wird Ganjo sym- 
bolisch in Europa aufgenom- 
men: „Sie halfen Baj Ganjo, 
seinen türkischen Umhang 
abzulegen, er schlüpfte in ein 
belgisches Cape, und jeder- 
mann entschied, dass Baj 
Ganjo bereits ein vollständi- 
ger Europäer war.“! Für Kon- 
stantinov, ein bürgerlicher 
Verteidiger der westlichen 
Werte, ist Ganjos übereiltes 
Ankommen in Europa frei- 
lich heuchlerisch und die 
„oberflächliche Nachahmung 
zivilisierten Verhaltens“? un- 
moralisch. 

Im Laufe der Erzählung 
macht Ganjo eine Wandlung 
durch, die nichts mit Unmo- 
ral, sondern viel mehr mit sei- 
nem neuen Interesse am Ka- 
pitalismus zu tun hat. Nach 
seiner Rückkehr aus dem We- 
sten ist aus ihm ein Racket 
geworden: „Während Baj 
Ganjo im ersten Teil des Bu- 
ches (...) lediglich ein komi- 
scher, primitiver Clown ist, 
wird er erst bei seiner Rück- 
kehr, unter seinesgleichen, wo 
er der Neureiche und neuer- 
dings gehätschelte, korrupte 
Politiker ist, der authentische 
und gefährliche Barbar.“3 


Bulgarien und Europa 

Bulgarien in den 70er Jahren 
des 19. Jahrhunderts: Nach 
dem Ende der 500-jährigen 
osmanischen Periode - nicht 
nur im Volksmund das „tür- 
kische Joch“ genannt - sollte 
die Schaffung liberaldemo- 
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kratischer Strukturen den 
Weg für die „Rückkehr nach 
Europa“ ebnen. Politische 
Parteien, Vereine, nationale 
Bildungseinrichtungen wie die 
chitalishta und nicht zuletzt 
der Aufbau der staatlichen 
Bürokratie orientierten sich 
an westeuropäischen Mustern. 
Das Nations-Projekt der 
häufig im Westen ausgebilde- 
ten, modernisierungswilligen 
Eliten stieß allerdings nicht 
auf ungeteilte Zustimmung, 
wie der Historiker Holm 
Sundhaussen beschreibt: „Die 
Formierung des National- 
staats sowie die Implementie- 
rung dessen, was dem Staat 
Stärke und Prestige zu geben 
versprach, erfolgte von oben 
mit Hilfe des neu eingerichte- 
ten Staatsapparats und gegen 
die leidenschaftliche Abnei- 
gung der Bevölkerungsmehr- 
heit, die den Staat haßte, mit 
dem Konstrukt Nation nichts 
anfangen konnte, das kapita- 
listische System als Angriff auf 
die gewohnte Solidarität (...) 
sowie das römische Rechts- 
system als Perversion ihrer ei- 
genen Vorstellungen von Ge- 
rechtigkeit erlebte und erlitt.“4 
Der Großteil der Bevölke- 
rung blieb zudem von dieser 
meist auf urbane Räume be- 
schränkten „Europäisierung“ 
ausgeschlossen. Noch Anfang 
der 30er Jahre des 20. Jahr- 
hunderts arbeiteten 80% der 
BulgarInnen in der Land- 
wirtschaft. Die Analphabet- 
Innenrate lag bei 31%. In 
Städten lebte nur etwa 3,8% 
der Gesamtbevölkerung.? 
Kontakte mit dem Aus- 
land, Kenntnisse über eu- 
ropäische Kultur und Um- 
gangsformen blieben ein 
„Oberflächenphänomen“ - 
verfügbar nur für privilegier- 
te Teile der urbanen Bevöl- 
kerung. Die neuen Eliten wa- 
ren, so beschreibt Sundhaus- 
sen, „stets ängstlich bemüht, 
‚europäisch‘ korrekt und zeit- 
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gemäß aufzutreten (mit An- 
zug, Zylinder und Monokel), 
über Literatur und Liberalis- 
mus zu reden, Konzerte und 
Opern zu besuchen, die 
Rückständigkeit ihrer Umwelt 
zu beklagen und ‚Europa‘ zu 
preisen. (...) Methoden und 
Denkweisen der Aufsteiger 
atmeten den Geist einer an- 
deren Welt. Klientelismus, 
Nepotismus, Korruption war 
ihnen allemal wichtiger als die 
‚bürgerlichen Tugenden‘, 
über die sie gern redeten.“6 
Auch in politischer Hin- 
sicht hatte die Europäisierung 
eher kosmetische Züge. Die 
Gründung eines Parlaments 
und die Adaption einer im 
europäischen Vergleich fort- 
schrittlichen Verfassung war 
zwar auf dem Papier gültig. 
Dennoch war das politische 
System Bulgariens in den 
Jahrzehnten nach der Unab- 
hängigkeit von Paternalismus, 
innenpolitischen Flügel- 
kämpfen, ökonomischen Pro- 
blemen und autoritären 
Putschversuchen geprägt. 
An der Spitze des Staates 
hatte man auf internationalen 
Wunsch deutsche Monar- 
chen eingesetzt: Von 1879- 
1886 regierte Fürst Alexan- 
der Prinz von Battenberg das 
Land, ab 1887 folgte dann 
Ferdinand von Sachsen-Co- 
burg-Kohary. Er dankte 1918 
zu Gunsten seines Sohnes 
Boris IH. ab. Boris’ Sohn, Si- 
meon Sakskoburggotski, ist 
heute Ministerpräsident. Er 
hatte Bulgarien als Kind ver- 
lassen und lebte - bis zu sei- 
ner Rückkehr im Jahr 2001 - 
im spanischen Exil. 
Bulgarien, schon im 1. 
Weltkrieg auf Seiten des 
Deutschen Reiches, band sich 
ökonomisch und politisch 
immer mehr an seinen Bünd- 
nispartner: In den 1920ern 
war Deutschland der Abneh- 
mer eines Viertels der bulga- 
rischen Exporte. In den 30er 
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Jahren - insbesondere seit 
Zar Boris‘ Staatsputsch von 
1935 - folgte eine fast voll- 
ständige Ankopplung an den 
komplementären deutschen 
Markt: Im Jahr 1939 expor- 
tierte Bulgarien bereits 
71,1% seiner Güter - vor al- 
lem landwirtschaftliche Pro- 
dukte - ins nationalsozialisti- 
sche Deutschland und bezog 
demgegenüber 69,5% seiner 
Importe von dort.7 
Nachdem sich Bulgarien 
während des Staatssozialis- 
mus politisch und ökono- 
misch als moskautreu erwie- 
sen hatte, scheinen die öko- 
nomischen Weichen in den 
90ern wieder in Richtung der 
Vorkriegsbekanntschaften ge- 
stellt. 2003 war Deutschland 
mit 2,3 Milliarden US-Dollar 
der wichtigste Außenhandel- 
spartner von Bulgarien, ge- 
folgt von Italien und Grie- 
chenland. Russland lag abge- 
schlagen am vierten Platz. 
Mehr als die Hälfte des 
Außenhandels wird heute mit 
den EU-Staaten abgewickelt, 
wobei vor allem Produkte 
mit einem niedrigen Verar- 
beitungsgrad wie Stahl, Me- 
talle und landwirtschaftliche 
Erzeugnisse exportiert wer- 


den. Wie AnalystInnen beto- 
nen, steigt die Zahl der aus- 
ländischen Investitionen ste- 
tig an. Das Außenhandelsde- 
fizit ebenso: Im Jahr 2003 be- 
trug es 4,3 Millionen Leva, 
umgerechnet über 2 Millio- 
nen Euro. 

Der Mitte Februar diesen 
Jahres präsentierte Finanz- 
plan der Europäischen Kom- 
mission stellte erstmals Geld- 
mittel in der Höhe von über 
vier Billionen Euro für Bul- 
garien in Aussicht. Diese sol- 
len von 2007 bis ins Jahr 
2009 die heimische Land- 
wirtschaft und Regionalent- 
wicklung beleben. Bis dahin 
wird allerdings ein Gutteil 
der Agrarflächen weiterhin 
brach liegen. 

Und von den Medien wer- 
den Nachrichten wie die- 
jenige, dass Bulgarien - als 
Trostpreis der Osterweiterung 
- ab jetzt einige Nahrungs- 
mittel zollfrei in den EU- 
Raum einführen darf, ver- 
mutlich auch in Zukunft als 
Erfolgsmeldungen verkauft. 


Rückkehr auf Raten 

Die lang erwartete Einge- 
meindung von acht osteu- 
ropäischen Ländern erlebten 


1 Konstantinov spielt in dieser Textpassage auch auf die Er- 
langung der bulgarischen Unabhängigkeit vom osmanischen 
Reich durch den russisch-türkischen Krieg von 1877/78 und 
die darauf folgende Adaption einer Verfassung nach belgi- 


schem Vorbild an. 


2 Maria Todorova: Die Erfindung des Balkans. Europas 
bequemes Vorurteil, Darmstadt 1999, S. 65. 
3 So der Baj-Ganjo-Interpret Svetlozar Igov, zitiert nach: 


Todorova, a.a.O., S. 63. 


4 Holm Sundhaussen: Chancen und Grenzen zivilgesellschaft- 
lichen Wandels: Die Balkanländer 1830-1940 als histori- 
sches Labor, S. 156f, in: Manfred Hildermeier/ Jürgen 
Kocka/Christoph Conrad (Hg.): Europäische Zivilgesell- 
schaft in Ost und West. Begriff, Geschichte, Chancen, Frank- 


furt/Main 2000, $. 149-177. 


5 Vgl. ebd., S. 168-170. 
6 Ebad., 5. 168. 


7 Vgl. Emil Giatzidis: An Introduction to post-Communist Bul- 
garia. Political, Economic and Social Transformation, Man- 


chester 2002, S. 17. 


Stadtviertel von Veliko Tarnovo mit der Universität im 


Hintergrund. Foto: Jutta Sommerbauer 


die BulgarInnen im Frühling 
nur als Zaungäste: Als am 1. 
Mai 2004 die EU um zehn 
Staaten erweitert wurde, 
konnten dies die BürgerInnen 
nur vor den TV-Geräten mit- 
verfolgen und die Aufnahme 
einiger ehemaliger Bruder- 
länder neidisch betrachten. 
Zwar ist man Anfang April 
gemeinsam mit Rumänien, 
Slowenien, Estland, Lettland, 
Litauen und der Slowakei dem 
Verteidigungsbündnis NATO 
beigetreten. Dies kann jedoch 
nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass sich ein Großteil der Be- 
völkerung noch immer „ge- 
meinsam mit Rumänien weit 
weg von der Europäischen 
Union“ fühlt, wie das Wo- 
chenmagazin Kapital letzten 
Winter titelte, als darüber spe- 
kuliert wurde, Bulgarien und 
Rumänien einen gemeinsamen 
Beitrittsvertrag aufzudrängen. 
Dieser Vorschlag erregte in 
Bulgarien die Gemüter, da 
man beim Abschluss der Ver- 
handlungskapitel schon um ei- 
niges weiter fortgeschritten ist 
als der nördliche Nachbar.8 


Im Ende 2003 veröffentlich- 
ten EU-Report über die Bei- 
trittsfortschritte wurde Bul- 
garien eine überwiegend po- 
sitive Note ausgestellt. Frei- 
lich nicht ohne auf verschie- 
denste Problembereiche zu 
verweisen: Die Korruption 
sei nach wie vor ein Haupt- 
problem, ebenso wie das nur 
ungenügend funktionierende 
Gerichtswesen. Auch wurden 
weitere Reformen des Ver- 
waltungsapparates angeregt. 
Zudem wies der Report auf 
die besorgniserregende Si- 
tuation von Waisenkindern, 
psychisch Kranken und die 
Minderheit der Roma hin. 


Die neuen alten Eliten 

Seit dem Jahr 2001 regiert die 
Nationale Bewegung Simeon 
II. in Koalition mit der Be- 
wegung für Rechte und Frei- 
heiten. Außenminister Solo- 
mon Passi, die Ministerin für 
europäische Angelegenheiten 
und EU-Chef-Verhandlerin 
Meglena Kuneva oder auch 
Finanzminister Milen Vel- 
chev vermitteln das Bild von 


8 Bis zum 4. Juni hatte Bulgarien 29 von 30 Verhandlungska- 
pitel abgeschlossen. Das letzte Kapitel sollte bis Ende Juni 


ausverhandelt werden. 


9 Bulgarien hat derzeit Truppenkontingente im Irak und war 
eines jener abtrünnigen Länder „Neueuropas“, die von 
Jacques Chirac aufgrund ihrer proamerikanischen Haltung 
gerügt wurden. Der bulgarische Einsatz im Irak ist nicht so 
sehr ein innenpolitischer Streitpunkt, als unter der Bevöl- 


kerung unpopulär. 


jungen, dynamischen, west- 
lich ausgebildeten und ge- 
stylten PolitikerInnen. 

In den Abendnachrichten 
flimmern ihre Gesichter auf 
den Bildschirmen auf und ab: 
Fast jeden Abend werden Be- 
richte von ihren Reisen ge- 
sendet. Die Destinationen 
heißen Brüssel oder Was- 
hington, man jettet von einem 
Verhandlungstisch zum näch- 
sten - immer den Kampf um 
die Anerkennung eines zu 
Unrecht gescholtenen Landes 
führend. Sundhaussens Bild 
der 
kriegseliten taucht unweiger- 
lich im Kopf auf, wenn wie- 


euphorisierten Vor- 


der einmal von „unseren eu- 
ropäischen Partnern“ die Re- 
de ist, oder vom eisernen Wil- 
len, mit dem die Hausaufga- 
ben erfüllt werden sollen. 
Ob die Westorientierung 
der Regierung, die sich auch 
in einer starken Anbindung 
an die USA bemerkbar 
macht?, von den Wahlbe- 
rechtigten bei den für Früh- 
ling nächsten Jahres ange- 
setzten Parlamentswahlen ho- 
noriert wird, ist zu bezwei- 
feln. Es ist zu erwarten, dass 
die EU-Verhandlungen von 
Regierungsmitgliedern abge- 
schlossen werden, deren Par- 
tei nach den Wahlen in die 
Bedeutungslosigkeit absinkt. 
Und obwohl derzeit gera- 
de eine Verschnaufpause von 
diversen Skandälchen und 
Pleiten der Regierung Saks- 
koburggotski eingetreten ist, 
dürfte auch den Ex-Adeligen 
ein Blick auf das politische 
Geschehen der Neunziger 
Jahre ein bisschen unruhig 
werden lassen. Bis jetzt wur- 
de noch jede Regierung ab- 
gewählt. Besonders vom 
Neopolitiker Sakskoburg- 
gotski selbst ist bereits jeder 
Glanz dahin. Er meldet sich 
in politischen Debatten kaum 
noch zu Wort. Und mehr als 
an den von manchen Bulgar- 


FIN ITFARET AT EN AIR Er 


Innen als Diplomatie gelob- 
ten Opportunismus seines 
staatsmännischen Vaters an- 
zuschließen, scheint er der- 
zeit die Rückerstattung sei- 
ner Immobilien zu verfolgen. 


Euro all over 

Auf die Frage, ob Bulgarien in 
Europa liege, erweist sich 
noch immer Aleko Konstanti- 
novs Antwort als gültig: „Wir 
sind Europäer, aber nicht 
ganz.“ Geographisch gesehen 
liege Bulgarien in Europa, 
aber mentalitätsmäßig sei das 
nicht so klar, heißt es häufig. 

Die Insignien von Euro- 
land sind zumindest selbst in 
der Provinz allgegenwärtig. In 
der 70.000 EinwohnerInnen 
zählenden Kleinstadt Veliko 
Tarnovo im Nordwesten Bul- 
gariens trägt das größte Taxi- 
Unternehmen den schwung- 
vollen Firmennamen Euro- 
Taxi, da flattert die EU-Flagge 
munter vor Gemeindeamt 
und Universität. Eben hat der 
moderne Technomarket Euro- 
pa auch hier eine Filiale eröff- 
net und in der Bibliothek des 
Europäischen Informations- 
zentrums liegen alle wichtigen 
Brüsseler Dokumente griff- 
bereit. Die OMV-Tankstelle 
wirbt mit dem simplen 
wie überzeugenden Spruch: 
„100% Import aus Öster- 
reich!“ 

Wie überall im Land bie- 
ten mehrere private Sprach- 
schulen Kurse in westeu- 
ropäischen Sprachen an, an 
der Universität können Stu- 
dentInnen Studiengänge wie 
„Europäistik“ und „Europäi- 
sche Integration“ inskribieren. 
Ob die bulgarischen Europa- 
SpezialistInnen von morgen 
in Zukunft eine Arbeit finden 
werden, ist aber alles andere 
als sicher: Ein Fünftel aller 
AkamdemikerInnen sind So- 
zialhilfebezieherInnen. 

Die - mit aller Vorsicht zu 
genießende - offizielle Ar- 
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beitslosenrate im Land be- 
trägt derweil 14%. Ein Drei- 
personenhaushalt verfügt, so 
geht aus einer im Mai veröf- 
fentlichten Umfrage des Na- 
tionalen Statistikinstituts her- 
vor, monatlich über durch- 
schnittlich 385,22 Leva, etwa 
190 Euro. 37,9% dieses Bud- 
gets werden für Essen ausge- 
geben, gefolgt von Abgaben 
für Miete, Strom und Wasser. 
Da die mitteleuropäischen 
Verhältnisse noch immer 
nicht nach Bulgarien gekom- 
men sind, erreicht man jene 
auch heute nur, indem man 
das Land verläßt. Seit dem 
Fallen der Visa-Regelung 
2001 kann man praktisch 
überall bileti za tshushbina - 
Fahrkarten für das Ausland - 
erstehen. Im ganzen Land 
bieten unzählige Firmen alle 
nur erdenklichen Destinatio- 
nen an. Zum Beispiel: Veliko 
Tarnovo - Lissabon, Abfahrt 
dreimal wöchentlich, Fahrzeit 
drei Tage. Das Einfachticket 
kostet günstige 120 Euro. 


Arbeitsbrigaden 
In den seltensten Fällen reist 
man allerdings zum Vergnü- 
gen nach Europa. Die Un- 
möglichkeit, im Land ein 
halbwegs normales Auskom- 
men zu finden, zwingt viele 
Menschen dazu, im Ausland 
Jobs anzunehmen. Dabei 
sind bulgarische Staatsbür- 
gerInnen vielfach an die Stel- 
le der ehemaligen Billigar- 
beitskräfte aus den östlichen 
Nachbarländern Österreichs 
getreten. Obst pflücken 
in England oder Spanien, 
Tabakanbau in Griechenland, 
Putzen in Deutschland oder 
Kochen in Belgien: Für jeden 
Geschmack ist etwas dabei. 
Unzählige Arbeitsvermitt- 
lungsagenturen — organisiert 
von Staat, Gewerkschaften 
und privaten AnbieterInnen — 
vermitteln ganzjährig zeitlich 
begrenzte Arbeit in Europa. 
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Im Sommer fahren auch viele 
StudentInnen zu so genann- 
ten „Arbeitsbrigaden“ ins 
westliche Ausland und nach 
Übersee. Die Germanistikstu- 
dentin Jana wird wie zwei ih- 
rer Jahrgangskolleginnen auch 
diesen Sommer wieder in 
Deutschland arbeiten. Schon 
zum zweiten Mal fährt sie in 
den Schwarzwald, um dort in 
einem Cafe als Servierkraft für 
einen Stundenlohn von 6,38 
Euro zu arbeiten. Zumindest 
Trinkgeld werde sie wohl zu- 
sätzlich erhalten? „Normaler- 
weise ja. Aber in diesem Kaf- 
feehaus habe ich kein Trink- 
geld bekommen. Mein Chef 
hat es genommen“, antwortet 
Jana achselzuckend. 
Dennoch nimmt sie diese 
Arbeitsbedingungen in Kauf. 
Immerhin, so erzählt Jana, 
konnte sie letzten Sommer 
2000 Euro sparen - eine große 
Summe: „Davon kann ich in 
Bulgarien ein Jahr lang leben.“ 
Ob sie etwas sparen werde, ist 
sich ihre Mitstudentin Virgi- 
nia nicht sicher. Sie hat einen 
Job bei McDonalds in Mün- 
chen zugeteilt bekommen. Al- 
lein für ihr Zimmer muss sie 
240 Euro berappen, ihr Stun- 
denlohn liegt bei 6,70 Euro. 
Probleme mit der Nach- 
frage an solchen Jobs scheint 
die deutsche Zentralstelle für 
Arbeitsvermittlung nicht zu 
haben: Für die acht Plätze, 
die an der Universität Tarno- 
vo ausgeschrieben waren, 
hatten sich mehr als 80 Leute 
beworben. Ob die Deutsch- 
kenntnisse der Kandidat- 
Innen ausreichend sind, wird 
in einer Prüfung ermittelt. 
Lästige Aufnahmeintervie- 
ws hat sich Rossica dieses Jahr 
erspart. Mit der Konfitüren- 
firma, bei der sie letztes Jahr 
schon am Fließband stand, 
konnte sie diesmal einen di- 
rekten Vertrag abschließen. 
Sie wird zwei Monate lang 
verdorbene Früchte aussor- 
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tieren. „Man nennt das ‚picki- 
picki‘ - von ‚picken‘“, erklärt 
sie, und fügt leise hinzu, „Es 
ist nicht ganz angenehm.“ 

Die drei Studentinnen 
werden im Herbst wieder 
nach Bulgarien zurückkehren, 
um das letzte Jahr ihres Stu- 
diums zu absolvieren. Viele 
andere, vor allem junge, gut 
ausgebildete Menschen, ha- 
ben seit 1989 das Land jedoch 
ein für alle Mal verlassen. Man 
schätzt, dass sich ihre Zahl auf 
etwa 600.000 beläuft. 


Ankommen - Rückkehren 
Auch Dimitre Dinev ist einer 
von ihnen. Der in Wien le- 
bende Schriftsteller, der vor ei- 
nigen Monaten seinen Roman 
Engelszungen veröffentlicht 
hat, kam selbst 1990 nach 
Wien. In Bulgarien ist Dinev 
so gut wie unbekannt. Einzig 
die Kultur- und Literaturzeit- 
schrift LIK interviewte ihn in 
ihrer März-Ausgabe, Monate 
nachdem sein Werk in öster- 
reichischen und deutschen 
Feuilletons überschwänglich 
gelobt worden war. 

In seinem Roman lässt der 
Autor das bulgarische 20. 
Jahrhundert anhand zweier 
Familiengeschichten Revue 
passieren. Iskren und Svetljo, 
die jüngste Sprösse der bei- 
den Familien, treffen sich 
schließlich im Winter 2001 
am Wiener Zentralfriedhof. 
Sie sind blank und wollen 
deshalb mit Miro sprechen, 
dem „Schutzpatron“ der Im- 
migranten, der ebendort in 
„bester, ehrenwertester Ge- 
sellschaft“ begraben liegt. 

Schon das Ankommen im 
Westen wird Svetljo alles an- 
dere als leicht gemacht: Er 
gelangt robbend über die 
tschechisch-österreichische 
Grenze und muss ständig um 
seine Existenzberechtigung 
fürchten. Ohne Arbeit kein 
Aufenthalt. „So war die Ar- 
beit zu Sinn und aus der Su- 


che nach ihr eine Seinsweise 
geworden.“ 

Iskren hat ihm gegenüber ei- 
nen Startvorteil: „Iskren hat- 
te schon an anderen Orten 
Europas die Erfahrung ge- 
macht, daß dort, wo man be- 
stimmte Tiere wie Menschen 
behandelte, man auch be- 
stimmte Menschen wie Tiere 
behandelte. Und diese Men- 
schen waren Einwanderer. 
Deswegen hatte sich Iskren 
auch für einen italienischen 
Paß und für ein Leben als Ge- 
schäftsmann entschlossen. Ein 
Geschäftsmann war kein Ein- 
wanderer und blieb, egal in 
welches Land er einwanderte, 
ein Geschäftsmann.“ Dennoch 
hat auch er kein einziges jener 
amüsanten Erlebnisse zu be- 
richten, mit denen noch Baj 
Ganjo aufwarten konnte. 

In einem anderen Punkt 
scheint Ganjos Reiseerzählung 
allerdings noch Aktualität zu 
besitzen: Ganjo gilt den Eu- 
ropäerInnen als kulturlos und 
unzivilisiert. Dabei versucht 
er doch nur, sich möglichst 
clever in den modernen Ver- 
hältnissen einzurichten. 

Auf die Frage, warum er 
sich in Wien keine Sehens- 
würdigkeiten angesehen 
habe, antwortet der Klein- 
händler: „Was soll ich mir in 
Wien ansehen, eine Stadt wie 
jede andere, Menschen, 
Häuser, Prunk. Und wohin 
du gehst, überall Gut Morgin, 
überall wollen sie nur Geld. 
Warum sollten wir unser 
Geld den Deutschen geben, 
wenn es zu Hause genügend 
Leute gibt, die es nehmen 
würden.“ 

Um nicht missverstanden 
zu werden: Ganjos Cliquen- 
herrschaft ist mitnichten sym- 
pathischer als der westeu- 
ropäische Kapitalismus. Aber 
Ganjo wäre kein guter Bu- 
sinessman, würde er nicht 
versuchen, seine Schäfchen 
ins Trockene zu bringen. 
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Im Westen nichts Neues? — 
Der Osten ruft! 


„Osteuropa" als Erfindung und Trade Mark 


VON JUTTA SOMMERBAUER 


steuropa, so stellt Larry 

Wolff in der Wieser En- 
zyklopädie des europäischen 
Ostens lapidar fest, sei eine 
„Erfindung“ der Westeu- 
ropäerInnen. Der Historiker 
schreibt: „Paradoxerweise be- 
dient man sich bei der Erfin- 
dung Osteuropas der materi- 
ellen Wirklichkeit - Länder 
und Flüsse, Dörfer und Städ- 
te, Menschen aus Fleisch und 
Blut - und formt diese zu 
einem zusammengehörigen, 
sinnhaften Ganzen, das in sei- 
ner Ganzheit jedoch fiktiv 
und illusionär ist: kurz, zu ei- 
ner Idee.“ (S. 21) 

Zumindest für ein ambi- 
tioniertes, mehrjähriges Pro- 
jekt der Erstellung eines Nach- 
schlagewerks, das sich gänz- 
lich Osteuropa widmet, dürfte 
die Faktizität der Idee doch 
ausgereicht haben. Der Wie- 
ser-Verlag ist gemeinsam mit 
dem Institut für Geschichte der 
Universität Klagenfurt Her- 
ausgeber der Enzyklopädie, 
die in 20 Bänden und drei Ab- 
teilungen erscheinen soll: Bän- 
de mit lexikalischen Stich- 
worteinträgen, sowie Quellen- 
und Themenabteilung.! 

Der erste Band der sie- 
benteiligen Themenreihe ist 
Europa und die Grenzen im 
Kopf gewidmet. Osteuropa 
wird unter seiner Funktion als 


„geistige Landkarte“, als kul- 
turelles Konzept analysiert: 
Europakonzeptionen und Bal- 
kanismen, die Positionierung 
Russlands zwischen Europa 
und Asien, (post)sowjetische 
Heimatbegriffe sowie Grenz- 
konstruktionen in Kunst und 
Ästhetik sind einige der in 
dem 500-Seiten-Wälzer be- 
handelten Aspekte. 

Um noch einmal zu Larry 
Wolff zurückzukehren: Was 
für den Konstruktivisten nicht 
mehr als eine Fiktion ist, daran 
hegt der/die Durchschnitts- 
westeuropäerIn keinen Zwei- 
fel. Ob nun die Vorstellung 
von Osteuropa seit dem 18. 
Jahrhundert von Voltaire und 
anderen niedergeschrieben 
wurde oder ob Westeuropäer- 
Innen seit jeher von der 
„Halbwildheit“ der Menschen 
des Ostens fasziniert waren — 
eines steht fest: Die „Erfin- 
dung Osteuropa“ erfreut sich 
heute steigender Beliebtheit. 


Vielfältiger Ostblock 

Nachdem die Beitrittsländer 
in den letzten 15 Jahren im 
stillen Eckchen die Spielregeln 
der Westintegration eingehal- 
ten haben, kann sich der We- 
sten der „Ränder Europas“ 
endlich annehmen: Die östli- 
chen Nachbarländer Öster- 
reichs haben sich auf wunder- 
same Weise zu respektablen 
EU-Partnern gewandelt. So- 
pron, Bratislava, Znojmo: Wo 


1 Außer dem hier besprochenen Band ist bis dato Band 10 der En- 
zyklopädie, das Lexikon der Sprachen des europäischen Ostens, 
erschienen. Weitere Informationen über das Gesamtprojekt 
sind unter der Website www.wieser-verlag.com zu finden. 


man einst nur schmackhafte 
Salamis und Markenjeans zu 
dezenten Preisen erstand und 
sich ein perfektes neues Ge- 
biss anpassen ließ, gibt es 
plötzlich auch Kultur und 
Kunst, Literatur und Geistes- 
leben zu erleben. Es gilt die 
letzten „Grenzen im Kopf“ 
endgültig zu beseitigen. Und 
den verfeinerten Osten zu ge- 
nießen. 

Schließlich gilt es einiges 
zu entdecken, was während 
des Kommunismus unter den 
„Mantel des Schweigens“ ge- 
raten war. Der Blick auf den 
„Ostblock“ hat sich diffe- 
renziert, man ist nun bereit, 
nationale Unterschiede an- 
zuerkennen. Und jedes ein- 
zelne dieser Länder scheint 
vor unbekannten Kulturen, 
verschwiegenen Minderhei- 
ten, vergessenen Bräuchen 
und unentdeckten Landstri- 
chen nur so zu strotzen. 


„Go East" 
Osteuropa, so Wolff, beruhe 
„auf dem Entwurf einer mo- 
dernen Skala von Entwick- 
lung und Unterentwicklung; 
dass Osteuropa weder gänz- 
lich zivilisiert noch völlig bar- 
barisch war, war schlicht Aus- 
druck seiner ‚Rückständig- 
keit‘. Insofern, als Osteuropa 
‚europäisch‘ war, wurde es als 
sich in Richtung Zivilisation 
bewegend angesehen, obwohl 
die Erreichung dieses Ziels 
immer auf einen unbestimm- 
ten Zeitpunkt in der Zukunft 
verschoben wurde.“ (S. 25) 
Für acht osteuropäische 
Staaten scheint dieser Zeit- 


punkt nun gekommen zu sein. 
Wenn sich diese Länder heu- 
te als attraktive Mitglieder der 
europäischen Familie neu er- 
finden, dann geschieht dies 
wie eh und je im Zeichen der 
erfolgreich abgeschlossenen 
Zivilisierung. Denn auf Dauer 
lassen sich mit der trockenen 
Rede von Investitionen, Stan- 
dortvorteil und Binnenmarkt 
weder Magazinseiten noch 
Vortragssäle füllen. Besser al- 
so, man streut klangvolle Be- 
griffe wie die „Teilnahme an 
einem gigantischen Frieden- 
sprojekt“, das „gemeinsame 
kulturelle Erbe“ und die „eu- 
ropäische Wertegemeinschaft“ 
in die Diskussion. 

Längst bleibt es nicht bei 
salbungsvollen Reden: Der 
Boom von „Östsprachen“ 
und Östeuropa-Studien, das 
Abfeiern osteuropäischer Li- 
teraturen auf Kultur-Großer- 
eignissen wie der Frankfur- 
ter Buchmesse, Kakanien- 
Nostalgie, Russendisko & 
Balkannacht zeigen, dass 
„Osteuropa“ heute noch 
mehr ist: eine Marke, mit der 
man Aufmerksamkeit erzielt. 

Somit scheint die Erfin- 
dung aus dem 18. Jahrhun- 
dert endgültig in der post- 
sozialistischen Wirklichkeit 
angekommen zu sein. 


Karı KASER, DAGMAR GRAMS- 
HAMMER-HOHL, ROBERT 
PıCHLER (HG.): EUROPA UND 
DIE GRENZEN IM KOPF, WIESER 
ENZYKLOPÄDIE DES EUROPÄI- 
SCHEN OSTENS, BAND 11, 
KLAGENFURT/CELOVEC 2003, 
500 SEITEN, EURO 145,- 


Context XXI 


Wer bin ich? 


Der EU-Beitritt weckt in Litauen die Diskussionen über die eigene Identität 


uf den Straßen tanzte in 

der Zeit schon die junge 
Generation: Die 20-Jährigen 
und Jüngere, die, Russisch an- 
gesprochen, nur mehr große 
Augen machen und mit einem 
„Sorry, I don’t speak Russian“, 
antworten. Die Älteren, die 
die letzten Jahre des unab- 
hängigen Litauens bewusst er- 
lebt hatten, können nur be- 
dingt reflektieren und ein- 
schätzen, welche Veränderun- 
gen diese Zeit gebracht hat. 
Die Bücher über die Über- 
gangszeit hin zur westeu- 
ropäischen politischen und 
Wirtschaftsunion, aber auch 
Wertegemeinschaft werden 
noch geschrieben. In die Zei- 
tungsspalten passt nur die er- 
barmungslos verknappt dar- 
gestellte Geschichte, die aber 
in diesen Tagen gerne wieder- 
holt wird. Seit 1990 hat es Li- 
tauen geschafft, aus dem grau- 
en postsowjetischen Raum mit 
der Kommandowirtschaft ein 
Land des freien Marktes zu 
werden. Noch wichtiger: Li- 
tauen wurde ein Rechtsstaat 
mit dem soeben den strengen 
EU-Kriterien angepassten Sy- 
stem der Gesetze und wirt- 
schaftlichen Freiheiten. Litau- 
en scheint sein Ziel erreicht zu 
haben. Was kommt jetzt? Die 
EU-Osterweiterung scheint in 
Litauen einen Paradigmen- 
wechsel ausgelöst zu haben. 


Was kommt als nächstes? 
„Litauen kann nicht frei sein 
- und konnte es nie: Auch 
jetzt laufen wir sogar freiwil- 
lig in die Arme des nächsten 
Großen Bruders, als ob wir 
in 50 Jahren nichts gelernt 
hätten“, verkündete am Tag 
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der EU-Osterweiterung die 
Tageszeitung Respublika, die 
ansonsten antisemitischen Ti- 
raden und Verschwörungs- 
theorien nicht abgeneigt 
scheint. So argumentieren 
noch immer die EU-Skepti- 
kerInnen im Lande. 

In der Tat gab es in der 
Geschichte Litauens nur kur- 
ze Perioden, in denen das 
Land unabhängig war: 1918 
bis 1940 versuchte Litauen al- 
lein dem Druck der aufstei- 
genden deutschen Großmacht 
zu widerstehen und verlor 
schließlich gegen die andere 
Großmacht UdSSR, die dann 
50 Jahre die Weltgeschichte 
geprägt hatte. Wenn man aber 
die LitauerInnen über die Ge- 
schichte des Landes befragt, 
beginnen sie meistens von der 
glorreichsten Zeit zu erzählen, 
die aber schon so lange 
zurück liegt, dass keine/r aus 
der eigenen Erinnerung be- 
richten kann. Aber es ist wie 
mit einem Phantomschmerz: 
Auch wenn das Bein weg ist, 
kann es noch immer weh tun. 
Die litauischen Großfürsten, 
die im 14. Jahrhundert im 
Schatten der politischen Blüte 
ihrer Nachbarn auch Litauen 
erstärkten und durch Verträ- 
ge, Heiraten und Feldzüge er- 
folgreich das litauische 
Großreich von Baltikum bis 
zum Schwarzen Meer ge- 
schaffen hatten, führten wohl 
eine damals übliche Dynasti- 
enpolitik. Die Porträts von 
Gediminas, Kestutis, Algirdas 
und anderen Großfürsten 
schmückten in der sowjeti- 
schen Ära die Wohnungen 
mancher DissidentInnen. Jetzt 
aber, als die Sicht auf die ei- 
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gene Geschichte etwas klarer, 
aber auch nüchterner wurde, 
wird auch ihre Politik in Be- 
zug auf die „typisch litaui- 
schen“ Werte hinterfragt: 
Diente sie der Erhaltung der 
Kultur? Der litauischen Spra- 
che? Des Katholischen? Wohl 
kaum. Die Kultur musste der 
Vorbereitung der Feldzüge 
weichen. Die litauische Spra- 
che hatte damals nicht den 
Status der Staatssprache und 
besaß auch keine schriftlichen 
Quellen. Großfürst Gedimi- 
nas lehnte die Taufe ab und 
duldete in seinem Reich so- 
wohl die christliche als auch 
die orthodoxe Religion. Und 
doch hatte das Großreich den 
Anspruch, ein mulitnationa- 
ler und multireligiöser Mu- 
sterstaat zu sein. Ethnischer 
und religiöser Frieden mit re- 
lativem Wohlstand gepaart. 
Pax Lithuanica war wohl wie 
die Pax Romana ein schüt- 
zendes Dach für seine Bevöl- 
kerung. Gediminas holte 
deutsche Kaufleute, Hand- 
werker, Bauern und auch 
Geistliche ins Land, an seinem 
Hof wirkten Dominikaner 
und Franziskaner. Die 
Großfürsten brauchten Juden 
und Karäer (eine aus dem Ju- 
dentum hervorgegangene 
Gruppe, die die Überlieferung 
der mündlichen Thora pflegt, 
eine der kleinsten ethnischen 
Gruppen im erweiterten Eu- 
ropa) zur Verteidigung des 
Hofes. Es siedelten sich Russ- 
Innen, WeißrussInnen, Ukrai- 
nerInnen, Pollnnen, und Ta- 
tarInnen an. 

Es folgten fast vier Jahr- 
hunderte des litauisch-polni- 
schen Doppelreichs, das En- 


„Heute endet einer der 
teuersten Zeiträume in 
unserer Geschichte - 
leidvolle, mühevolle, 
sogar blutige Zeit der 
Unabhängigkeits- 
kämpfe; eine neue Zeit 
beginnt - eine quali- 
tativ andere, aber ge- 
nauso wichtige Zeit" , 
titelte die auflagen- 
stärkste Tageszeitung 
Litauens Lietuvos rytas 
in ihrer Ausgabe vom 
1. Mai 2004 eupho- 
risch. 


VON JOLITA VENCKUTE 


*) Jolita Venckute ist Korre- 
spondentin der litauischen 
Tageszeitung Lietuvos 

ıytas in Deutschland. 


de des 18. Jahrhunderts zu 
bröckeln begann. 

1772 musste Polen um- 
fangreiche Gebiete an Öster- 
reich, Preußen und Russland 
abtreten. 1791 verabschiede- 
te der polnische Reichstag eine 
neue Staatsverfassung, die jeg- 
liche Eigenstaatlichkeit Litau- 
ens ignorierte. Der litauische 
Adel bat Russland um Hilfe, 
woraufhin Russland und 
Preußen eine zweite Teilung 
Polens beschlossen. Nach dem 
Aufstand unter Tadeusz Kos- 
ciuszko löschten 1795 die drei 
Nachbarstaaten Russland, 
Preußen und Österreich das 
polnische Doppelreich schließ- 
lich ganz von der Landkarte. 
Fast ganz Litauen fiel an Russ- 
land, ein kleiner Landstrich an 
Preußen. Der aufkommenden 
Nationalismus entdeckte En- 
de des 19. Jahrhunderts die li- 
tauische Sprache der Bauern 
und ihre Volkskunst, gründe- 
te Schulen und förderte die li- 
tauische literarische Sprache. 
Bald hörte man die Forderung 
nach Freiheit und Gleichheit 
der LitauerInnen. 

Nach den Wirren des 1. 
Weltkrieges und knapp vor 
den Wirren der Oktoberre- 
volution schien Russland 
mehr Sorgen zu haben als das 
Baltikum (und den Zugang 
zur Ostsee!) zu schützen und 
löste die gesamte Verwaltung 
auf. Als die deutsche Reichs- 


regierung im November 1916 
die Wiederherstellung Polens 
verfügte, verstärkten sich die 
litauischen Autonomiebewe- 
gungen. 

Am 16. Februar 1918 pro- 
klamierte der zuvor gewähl- 
te Landesrat „die Wieder- 
herstellung eines unabhängi- 
gen litauischen Staates mit 
der Hauptstadt Wilna.“ Die- 
ser Tag wird auch im heuti- 
gen Litauen als Tag der Un- 
abhängigkeit gefeiert. 


Immer zwischen Ost und 
West 
Die abwechslungsreiche li- 
tauisch-polnische Geschich- 
te, die in den 20-er Jahren so- 
gar zu einem Krieg geführt 
hatte, hinterließ Spuren: 
Auch jetzt wehrt sich man- 
che/r LitauerIn, wenn man- 
che polnische PolitikerInnen 
ihre „Anwaltschaft auf dem 
Weg in die EU“ anbieten. 
Vom anderen Nachbarn - 
Russland - scheint Litauen 
noch immer zu flüchten. Das 
Streben der Mitgliedschaft in 
NATO und auch EU ist vom 
Wunsch geprägt, sich vor 
möglichen Forderungen des 
ehemaligen „Großen Bru- 
ders“ zu schützen. Manche 
ältere LitauerInnen erinnern 
sich noch an das Jahr 1939. 
Damals zwang die UdSSR 
Litauen zu einem Beistand- 
spakt, durch den Litauen zwar 
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das Wilnagebiet samt der 
Hauptstadt Wilna (Vilnius) 
von Polen zurückerhielt, dafür 
den Sowjets aber die ge- 
wünschten Stützpunkte über- 
lassen musste. Angebliche 
Zwischenfälle zwischen der Ii- 
tauischen Bevölkerung und 
der Roten Armee lieferten der 
Sowjetunion im Juni 1940 den 
Anlass, eine Umbildung der li- 
tauischen Regierung zu ver- 
langen. 99,2 % der LitauerIn- 
nen wählten Mitte Juli 1940 
unter dem Druck der sowjeti- 
schen Besatzung die Liste des 
werktätigen Volkes — darauf- 
hin beschloss der neue Land- 
tag die Aufnahme in die So- 
wjetunion. „Wilna ist unser, 
wir gehören aber den Russen,“ 
- hieß es ironisch in einem da- 
mals verfassten Volkslied. Zum 
Singen blieb aber keine Zeit. 
Im Juni 1941 überschritt die 
Wehrmacht die 


Grenze zu Sowjetunion. 


deutsche 


Antisemitismus und 
gesellschaftliche Reife 
Diese Zeit ist in der neuesten 
litauische Geschichte wohl 
das dunkelste Kapitel. 
Mitglieder der parami- 
litärischen, faschistischen und 
antisemitischen Litauischen 
Aktivistenfront, die sich größ- 
tenteils aus ExillitauerInnen 
zusammensetzte, wurden im 
Rücken der sowjetischen 
Truppen abgesetzt, um den 
Rückzug der Roten Armee zu 
behindern. Am 23. Juni 1941 
gab Radio Kaunas noch vor 
dem Einmarsch deutscher 
Truppen die Bildung der vor- 
läufigen litauischen Regierung 
bekannt und forderte die Li- 
tauerInnen zur Verfolgung 
und Ermordung der im Lan- 
de lebenden Juden und Jüd- 
innen auf. Allein in den Po- 
gromen vom 25. bis 27. Juni 
1941 wurden von „litauischen 
Freiwilligen“ etwa 4000 Juden 
und Jüdinnen auf bestialische 
Art umgebracht und viele Sy- 
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nagogen angezündet. Bis zum 
Dezember 1941 wurden mehr 
als 50 000 Juden und Jüdin- 
nen allein in Vilnius ermordet. 
Die meisten Juden und Jüdin- 
nen Litauens haben in ihrem 
Land, in dem seit 600 Jahren 
ihre VorfahrInnen gelebt hat- 
ten, ihr Leben verloren. In 
Scharen in die Scheunen ge- 
trieben, am Waldrand zusam- 
mengepfercht, in die Wald- 
gruben gestoßen. Männer, 
Frauen, Kinder. Die Jahrhun- 
derte alte jüdische Kultur in 
Litauen wurde innerhalb kür- 
zester Zeit ausgelöscht. Nur 
wenigen Juden und Jüdinnen 
gelang die Flucht nach Russ- 
land oder gar in das von Hit- 
ler-Deutschland nicht besetzte 
westliche Ausland. An den 
Stellen der Orte des Juden- 
mordes aufgestellte Denk- 
mäler zeugten in der Sowjet- 
zeit von „sowjetischen Bürger, 
die im Kampf gegen die fa- 
schistischen Besatzer gefallen 
sind.“ Nach der Erlangung 
der Unabhängigkeit wurden 
die Denkmäler eines nach 
dem anderen ausgetauscht 
und erinnerten jetzt aus- 
drücklich an die ermordeten 
Juden und Jüdinnen. Die 
TäterInnen blieben und blei- 
ben zum Grossteil nachwievor 
„unbekannt“. Und wenn der 
Verdacht ausgesprochen wird, 
so ist der Wunsch, „die Sün- 
digen“, die inzwischen ein ho- 
hes Alter erreicht hatten, ein- 
fach in Ruhe zu lassen, größer 
als Mühe und Möglichkeiten 
der Justiz. „Sie haben uns ver- 
bannt, wir haben sie erschos- 
sen“, grollt an manchen 
Stammtischen zynisch die 
Theorie der beiden Genozide 
in ihrer einfachsten Form und 
artet manchmal in eine primi- 
tive Zählerei — wie viele Juden 
waren damals in den Komi- 
tees, die die Verbannung der 
reicheren oder widerständi- 
schen LitauerInnen nach Si- 
birien verantworten mussten? 
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Der Historiker Liudas Truska 
hat eine Antwort: 18 Prozent. 
Viele Juden und Jüdinnen 
wurden im Jahre 1940 nach 
Sibirien verbannt, wie viele Li- 
tauerInnen auch. Der Grund 
war: Sie waren bürgerlich. Die 
Aufrechnung funktioniert des- 
halb nicht, weil die Möglich- 
keit für einen Juden/eine Jü- 
din, Sibirien zu überleben 
höher war, als 1941 den Ju- 
denmördern zu entkommen. 
Ein Zynismus der nicht auf- 
gearbeiteten Geschichte. Aber 
die antisemitischen Legenden 
sind auch ohne Juden und 
Jüdinnen lebendig. Manch ei- 
ne/r versucht sogar, mit ihrer 
Hilfe auf SympathisantInnen- 
fang zu gehen - so wie der 
Chefredakteur der Respubli- 
ka, Vitas Tomkus, der in einer 
Artikelserie vor kurzem ver- 
suchte, seiner LeserInnen- 
schaft zu erklären, wer die 
Welt regiert: „Die Juden und 
die Schwulen.“ Der Aufschrei 
im Lande kam etwas verspä- 
tet, aber er war dennoch laut. 
Die lokale Intelligenz und 
Menschenrechtsorganisatio- 
nen protestierten, die Ermah- 
nungen der PolitikerInnen 
folgten, bis sich schließlich die 
Staatanwaltschaft des Täters 
annahm. Das ist neu im Li- 
tauen des 21. Jahrhunderts. Ist 
das ein Zeichen der Harmoni- 
sierung der EU-Gesetze, wenn 
man einen Antisemiten für sei- 
ne Ausfälle anklagen und be- 
strafen kann? Ist das Über- 
nahme der europäischen Wer- 
te - Demokratie, Zivilgesell- 
schaft, Toleranz? Wie dem 
auch sei: Diesmal haben die 
demokratischen Gesetze ihre 
Anwendung gefunden. 


Sehnsucht nach dem gol- 
denen Käfig 

Der Osten wird in Litauen 
vor allem mit Russland asso- 
ziiert. Seit Juli 1944, als die 
sowjetische Sommeroffensi- 
ve Litauen erreicht und in 
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Vilnius einmarschierte, war 
die Geschichte Litauens aufs 
Engste mit der Sowjetunion 
verbunden. Durch Deporta- 
tionen, Kriegseinwirkungen 
und Auswanderung (vor al- 
lem über Deutschland in die 
USA) verlor Litauen 1945 
fast ein Drittel seiner Bevöl- 
kerung, vor allem seine Eli- 
te. Dafür kamen zunehmend 
RussInnen ins Land, die dem 
Agrarland Litauen mit mo- 
derner Industrie zu einem 
Wirtschaftsumschwung ver- 
halfen. Ganze Branchen wur- 
den neu geschaffen oder aus- 
gebaut. 1940 lebten nur 23% 
der Bevölkerung Litauens in 
großen Städten, in den näch- 
sten 50 Jahren stieg der An- 
teil der StadtbewohnerInnen 
auf etwa 68%. Die Bauern- 
höfe wurden nach sowjetrus- 
sischem Muster zu Kolcho- 
sen zusammengefasst. Fast al- 
le Orte des Landes erhielten 
Schulen, Kindergärten und 
Büchereien, Sport, Gesang, 
Musik, Theater, Volkstanz 
und ganz besonders die 
Volkskunst wurden geför- 
dert. Der Staat gewährleiste- 
te kostenlose medizinische 
Behandlung. Entmündigt? 
Ohne Recht auf freies Wort 
und Eigentum? Verfolgung 
durch den KGB? Kein Recht 
frei zu reisen? Fehlte es an 
einfachsten Gebrauchswaren, 
geschweige denn an Autos 
und Elektronik? Viele schei- 
nen die lange Liste der da- 
maligen Hindernisse des All- 
tags verdrängt zu haben. Die 
Umfrageergebnisse knapp 
vor dem EU-Beitritt Litauens 
verblüfften viele Analytiker- 
Innen: 53,50% aller Befrag- 
ten meinen, „beim Russen“ 
war es besser. Bequemer. 
Behüteter. Man bekam etwas 
Futter im goldenen Käfig — 
wenn man mehr wollte, mus- 
ste man schöner singen. 

Die Berliner 
scheint auch in vielen litaui- 


Mauer 
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Jözef und Rudolf mit Freunden auf dem Ladentisch sitzend. 
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schen Köpfen noch intakt zu 
sein. Die Sehnsucht nach 
dem großen Beschützer in 
Moskau scheint nicht so 
schnell verschwinden zu wol- 
len. Da wären wir wieder 
beim Phantomschmerz: Den 
Staat gibt es nicht mehr, aber 
die Stelle, an der es ihn ge- 
ben sollte, tut noch immer 
weh. Nach 14 Jahren der Un- 
abhängigkeit scheinen der 
Hälfte der Bevölkerung die 
Freiheitsideale nichts zu be- 
deuten. Die Wegbereiter- 
Innen der Freiheit müssten 
auswandern, nachdem sie die 
Umfrageergebnisse erfahren 
haben. Aber haben nicht 
knapp 90% aller Litauer- 
Innen im Referendum für 
den EU-Beitritt des Landes 
gestimmt? Haben vor ein 
paar Tagen nicht mehr als 
70% der Bevölkerung in ei- 
ner Umfrage verkündet, noch 
immer EU-BefürworterInnen 
zu sein - mehr als LettInnen 
und EstInnen? Sind wir doch 
überzeugte EuropäerInnen? 
Es gibt einige Erklärungen 
für diese Haltung. Die mei- 
sten sind klischeehaft, iro- 
nisch oder sogar zynisch. 


Gesetzestreue als 
Kriterium 

„Litauer können ohne Impe- 
rium nicht leben. Ohne eige- 


nes Imperium werden wir 
sterben. Einander die Kehlen 
durchbeißen - so viel Ener- 
gie haben wir in unseren Ge- 
nen. Wir passen hier drinnen 
nicht hinein. Nicht im terri- 
torialen Sinne. Im ideologi- 
schen. Wir brauchen eine 
Steppe vor Augen - heute ist 
das eine geopolitische Step- 
pe“, meinte vor ein paar 
Tagen ketzerisch einer der 
provokantesten litauischen 
Politologen, Gintaras Beres- 
nevicius. 

Im Vorfeld der Präsident- 
schaftswahlen werden auf 
dieser etwas grob ausge- 
drückten Vision inzwischen 
vorsichtig und auch 
großmündig die Strategien 
der litauischen Außenpolitik 
formuliert: Vermittler zwi- 
schen Ost und West, Berater 
der Ukraine und Partner für 
Südkaukasus. Noch scheint 
aber Litauen eher von der 
starken Ost- und Westkon- 
frontation beeinflusst zu sein. 
Von Zusammenhalt keine 
Spur. Ganz im Gegenteil: Ein 
Teil der Bevölkerung lebt die 
Werte der westlichen Demo- 
kratie bereits wie ihre eige- 
nen, der andere blickt in 
Richtung Russland und sehnt 
sich nach einer Politik der 
starken Hand. Das Buch des 
litauischen Schriftstellers 
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Vytautas Petkevicius Durnıy 
laivas (Dt. Das Narrenschiff), 
in dem der Autor behauptet, 
Litauen hätte einen Fehler 
gemacht, indem es sich für 
den Westen entschieden hat- 
te, gehört zu den meistgele- 
senen im Lande. Der Unter- 
schied zwischen der „westli- 
chen“ und der „östlichen“ 
Denkweise scheint vor allem 
in der unterschiedlichen Be- 
trachtung der Gesetze zu lie- 
gen — entweder respektierst 
du die bestehenden Gesetze, 
oder du lebst nach dem 
Brauchtumsrecht der sowjet- 
ischen Zeit. 

„Ohne Zweifel haben die 
meisten Litauer während des 
Referendums vor einem Jahr 
nur für die Milliarden der 
künftigen Unterstützung aus 
den EU-Fonds gestimmt“, 
stellt bitter der Analytiker 
von Lizetuvos rytas am Vortag 
der EU-Osterweiterung fest. 
In der Zeit, als Frankreich 
und Deutschland versuchten, 
die Grundlage für den Eu- 
ropäischen Wirtschaftraum 
zu schaffen, hatten die litaui- 
schen Guerillas gegen die Di- 
visionen der sowjetischen Ge- 
heimdienste gekämpft. Als 
die Europäische Gemein- 
schaft gegründet wurde, mus- 
sten viele LitauerInnen noch 
mühevoll in der sibirischen 
Kälte arbeiten. Kann man 
sich nach dieser Geschichte 
darüber aufregen, dass Li- 
tauen müde wurde, schlecht 
zu leben? Die einfachste und 
wohl am wenigsten zynische 
Erklärung für eine proeu- 
ropäische Haltung ist die, 
dass es für Litauen keine an- 
dere Alternative gab. So auch 
zu dem Weg, den die Eu- 
ropäerInnen jetzt gehen. 


Brot und Spiele 

Zwei Wochen nach der hi- 
storischen EU-Osterweite- 
rung drängte auf einmal ein 
ganz anderes Diskussions- 
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thema in litauische Wohn- 
zimmer: Die Preise steigen. 
Obwohl sowohl die Politike- 
rInnen, als auch ExpertInnen 
vor dem EU-Beitritt Litauens 
beteuert hatten, die Preise 
werden nicht steigen, wird 
Treibstoff, Mehl, Brot teurer. 
Der Preisanstieg stimmte mit 
der EU-Osterweiterung übe- 
rein, so dass die KäuferInnen 
ihre Schlüsse gezogen haben: 
Daran sei nur die EU schuld. 
Sie haben vergessen, dass Li- 
tauen ein Teil der Weltwirt- 
schaft ist. Die Preisschilder 
werden vom Getreide- und 
Erdölpreisen auf den Welt- 
märkten beeinflusst. Und 
auch wenn man nicht aus- 
schließen kann, dass die 
HändlerInnen und Produ- 
zentInnen den EU-Beitritt Li- 
tauens dazu genutzt hatten, 
um die vielleicht steigenden 
Lohnnebenkosten abzufe- 
dern, kann die EU für die 
Preissteigerung nicht direkt 
schuld sein. 

Ängste gibt es in Litauen 
genug — wie in Lettland und 
Estland, Polen und Ungarn. 
Wird unser Leben nun teu- 
rer? Werde ich demnächst 
nicht mehr medizinisch 
behandelt, weil mein Arzt 
nach Großbritanien ausge- 
wandert ist — da er dort 
mehr Gehalt verdient? Und 
sogar: Darf ich meine ge- 
liebte Leibspeise nicht mehr 
genießen, weil die EU ver- 
boten hatte, Innereien auf 
den Tisch zu bringen? Und 
auch PopulistInnen gibt es 
genug. Die gezielte Warnung 
des ungarischen Ex-Premiers 
und Oppositionschef Viktor 
Orban über die „schnellen 
Fische, die in der EU die 
langsamen auffressen‘“, gilt 
für alle osteuropäischen Län- 
der. Die Aufgabe der Politi- 
kerInnen ist, nicht zuzulas- 
sen, dass zu viele Menschen 
den Anschluss an die EU 
verpassen. Aber gilt diese 


Warnung nur für Osteuro- 
pa? Beim Lesen mancher 
westlichen Regionalzei- 
tungen drängt sich der Ge- 
danke auf, dass die Ängste 
der alteingesessenen EU- 
BürgerInnen nicht kleiner 
und ähnlich sind. Es geht 
um den eigenen Wohlstand, 
den man ja verlieren könn- 
te, um den Arbeitsplatz, der 
nicht mehr sicher ist (war er 
je sicher?) und um „Hor- 
den“ von OsteuropäerInnen, 
die jetzt Geschäfte, an dunk- 
leren Stellen geparkte Autos 
und sogar Wohnungen plün- 
dern werden. 


Angst vor „Barbaren" 

„Das Römische Reich lockte 
die Barbaren, deswegen hat- 
ten sie ehrlich all die Titeln 
und Symbolen der römi- 
schen Kaiser beschützt und 
respektiert. Rom war für sie 
das gelobte Land - besser 
gesagt, die Stadt, die alle ihre 
Wünsche erfüllen konnte. 
Deswegen haben die Barba- 
ren nicht nur die römische 
Kultur zerstört, sondern 
auch selbst einen Teil davon 
angenommen. Daraus ent- 
stand die westliche Zivilisa- 
tion, auf deren Fundament 
die Nachkommen der alten 
Barbaren ein neues Imperi- 
um aufgebaut hatten: Die 
Europäische Union. Nun ste- 
hen die neuen Barbaren hin- 
ter der Mauer, genauso wie 
vor 1600 Jahren. Das sind 
wir, Mittel- und Östeuro- 
päer“, sagt der andere poli- 
tische Provokateur Litauens, 
Virginijus Savukynas. Er 
spricht aus, was einige in 
Westeuropa wohl noch im- 
mer denken und sich nicht 
trauen auszusprechen: Ost- 
europäerInnen sind für das 
„alte Europa“ gewisser- 
maßen „BarbarInnen“: Wohl 
weniger zivilisiert, außerdem 
verstünden sie die westliche 
Demokratie nur so viel, wie 


es ihnen nützlich ist. Die 
„Neuen“ kommen mit eige- 
nen Regeln und werden ver- 
suchen, diese durchzusetzen 
—- manche kraftvoller, man- 
che diplomatischer. 

Litauen hielt sich bis jetzt 
in vielen Positionen ziemlich 
bedeckt, ja sogar schüchtern. 
Aber vielleicht will mein 
Land nur noch besser den 
Mechanismus der neu er- 
schaffenen Union verstehen 
und hütet sich davor, ins 
Fettnäpfchen zu treten. Dies 
ist auch manchen anderen 
kleineren Ländern eigen, die 
es nicht gewohnt waren, sich 
in die Wünsche und Launen 
des Großen Bruders hinein- 
zuhören, bevor sie ihre eige- 
nen Wünsche ausgesprochen 
hatten. Also: Welche Prio- 
ritäten wird die EU in ihrer 
Außen- und Sicherheitspoli- 
tik setzen? Wie wird ihre 
Wirtschafts- und Sozialpoli- 
tik funktionieren? Die Ant- 
worten auf diese Fragen wird 
auch von der Stimme aus Vil- 
nius abhängig sein. 

In der EU werden alle 
Meinungen gehört. Das ist 
wohl neu. So war es in kei- 
nem anderen Imperium. Jetzt 
muss Litauen nur von seinem 
Ethnozentrismus abrücken 
und lernen, ebenfalls den an- 
deren Meinungen zuzuhören 
und zu verstehen. Womit wir 
wieder bei der Diskussion 
wären, welchen Platz das 
heutige Litauen im heutigen 
Europa einnehmen wird. Der 
1. Mai wurde in vielen Län- 
dern Osteuropas als Rück- 
kehr ins alte Europa und 
Wiederherstellung histori- 
scher Gerechtigkeit gefeiert. 
Aber vielleicht ist es damit 
nicht mehr erreicht, als dass 
Europa - sowohl Ost- als 
auch West- — seine Vergan- 
genheit ein Stück weiter hin- 
ter sich gebracht hat. Die Zu- 
kunft hat gerade erst begon- 
nen. 
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Holocaust und Revisionismus 
in Kroatien! 


er Antisemitismus hat in 

Kroatien keine lange 
Tradition, denn obwohl 
Kroatien ein katholisches 
Land ist, war es bis weit in 
das 19. Jahrhundert hinein ei- 
ne feudale Gesellschaft. Re- 
ligiöser Antisemitismus war 
aufgrund der lokalen per- 
sönlichen Herrschaftsstruk- 
turen wenig verbreitet und 
moderner Antisemitismus 
kam erst sehr spät auf. In den 
30er Jahren des 19. Jahrhun- 
derts, 1848 und zur Jahrhun- 
dertwende gab es antisemiti- 
sche Ausschreitungen, doch 
zu einer richtigen Antisemi- 
tismuswelle kam es — beein- 
flusst durch die Entwicklun- 
gen in Europa - erst in den 
30er Jahren des vorigen Jahr- 
hunderts. 1930 wurden die 
Protokolle der Weisen von Zi- 
on erstmals auf Serbokroa- 
tisch herausgegeben, die an- 
tisemitische Presse blühte 
auf. Noch stand dahinter 
aber keine organisierte Mas- 
senbewegung und keine le- 
gale Partei Kroatiens hatte 
ein klar antisemitisches Pro- 
gramm. 

Die Ustascha2-Bewegung, 
welche 1941 von Hitler an 
die Macht gehievt wurde, 
verfolgte von Anfang an ei- 
nen antijugoslawischen Ak- 
tionismus, hetzte gegen die 
Belgrader Regierung und 
„die Serben“ im Allgemei- 
nen, ihre Vertreter mussten 
aber in den 20er Jahren 
Kroatien verlassen, die Be- 
wegung blieb marginalisert. 
Bis 1934 war der Hauptfeind 
der Ustascha das Belgrader 
Regime, Antisemitismus kam 
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in ihren Veröffentlichungen 
zunächst nicht vor. Die Usta- 
scha-Ideologie entwickelte 
sich im Laufe der 30er Jahre 
aber zu einer Synthese aus 
NS und Faschismus, unter 
Anpassung an die kroati- 
schen Umstände. Der Anti- 
semitismus wurde eins zu 
eins aus der NS-Ideologie 
übernommen, „der Jude“ 
wurde als Zersetzter des 
kroatischen arischen Volkes 
imaginiert, was die „Lösung 
der Judenfrage“ erforderlich 
mache. In einem 1936 von 
Ante Pavelic, dem Anführer 
der Ustascha (Poglavnik) ver- 
fassten Elaborat, benennt er 
die serbische Staatsmacht, 
das internationale Freimau- 
rertum, das Judentum und 
den Kommunismus als die 
Feinde der kroatischen Be- 
freiungsbewegung. Die Ideen 
der Ustascha stießen 
zunächst vor allem im rech- 
ten Bildungsbürgertum und 
bei den Studenten auf Zu- 
stimmung. 1937/38 kehrten 
zahlreiche Ustascha, die spä- 
ter hohe Posten innerhalb 
des Ustascha-Regimes be- 
kleiden sollten, aus der Emi- 
gration nach Kroatien 
zurück. 

Am 10.4.1941 marschier- 
ten deutsche Truppen in Za- 
greb ein. Der Unabhängige 
Staat Kroatien (NDH) wur- 
de proklamiert. Es handelte 
sich hierbei jedoch keines- 
wegs um einen souveränen 
Staat, sondern um ein okku- 
piertes Gebiet, in dem die 
Ustascha in manchen Berei- 
chen Handlungsbefugnisse 
erhielten. In ihrer jeweiligen 


Einflusssphäre sorgten die 
Achsenmächte aber immer 
dafür, dass die willige Usta- 
scha-Regierung auf richtigem 
Kurs blieb. Bereits am Tag 
nach der Besetzung Zagrebs 
beschlagnahmte die Gesta- 
po das Vermögen der jüdi- 
schen Gemeinde und zog 
selbst in ihre Räumlichkei- 
ten ein. Volksdeutsche hal- 
fen ab sofort der Ustascha- 
Polizei bei der Verhaftung 
von Jüdinnen und Juden, 
zündeten die Synagoge in 
Osijek an und übernahmen 
bald jüdische Geschäfte in 
ganz Slawonien. Die Usta- 
scha-Regierung startete ihre 
antijüdischen Maßnahmen 
einen Tag nach den Deut- 
schen, was sich in den ersten 
Tagen auf Plünderungen be- 
schränkte. Als der Raub der 
Kontrolle der Regierung ent- 
glitt, wurden harte Strafen 
gegen eigenmächtiges Plün- 
dern verhängt, welches aber 
auf Regierungsebene fortge- 
setzt wurde. Die Gestapo 
verhaftete einige Tage später 
rund 50 der angesehensten 
Juden Zagrebs, sie wurden 
über die jüdische Gemeinde 
befragt und bald darauf frei- 
gelassen. Nach dieser Akti- 
on haben sich die Nazis bis 
zum Frühling 1942 nicht 
mehr in die kroatische „Lö- 
sung der Judenfrage“ einge- 
mischt. Die Ustascha nah- 
men einige Tage nach der 
Ausrufung des NDH bereit- 
willig alles selbst in die 
Hand. 

Bereits im April 1941 
wurden — dem deutschen 
Vorbild entsprechende — um- 


Der eliminatorische 
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fassende „Judengesetze“ er- 
lassen: über die Rassenzu- 
gehörigkeit, den Schutz ari- 
schen Blutes und der Ehre 
des kroatischen Volkes, so- 
wie das Gesetz über die 
Staatsbürgerschaft, etc. Jüd- 
innen und Juden durften seit 
Mai 1941 keine Restaurants, 
Cafes, Kinos, Theater und 
Parks betreten. Sie wurden 
aus dem öffentlichen Dienst 
und bald auch aus privaten 
Betrieben entlassen, wenn sie 
keine Sondergenehmigung 
bekamen. Genau einen Mo- 
nat nach der Ausrufung des 
NDH mussten sich alle 
männlichen Juden zwischen 
16 und 60 Jahren bei den 
Ustascha-Behörden melden, 
„Judenausweise“ wurden ver- 
teilt und die Kennzeich- 
nungspflicht -— drei Monate 
früher als im Deutschen 
Reich - eingeführt. Anders 
als in Deutschland und 
Österreich kam es nach der 
Einführung der Kennzeich- 
nungspflicht zu Solidaritäts- 
bekundungen in der Bevöl- 
kerung: Nicht-Juden und 
-Jüdinnen bekundeten - laut 
Ustascha- und Gestapo-Be- 
richten — auf der Straße ihre 
Sympathie gegenüber Jüdin- 
nen und Juden, älteren Frau- 
en und Kindern wurden von 
Nicht-Juden die gelben Stoff- 
fetzen entfernt. Der Antise- 
mitismus in Kroatien scheint 
nicht eine derart einigende 


Klammer der Gesellschaft ge- 
wesen zu sein wie in den NS- 
Staaten, zumindest gab es so 
etwas wie offene Solidaritäts- 
bekundungen gegenüber 
Jüdinnnen und Juden .3 

Das Ustascha-Regime 
zeichnete zwar, ähnlich wie 
im Dritten Reich, Kompe- 
tenzüberschneidungen und 
-streitigkeiten, improvisier- 
te Lösungen und ein schein- 
bares organisatorisches Cha- 
os aus, aber die „Endlösung 
der Judenfrage“ wurde mit 
vernichtender Präzision or- 
ganisiert. Nach deutschem 
Vorbild sah die Planung ei- 
ne Phase der Ausgrenzung, 
danach die Konzentration in 
Sammellagern und schließ- 
lich die Vernichtung der 
Jüdinnen und Juden vor. 
Während aber der NS vom 
Anfang des Ausgrenzungs- 
prozesses bis zur Vernich- 
tung acht Jahre „vergehen 
ließ“, begannen die Usta- 
scha bereits knapp vier Mo- 
nate nach ihrer Machterlan- 
gung mit der Massenver- 
nichtung. Paradoxerweise 
benötigte das Regime sogar 
für die scheinlegale Enteig- 
nung jüdischen Eigentums 
(teils schon ermordeter Ei- 
gentümerInnen), welche 
noch weit bis in das Jahr 
1942 die Behörden beschäf- 
tigte, länger, als für die Kon- 
zentration, Deportation und 
Ermordung weiter Teile der 


1 Als Hauptquelle für diesen Beitrag diente Ivo Goldstein: Ho- 
lokaust u Zagrebu, Novi liber, Zagreb 2001. 

2 Ustasa bedeutet im Kroatischen der Aufständische. 

3 Im Mai 1941 fanden in einem Stadion für alle Mittelschüler 
Zagrebs verpflichtende Übungen statt. Als ein Redner 
während so einer Übung in seiner antiserbischen und antı- 
semitischen Ansprache alle Jüdinnen/]uden und SerbInnen 
aufforderte, sich auf der anderen Seite des Stadions zu ver- 
sammeln, folgten den jüdischen und serbischen SchülerInnen 


zuerst Mitglieder der kommunistischen Jugend - und da- 
nach alle anderen. Diese klare Solidaritätsbekundung ist ein 
deutliches Symbol für die Unterschiede zwischen der Situa- 
tion in Kroatien und den Zuständen in Österreich und 


Deutschland. 
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jüdischen Bevölkerung. In 
Zagreb wurden bis Ende 
September 1941 3000 Jüd- 
innen und Juden ermordet, 
deportiert oder verhaftet. 
Die Ustascha versuchten al- 
le Jüdinnen und Juden auf 
NDH-Territorium in Zagreb 
zu konzentrieren. Dagegen 
gab es Protest: In einigen 
Fällen unterschrieben ganze 
Dörfer Petitionen an das In- 
nenministerium, um „ihre“ 
Juden zu retten. Es kam zu 
kleineren Angriffen kom- 
munistischer Gruppen auf 
Ustascha-Institutionen, wor- 
aufhin Standgerichte die Er- 
mordung von Gefangenen 
als „Entschädigung“ ver- 
fügten. 

Von Anfang an befürwor- 
teten die Deutschen die ei- 
genständige Errichtung von 
KZ durch die Ustascha. Im 
Zuge des Erfahrungsaustau- 
sches reiste Eugen Dido Kva- 
ternik, der Chef der Polizei, 
sowie der Nachrichten- und 
Sicherheitsdienste, bereits 
Ende Mai 1941 nach 
Deutschland, um von hoch- 
rangigen SS-Kollegen zu ler- 
nen. Mit dem Ausbau des 
Lagersystems war in Kroati- 
en jedoch bereits Mitte April 
begonnen worden. Im Juni 
1941 begann durch die Inbe- 
triebnahme der Lager in Go- 
spid am Velebit und auf der 
Insel Pag die letzte Phase des 
Holocausts im NDH. Als die 
italienische Armee im Som- 
mer 1941 die Okkupation 
der Küstengebiete Kroatiens 
(Zone B) ankündigte, in die 
alle drei Lager fielen, waren 
die größten Opfer des Rück- 
zugs der Ustascha die Lager- 
insassen. Alle drei Lager wur- 
den aufgelöst. Insgesamt ka- 
men in Jadovno, auf Pag und 
in Gospid ungefähr 24000 
Menschen um, davon rund 
2500 Jüdinnen und Juden. In 
Djakovo und Loborgrad 
wurden danach Frauen- und 
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Kinderlager für Jüdinnen 
und Juden, wie auch für Ge- 
fangene serbischer Abstam- 
mung errichtet. 

Mehr als die Hälfte aller 
jüdischen Opfer auf dem Ge- 
biet des NDH fand in Jase- 
novac, dem rund 110 km 
südöstlich von Zagreb gele- 
genen Lager den Tod. Auch 
heute noch wird in Ex-Ju- 
goslawien ein mühsamer 
Streit um die Zahl der Er- 
mordeten geführt. Jasenovac 
war von August 1941 bis 
April 1945 der größte KZ- 
Komplex im ganzen NDH. 
Es handelte sich dabei gleich- 
zeitig um das größte Lager 
Europas, in dem im Zweiten 
Weltkrieg ohne unmittelbare 
Teilnahme der Nazis gemor- 
det wurde. 

Das Lagersystem bestand 
aus mehreren Komplexen: Ja- 
senovac I und II wurden Mit- 
te November 1941 von der 
Save überschwemmt und 
mussten aufgelassen werden. 
Vjekoslav Maks Luburid der 
Lagerkommandant, ließ sich 
für die Konzeption von Jase- 
novac III während seines Be- 
suchs in Sachsenhausen-Ora- 
nienburg inspirieren. Von 
drei Seiten umgab das Lager 
unwegsames Sumpfgebiet, 
auf der vierten Seite die Sa- 
ve, so dass die PartisanInnen 
es zu keinem Zeitpunkt des 
Krieges wagten, das Lager 
Unmittelbar 
nach der Auflösung von Ja- 
senovac I und II fing das 


anzugreifen. 


Massenmorden in Jasenovac 
III an - und sollte jahrelang 
nicht mehr aufhören. Rund 
120 Totengräber waren täg- 
lich mit der „Entsorgung“ 
der Leichen beschäftigt. Im 
Februar 1942 durfte eine in- 
ternationale Kommission das 
Lager besuchen, wofür aller- 
lei Maßnahmen getroffen 
wurden: Unter anderem wur- 
den alle „schlecht aussehen- 
den“ Häftlinge ermordet - 
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ihre Zahl wird auf bis zu zwei 
Drittel aller InsassInnen ge- 
schätzt. Besonders auffällig 
sind die brutalen Methoden, 
mit denen die Häftlinge zu 
Tode kamen, nicht selten 
wurden sie mit einem Fall- 
klotz erschlagen. Das Lager 
Jasenovac IV wurde im Jän- 
ner 1942 in Betrieb genom- 
men. Die ehemalige Lederfa- 
brik wurde zu einem Be- 
triebskomplex umfunktio- 
niert, in dem Häftlinge mit 
Fachausbildung arbeiteten. 
Deswegen waren dort die 
Überlebenschancen lange 
Zeit am größten. Im April 
1945 wurden aber alle Häft- 
linge aus Jasenovac IV (bis 
auf elf Häftlinge, denen die 
Flucht gelang) ermordet. Im 
Februar 1942 wurde eine 
Strafanstalt im nahe gelege- 
nen Stara Gradiska als Jase- 
novac V in das Lagersystem 
eingegliedert - ein Arbeitsla- 
ger, bei dem auch Massentö- 
tungen stattfanden. Ab Juni 
1942 wurden rund 100.00 
Jasenovac-Häftlinge zur 
Zwangsarbeit nach Deutsch- 
land abtransportiert, es han- 
delte sich meist um Serb- 
Innen, aber auch um Kroat- 
Innen und Moslems. Im 
Sommer 1942 wurden in 
einer Sammelaktion mindes- 
tens 10000 Roma verhaftet 
und ermordet. 

Auf Missfallen der deut- 
schen Armeeeinheiten stieß 
der Ustascha-Terror gegen 
die serbische Bevölkerung 
des NDH: Ganze Dörfer in 
der breiteren Umgebung von 
Jasenovac wurden „ausge- 
hoben“, die Bevölkerung, 
meist bestehend aus älteren 
Menschen, Frauen und Kin- 
dern, nach Jasenovac ge- 
bracht, die Dörfer verwüstet. 
Aufgrund des deutschen 
Protestes musste Kvaternik 
sein Amt niederlegen, später 
auch Luburic, der Lager- 
kommandant. 
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Das Jahr 1943 und der An- 
fang des Jahres 1944 verlie- 
fen relativ „ruhig“. 1944 er- 
langte Luburic wieder indi- 
rekt Macht über das Lager, 
welches wieder mit alter Bru- 
talität weitergeführt wurde. 
Mit der Auflösung des 
Hauptlagers, Jasenovac III, 
wurde am 19.4.1945 begon- 
nen. In Jasenovac starben ins- 
gesamt zwischen 80000 und 
90000 Menschen, davon 
rund 17000 Jüdinnen und Ju- 
den. 

Aber nicht nur in Jase- 
novac wurde gemordet. Ab 
1942 schalteten sich die Na- 
zis wieder in den Vernich- 
tungsprozess ein. Sie kriti- 
sierten, dass einerseits auf- 
grund von Ausnahmerege- 
lungen immer noch „zu vie- 
le Jüdinnen und Juden“ am 
Leben wären und dass an- 
dererseits die Behandlung 
der Häftlinge „grundlos 
brutal“ gewesen sei. Aus 
diesem Grund plante man 
die „Umsiedlung“ der noch 
lebenden Jüdinnen und Ju- 
den in den Osten des Rei- 
ches. Im August 1942 wur- 
den rund 1200 Jüdinnen 
und Juden verhaftet und 
nach Auschwitz transpor- 
tiert. Der Transport zum 
Hauptbahnhof erfolgte am 
helllichten Tage, was den 
Protest vieler Bewohner- 
Innen Zagrebs auslöste, vie- 
le brachten daraufhin den 
Verhafteten Essen, wie 
italienische Abgesandte in 
Zagreb berichteten. Insge- 
samt überlebte aus vier 
Transporten nach Auschwitz 
(knapp 5000 Jüdinnen und 
Juden) bloß eine Handvoll 
Menschen. Anfang des 
Jahres 1943 planten die 
Deutschen sorgfältig die 
letzte Deportation der kroa- 
tischen Jüdinnen und Juden. 
Die „letzte große Jagd“ star- 
tete in Zagreb am 3. Mai 
1943, zu den Verhafteten 
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zählten auch die letzten 
Angestellten der Zagreber 
Gemeinde, die bis zuletzt 
Versorgungspäckchen in die 
Lager geschickt hatten. 

Die beste Fluchtmöglich- 
keit für Jüdinnen und Juden 
im NDH war der Weg in die 
italienisch okkupierte Zone 
B, die Küstenregion, für die 
man keinen Pass, sondern 
bloß _Durchlasspapiere 
benötigte, die leichter zu be- 
kommen oder zu fälschen 
waren. Wiesen die Italiener 
bis zum Sommer 1941 man- 
che Jüdinnen und Juden an 
der Grenze ab, so änderten 
sie ihre Politik, nachdem sie 
von den Schrecken der La- 
ger auf Pag und in Jadovno 
erfuhren. Die Deutschen be- 
standen darauf, diese rund 
5000 Geflohenen wieder un- 
ter die Kontrolle der Usta- 
scha zu bringen, doch die in 
der Zone B stationierten ita- 
lienischen Befehlshaber ver- 
weigerten das. Mussolini 
stimmte einer Konzentrie- 
rung der Geflohenen in La- 
ger auf italienischem Gebiet 
zu. In diesen Lagern durften 
die InsassInnen tagsüber den 
Lagerbereich unbewacht 
verlassen. Die Verpflegung 
war jedoch nicht ausrei- 
chend. Als der deutsche 
Druck nach Auslieferung 
immer stärker wurde, er- 


BE’ 


BEGRENZTE ERWEITERUNG 


16 


Leierkastenmann auf dem Hof. 1937 


klärte Italien die Geflohenen 
zu Kriegsgefangenen und 
gründete auf Rab ein neues 
Lager für 3600 Jüdinnen 
und Juden der Zone. Als Ita- 
lien am 8. September 1943 
kapitulierte, befreiten sich 
243 LagerinsassInnen und 
gründeten eine eigene jüdi- 
sche PartisanInneneinheit. 
Ein Großteil der italie- 
nischen Streitkräfte übergab 
ihre Waffen an die Partisan- 
Innen, wodurch diese deut- 
lich erstarkten. Es ent- 
brannte ein hitziger Kampf 
zwischen den einrückenden 
deutschen Einheiten und 
den PartisanInnen um die 
Küstenregion. Als die Deut- 
schen Verstärkung schickten, 
gerieten die auf Rab verblie- 
benen Häftlinge in Gefahr. 
Im Herbst 1943 organisier- 
ten die PartisanInnen in ei- 
ner komplizierten Aktion die 
Evakuierung beinahe aller 
InsassInnen des ehemaligen 
„Judenlagers“ und retteten 
3151 Menschen. Es handelt 
sich dabei europaweit um ei- 
ne der größten Rettungsak- 
tionen von Jüdinnen und Ju- 
den aus einem Lager. Jene 
Menschen, die sich den Par- 
tisanInnen nicht anschließen 
konnten, wurden auf die be- 
reits befreiten ländlichen 
Gebiete aufgeteilt. Dabei 


kam es, abgesehen von den 
zu erwartenden Schwierig- 
keiten, wenn Städter auf 
ländlichem Gebiet angesie- 
delt wurden, zu keinen grö- 
beren Komplikationen, ge- 
schweige denn zu antisemi- 
tisch begründeter Ableh- 
nung der Geretteten. Im Ju- 
li 1941 hatte der bewaffnete 
Widerstand gegen die Usta- 
scha und die Besatzer be- 
gonnen. Erst als die Parti- 
sanlnnen in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1942 ein 
kompaktes befreites Territo- 
rium unter ihre Kontrolle ge- 
bracht hatten, schlossen sich 
auch ganze jüdische Famili- 
en den PartisanInnen an. 
Dabei ist ein Fall bekannt, 
in dem es eine PartisanIn- 
neneinheit aus antisemiti- 
schen Motiven ablehnte, Ju- 
den aufzunehmen, wie 
Goldstein in einer früheren 
Arbeit über kroatische Ju- 
den im antifaschistichen Wi- 
derstand schreibt. Die mei- 
sten Jüdinnen und Juden 
traten den PartisanInnen 
nach der Befreiung aus dem 
Lager auf Rab bei. Von den 
rund 9000 Jüdinnen und Ju- 
den, die den Holocaust auf 
dem Gebiet des NDH über- 
lebten, gelang dies der Hälf- 
te (10% der früheren jüdi- 
schen Bevölkerung) auf Par- 
tisanInnengebiet oder im 
PartisanInnenkampf. Das 
macht proportional die 
größte Zahl jüdischer Kämp- 
ferInnen im antifaschisti- 
schen Kampf und auch die 
größte Prozentzahl der Ge- 
retteten aus. Rund 800 Jüd- 
innen und Juden überlebten 
unter dem Schutz ihrer 
„Mischehen“ in Zagreb. 
Außer ihnen überlebten 
noch 150 bis 200 mehr oder 
minder zufällig oder auf- 
grund der Hilfe ihrer Mit- 
bürgerInnen auf dem Gebiet 
des NDH. Insgesamt über- 
lebten nur knapp mehr als 


20% jener Jüdinnen und Ju- 
den, die vor dem Krieg auf 
dem Gebiet des NDH gelebt 
hatten, den Krieg. 

Es scheint, als hätte es in 
Kroatien innerhalb der Be- 
völkerung eine stärkere Po- 
larisierung für oder gegen die 
Ustascha gegeben, als das in 
Österreich und Deutschland 
für den NS der Fall war. Vie- 
le waren in den Ustascha- 
Apparat eingebunden, aber 
viele schlossen sich auch dem 
PartisanInnenkampf an oder 
unterstützten ihn zumindest. 
Dieser antifaschistische 
Kampf schloss die Rettung 
von Jüdinnen und Juden aus 
Lagern - soweit sie durch- 
führbar war - ein. Auch gab 
es verbreitet Solidaritätsbe- 
kundungen und Hilfeversu- 
che (vor allem von kommu- 
nistischen Gruppen). 84 
KroatInnen wurden bis 2001 
zu Gerechten der Völker er- 
klärt. 

Nach 1945 wurde in Ju- 
goslawien der antifaschisti- 
sche Kampf staatsideologisch 
gefeiert. Dieser Umgang mit 
der Vergangenheit war aber 
weitaus sympathischer, als die 
Entwicklungen, die 1990 ins 
Rollen kamen. 

In der kroatischen Politik, 
Geschichtsschreibung, den 
Medien, Schulbüchern und 
der Öffentlichkeit versucht 
man seit der Unabhängigkeit 
Kroatiens den NDH in ei- 
nem günstigeren, verharmlo- 
senden Licht darzustellen. 
War der Revisionismus vor 
1990 ein gesellschaftliches 
Randphänomen, so wurde er 
von der neuen Regierung 
nicht nur ermutigt, sondern 
auch in das politische Pro- 
gramm aufgenommen. Dabei 
wurden und werden, ausge- 
hend von der Fetischisierung 
der kroatischen National- 
staatsidee, alle Entwicklun- 
gen, die in Richtung eines 
selbstständigen kroatischen 
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Staates gingen, unkritisch 
überbetont und verherrlicht 
- die „schlechten Seiten“ 
werden dabei minimalisiert 
oder ganz abgestritten. Die 
Umdeutungsversuche reichen 
von der Behauptung, der 
NDH hätte zwar die Rassen- 
gesetze unter dem Druck der 
Nazis erlassen, sie aber nicht 
exekutiert, über den Versuch, 
die Ustascha als nicht antise- 
mitisch darzustellen, bis zum 
Zweifel, ob der Holocaust in 
Kroatien wirklich stattgefun- 
den hat. Die vom kroatischen 
Parlament beauftragte Kom- 
mission zur Untersuchung 
von Kriegs- und Nachkriegs- 
verbrechen kommt nach ei- 
ner siebenjährigen Untersu- 
chungszeit (1992-1999) zu 
dem Ergebnis, der Zweite 
Weltkrieg hätte 331 nach ih- 
rer Religion definierte bzw. 
293 nach ihrer Volkszu- 
gehörigkeit definierte Juden 
das Leben gekostet. Für die 
Lager von Jasenovac wurden 
2238 Opfer vermerkt, ihre 
Religion oder Nationalität 
wurde jedoch nicht angege- 
ben. Bei diesem Revisionis- 
mus spielte der Präsident des 
neuen kroatischen Staates, 
Franjo Tudman, eine Schlüs- 
selrolle. Sein Buch Irrwege 
der Geschichtswirklichkeit 
stellt eine der Grundlagen 
dieses Revisionismus dar. 
Tudman, behauptet darin er- 
stens, in Jasenovac seien 
dreißig- bis vierzigtausend 
Menschen „umgekommen“, 
die meisten davon „Zigeuner“, 
dann Jüdinnen und Juden, 
SerbInnen, aber auch Kroa- 
tInnen. Zweitens trügen nicht 
ausnahmslos die Ustascha 
schuld, auch seien Juden nicht 
nur Opfer von Jasenovac, son- 
dern auch Mitschuldige, so 
Tudman. Er behauptet, dass 
Juden in dem Lager eine pri- 
vilegierte Stellung innegehabt 
und die Macht innerhalb des 
Lagers besäßen hätten. Sie 
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sollen mit den Ustascha eng 
verbunden gewesen sein, 
weshalb sie auch an Tötun- 
gen und Selektionen mitge- 
wirkt hätten. Die Organisati- 
on der Ermordung einer 
Gruppe von Roma sei Juden 
übertragen worden, die auch 
geschickt gegen die serbi- 
schen Häftlinge intrigiert hät- 
ten. Als Quellen verwendet 
Tudman erzwungene oder ge- 
fälschte Aussagen von drei 
ehemaligen Häftlingen, die 
seiner Meinung nach ein 
„ziemlich authentisches Bild“ 
vermitteln sollen. Er zitiert 
einen seiner „Hauptzeugen“, 
der gesagt haben soll, der Ju- 
de bleibe Jude, nur dass in 
Jasenovac seine schlechten 
Seiten deutlicher hervorge- 
treten wären. Tudman schätzt 
diese Meinung als übertrie- 
ben ein, sogar als antisemiti- 
sche Einstellung, fügt aber 
doppeldeutig hinzu, andere 
Zeugen würden ähnliches 
aussagen. Eine andere Quel- 
le, die Tudman in seinem 
Buch heranzieht, um das an- 
gebliche Verhalten „der Ju- 
den“ in Jasenovac darzustel- 
len, ist ein Buch von Ante Ci- 
liga, einem Schriftsteller, des- 
sen Glaubwürdigkeit sich am 
besten an dem Beispiel de- 
monstrieren lässt, dass er als 
einziger auf der Welt zu wis- 
sen glaubt, dass Stalin Pavelic 
angeboten habe, unter be- 
stimmten Bedingungen den 
NDH nach Kriegsende in sei- 
nen Grenzen anzuerkennen. 
Tudman zitiert also Ciliga, der 
schreibt, „die Juden“ hätten 
in Jasenovac die Initiative bei 
Vorbereitungen und Provo- 
kationen von Massentötun- 
gen von Nicht-Juden, Kom- 
munisten, Partisanen und 
Serben übernommen. Unter 
dem Druck amerikanischer 
und westeuropäischer jüdi- 
scher Institutionen und staat- 
licher VertreterInnen nahm 
Tudman in der amerikani- 
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schen Übersetzung seines Bu- 
ches alle antisemitischen Pas- 
sagen heraus und kürzte in 
der fünften Auflage seines 
Buches auf Kroatisch die an- 
tisemitischsten Stellen. Doch 
das ändert nichts an den Fol- 
gen seines Wirkens: Viele 
kroatische JournalistInnen 
und SchriftstellerInnen ha- 
ben seine Thesen aus der ur- 
sprünglichen Fassung der 
„Irrwege“ als richtungswei- 
send übernommen und in 
ihren Apologien des NDH 
weiterverarbeitet. 

Nicht nur als „Histori- 
ker“, auch als Politiker be- 
förderte Tudman den Revi- 
sionismus: Vor einer Ver- 
sammlung der HDZ sagte er 
über den NDH, er sei nicht 
nur ein faschistisches Gebil- 
de, sondern auch der Aus- 
druck des Jahrhunderte lan- 
gen Strebens des kroatischen 
Volkes nach einem unabhän- 
gigen Staat gewesen.+ Er di- 
stanzierte sich zwar später 
von der „Doppeldeutigkeit“ 
dieser Aussage, änderte aber 
nichts an der Politik der 
Identifizierung mit dem Usta- 
scha-Staat. Die Republik 
Kroatien knüpft mit dem Na- 
men ihrer Währung (Kuna), 
den Rängen ihrer Armee, der 
Terminologie in Staatsakten 
und der Umbenennung staat- 
licher Institutionen, wie des 
kroatischen Parlaments (Sa- 
bor) an den NDH an. Fast 
3000 Denkmäler für die ge- 
fallenen PartisanInnen und 
die Opfer des Ustascha- und 
Naziterrors wurden entfernt, 
zerstört oder beschädigt, 
Straßen, Kasernen und Insti- 
tutionen nach Ustascha-Amt- 
strägern und Militärbefehls- 
habern benannt, Ustascha- 
Lieder in die kroatische Fol- 
Der 
zweite Präsident des kroati- 


klore übernommen. 


schen Parlaments bezeichne- 


te die in Bleiburg nach dem 
Krieg getöteten Ustascha als 
„kroatische Armee“, aus der 
das heutige Kroatien empor- 
gewachsen wäre. Er meinte 
damit jene Armee, deren An- 
führer zu Kriegsende der 
langjährige Kommandant von 
Jasenovac, Vjekoslav Maks 
Luburig gewesen war. 

Dieser Revisionismus 
machte sich mit der Zeit in 
den unterschiedlichsten Li- 
teraturrichtungen breit: in 
Lexika, Büchern über kroa- 
tische Literatur und natürlich 
in Geschichtsbüchern. Ver- 
sucht man, in irgendeiner 
dieser Literatursparten etwas 
über ein bestimmtes Thema 
zu erfahren, und erwischt ei- 
ne der unzähligen, weit ver- 
breiteten Publikationen aus 
den 90-er Jahren, so kann 
man sich nur auf eines ver- 
lassen — dass alles, was man 
liest, mit äußerster Vorsicht 
zu genießen ist. So nennt z.B. 
ein Autor namens Dubravko 
Jeli&icin einem Buch über 
kroatische Literaturge- 
schichte (1997) neben Miro- 
slav Krleza, dem größten und 
bekanntesten kroatischen 
Schriftsteller, als mindestens 
ebenso großes Talent den an- 
tisemitischen Schriftsteller, 
Hetzredner und Ustascha- 
Minister Mile Budak. 

Wie lange man noch Hit- 
lers Mein Kampf in Schau- 
fenstern der Hauptstraße von 
Zadar bewundern und die 
Protokolle der Weisen von Zi- 
on in Zagreber Buchläden 
(„Diese Woche zum Aktions- 
preis!“) erstehen kann, wird 
sich weisen. Vor einigen Mo- 
naten forderte andererseits 
die Kroatische Liberale Bau- 
ernpartei (HSLS) ein Usta- 
scha- und NS-Widerbetäti- 
gungsverbot. Im Moment ist 
in Kroatien jedoch der Geist 
der Ustascha präsent. 


4 Rede Franjo Tudmans vom 24.2.1990 in Zagreb. 
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Gelebter Ethnozentrismus 


Roma in der Slowakei 


In alltäglichen Iden- 
titätsdiskursen wird 
auf Ethnizität als quasi- 
natürliche Kategorie 
zurückgegriffen. Um 
sich selbst als schon 
Immer existierendes 
nationales Kollektiv zu 
fassen, bedarf es einer 
Abgrenzung nach 
außen sowie der Ab- 
schottung von allem, 
was den vermeintlich 
einheitlichen Charak- 
ter des Inneren stört. 
Wenn dann eine seg- 
mentierte Integration 
durch Leistung oder 
ökonomische Verwert- 
barkeit angestrebt 
wird, sind wir bei einer 
guten Beschreibung 
der Situation der Ro- 
ma in der Slowakei. 


VON STEPHAN HOFER* 


*) Stephan Hofer studierte 
Politikwissenschaft in Wien, 
Tel Aviv und Coleraine/Nor- 
dirland sowie am Institut für 
Höhere Studien (IHS) und ar- 
beitet zur Zeit am Lehrstuhl 
für Politische Wissenschaft an 
der TU München. 
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it der EU-Erweiterung 
M und der Wende des 
westlich ausgerichteten 
Blickes nach Osten, ist es wie- 
der en vogue geworden, über 
ethnische Minderheiten und 
aussterbende Völker zu 
schreiben. In der deutsch- 
sprachigen Literatur hat sich 
Karl-Markus Gauß darin ei- 
nen Nischenplatz erkämpft 
und mit Die sterbenden Eu- 
ropäer oder seinem jüngsten 
Bändchen Die Hundeesser von 
Svinia Verkaufsschlager ge- 
landet. Gauß beschäftigt sich 
in seinen Büchern mit kultu- 
rellen Eigenheiten von gesell- 
schaftlichen Gruppen im pe- 
ripheren Europa und scheut 
nicht vor Ausdrücken wie 
„ethnischer Blick“ zurück. 
Gauß begründet seinen eige- 
nen Ethnozentrismus aller- 
dings nicht etwa durch eine 
normative Vorstellung von ei- 
ner „ethnisch“ begründeten 
Gesellschaft, sondern durch 
die spezifische Situation, in 
der sich etwa Roma in der 
Slowakei befinden. „Es ist ein- 
fach eine Realität“, sagt Gauß 
im Interview, „dass die ethni- 
sche Herkunft der Menschen 
in der Slowakei eine große 
Rolle spielt.“ Unter dem Ge- 
sichtspunkt eines ethnisch fi- 
xierten Identitätsdiskurses 
bleibt einer/einem Rom/ni 
kaum eine Chance, ein eige- 
nes, nicht von der Herkunft 
determiniertes Selbstbewusst- 
sein zu entwickeln. Das Kon- 
strukt Ethnizität wird somit 
zur alltäglichen Realität. 

Die Roma in der Slowakei 
sind von Alltagsrassismus und 
Ethnozentrismus in mehrerer 
Hinsicht betroffen. Sie stellen 


nach der ungarischen die 
zweitgrößte Minderheit der 
Slowakei, sind sozioökono- 
misch benachteiligt, leben zu 
zwei Drittel in eng definierten 
Wohnbereichen und stoßen 
aufgrund ihrer „ethnischen“ 
Zugehörigkeit insbesondere 
am Arbeitsmarkt auf Ableh- 
nung und Ausgrenzung. Ob- 
wohl die Verbesserung der Si- 
tuation von Minderheiten in 
den neuen EU-Mitgliedsstaa- 
ten Teil der so genannten Ko- 
penhagener Kriterien war und 
deren Einhaltung eine Vor- 
aussetzung für die Mitglied- 
schaft in der Union war, hat 
sich durch den Beitritt der 
Slowakei in die EU für die 
slowakischen Roma nicht viel 
verbessert, im Gegenteil. 
Durch die Steuerreform der 
rechtsliberalen Regierung un- 
ter Ministerpräsident Mikläs 
Däurinda von der christde- 
mokratischen SDKU und der 
Kürzung der Sozialhilfe im 
Zuge der Vorbereitungen für 
den Beitritt haben viele Roma 
einen großen Teil ihrer Ein- 
künfte verloren. Als Reaktion 
auf die Maßnahmen der Re- 
gierung kam es im Februar 
2004 zu Massenprotesten und 
Plünderungen in mehreren 


Orten der Ostslowakei. 


Verfolgt und vertrieben 

Roma leben schon seit Jahr- 
hunderten in der Slowakei. So 
lustig, wie es in Volksliedern 
geschildert wird, dürfte das 
„Zigeunerleben“ allerdings 
nicht immer verlaufen sein. 
Zwischen dem neunten und 
vierzehnten Jahrhundert von 
Nordindien über Persien und 
den Kaukasus nach Südeuro- 


pa eingewandert, wurde ihnen 
seit dem fünfzehnten Jahr- 
hundert mit restriktiver Aus- 
grenzungspolitik begegnet. 
Der Habsburger Leopold I er- 
klärte Roma für vogelfrei und 
ließ männliche Roma kurzer- 
hand aufknüpfen. Maria The- 
resia und Joseph II versuch- 
ten Roma zu integrieren und 
erwirkten durch Niederlas- 
sungspflicht, Steuerpflicht und 
den verpflichteten Arbeits- 
dienst für Gutsbesitzer die 
Eingliederung in die besitzlose 
Landbevölkerung. Mit der 
Verfassungsreform und dem 
Staatsgrundgesetz von 1867 
erlangten Roma BürgerInnen- 
status und damit — zumindest 
auf der legalen Ebene im Ver- 
hältnis zum Staate — zum er- 
sten Mal verbriefte Rechte. 
Mit der Gründung der 
Tschechoslowakei 1918 wur- 
den diese Rechte erneut ein- 
geschränkt und einem neuen 
Nationalismus untergeordnet. 
Mit dem Einmarsch deutscher 
Truppen 1938 begann die sy- 
stematische Verfolgung und 
Entrechtung der Roma. So 
durften sie nur in einer Di- 
stanz von zwei Kilometer von 
Hauptstraßen und Siedlungen 
leben, was die Grundlage für 
jene abseits gelegenen Sied- 
lungen schuf, die bis heute 
existieren. Erst nach der Inva- 
sion der Slowakei durch deu- 
tsche Truppen im Jahr 1944 
wurden slowakische Roma in 
Zwangsarbeitslager transpor- 
tiert oder in Massenhinrich- 
tungen vor Ort ermordet. 
Nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges versuchte das 
tschechoslowakische realso- 
zialistische Regime Roma zu 
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Werktätigen unter Werktäti- 
gen zu machen und sie so in 
die Gesellschaft zu integrie- 
ren. Roma wurden überall 
dort zwanghaft angesiedelt, 
wo wenig ausgebildete Ar- 
beitskräfte gebraucht wurden 
und landeten deshalb vor al- 
lem in Gegenden mit Schwer- 
industrie. Nach 1989 und 
dem Zusammenbruch der In- 
dustrie zog die slowakische 
Bevölkerung aus diesen Kri- 
senregionen ab. Die Roma al- 
lerdings blieben und sitzen 
dort bis heute in ihren Sied- 
lungen außerhalb der Städte, 
bei einer Arbeitslosigkeit von 
90, oft 100 Prozent, und 
meist ohne Perspektiven. 


Wirtschaftliche Depression 
Zwischen 400.000 und 
500.000 Roma leben in der 
Slowakei. Genauere Zahlen 
gibt es nicht, weil sich viele 
nicht als Roma deklarieren. 
„Man hat eben keine Vortei- 
le, Zigeuner zu sein“, ver- 
sucht Mirjam Karoly vom 
österreichischen Verein Ro- 
mano Centro diesen Umstand 
mit leichtem Sarkasmus zu 
erklären. In der Slowakei le- 
ben etwa zwei Drittel im 
südöstlichen Teil des Landes, 
rund um Kosice und im süd- 
lichen Bezirk Rimavskä So- 
bota. Der Rest lebt in und 
rund um Bratislava. 
Während Roma von 
Nicht-Roma als einheitliches 
Kollektiv gesehen werden, 
sind sie untereinander sehr 
verschieden. Die drei größ- 
ten Gruppen, deren Unter- 
scheidung vor allem auf lin- 
guistischen Eigenheiten ba- 
siert, sind die Rumungre (et- 
wa 90 Prozent der slowaki- 
schen Roma), die Vlachika 
und die Sinti. Nur etwa die 
Hälfte der Roma sprechen 
auch die Roma-Sprache, das 
Romanes oder Romani Chib. 
Die Bevölkerungsstruktur 
unterscheidet sich vom Rest 
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der SlowakInnen: Roma sind 
durchschnittlich jünger, haben 
eine wesentlich niedrigere Le- 
benserwartung und eine höhe- 
re Geburtenrate. Schätzungen 
gehen davon aus, dass — ceteris 
paribus - bis 2060 Roma die 
Bevölkerungsmehrheit in der 
Slowakei stellen können. Ro- 
ma sind signifikant ärmer, 
schlechter ausgebildet und lie- 
gen bei allen sozialen Indika- 
toren wie Gesundheitsversor- 
gung, Wohnsituation und Zu- 
gang zum Arbeitsmarkt hinter 
slowakischen Durchschnitts- 
werten. Insbesondere in den 
Roma-Siedlungen der Ostslo- 
wakei, wo die Arbeitslosigkeit 
besonders hoch ist, leben vie- 
le ausschließlich vom staatli- 
chen Sozialsystem. 

Genau das zu ändern, war 
das Ziel der rechtsliberalen 
Regierung. Arbeitsminister 
Ludovit Kanik erklärte, dass 
die Einschnitte bei den Sozi- 
alleistungen Langzeitarbeits- 
lose dazu bewegen sollen, sich 
Arbeit zu suchen. Gleichzeitig 
steht dahinter eine Integra- 
tionslogik der ökonomischen 
Verwertbarkeit. Im Februar 
2004 wurde damit begonnen, 
die Sozialhilfe um bis zu 50 
Prozent zu kürzen. Einzel- 
personen erhalten nur mehr 
ein Maximum von 1450 Kro- 
nen (etwa 35,7 Euro) statt bis- 
her 2900 Kronen, Familien 
maximal 4210 Kronen, 
während zuvor die Beihilfe 
1400 Kronen pro Kind be- 
trug. Zum Vergleich: Ein slo- 
wakisches Durchschnittsein- 
kommen, das kaum ausreicht, 
um eine Durchschnittsfami- 
lie zu ernähren, liegt bei etwa 
15000 Kronen. Die beschlos- 
senen Maßnahmen, so Ar- 
beitsminister Kanik, seien der 
einzige Weg zur Integration 
der Roma in eine Gesell- 
schaft, in der nicht die soziale 
Unterstützung, sondern Ar- 
beit die wichtigste Einkom- 
mensquelle sei. 
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Neben den Kürzungen bei 
den Sozialleistungen sind 
Personen mit niedrigem Ein- 
kommen - und damit auch 
ein großer Teil der Roma - 
von der Steuerreform der Re- 
gierung Däurinda besonders 
betroffen. Mit der Ein- 
führung eines einheitlichen 
Steuersatzes von 19 Prozent 
mit 1. Jänner 2004 - einer so 
genannten Flat Tax - stieg 
die Slowakei in den europäi- 
schen Steuerstandortwettbe- 
werb ein. Sowohl die Ein- 
kommensteuer für Private als 
auch die Körperschaftssteu- 
er wurden auf 19 Prozent ge- 
senkt, die Erbschaftssteuer 
und die Grundsteuer wurden 
gänzlich abgeschafft. Diese 
Flat Tax bedeutet allerdings 
auch eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer von 10 Pro- 
zent im Jahr 2002 und 14 
Prozent im Jahr 2003 auf 19 
Prozent. Gerade die Er- 
höhung dieser indirekten 
Steuern auf Güter des tägli- 
chen Bedarfes trifft niedrige 
Einkommen besonders. Für 
Menschen, deren einziges 
Einkommen die 35 Euro So- 
zialhilfe sind, werden Le- 
bensmittel somit nicht mehr 
leistbar. 

Für Roma bedeuten diese 
Maßnahmen Individualisie- 
rung und Kollektivierung 
gleichermaßen. Sozioökono- 
mische Risiken, wie Arbeits- 
losigkeit oder Krankheit wer- 
den auf sie als Individuen ab- 
gewälzt. Kollektive Diskrimi- 
nierung kommt noch hinzu. 
Da können Roma noch so 
darauf pochen, dass sie ja ei- 
gentlich nichts anderes als die 
Regierung wollen, nämlich 
arbeiten und Geld verdienen, 
wenn es einerseits keine Ar- 
beitsplätze gibt und anderer- 
seits arbeitssuchende Roma 
bei den wenigen ausge- 
schriebenen Stellen auf rassi- 
stische motivierte Ablehnung 
stoßen. 


„Hungerrevolte" 
Ende Februar, als die Kür- 
zungen bei der Sozialhilfe be- 
kannt wurden, gingen Hun- 
derte Roma auf die Straße. In 
einigen größeren Städten der 
Ostslowakei stürmten sie Ein- 
kaufszentren und plünderten 
Lebensmittelgeschäfte. Mit 
dem größten Transfer von Si- 
cherheitskräften seit 1989 ver- 
suchte die Regierung erfolg- 
reich, weitere Plünderungen 
zu verhindern. Während Mi- 
nisterpräsident Däurinda kei- 
nen Zusammenhang zwischen 
Sozialhilfekürzungen und den 
Ausschreitungen herstellen 
wollte und statt dessen von 
organisierten Unruhen „kri- 
mineller Elemente“ sprach, 
kündigten Roma-VertreterIn- 
nen weitere Proteste, Straßen- 
blockaden und einen Schul- 
boykott für den Fall an, dass 
die Reformen in Kraft treten. 
Seither blieb es aber ruhig. 
Mit dem EU-Beitritt der 
Slowakei mit 1. Mai 2004 än- 
dert sich die Situation der 
Roma. Zwar ist ihnen durch 
Übergangsfristen nach wie 
vor der Zugang zu den Ar- 
beitsmärkten der meisten 
Mitgliedsstaaten verwehrt, Ir- 
land und Großbritannien ha- 
ben aber bereits ihre Ar- 
beitsmärkte geöffnet. Gleich- 
zeitig versucht die EU, durch 
Förderprogramme die Ab- 
wanderung der Roma aus der 
Peripherie in die europäi- 
schen Zentren zu verhindern. 
Rein ökonomisch betrachtet 
dürfte es wenig Anlass für die 
insgesamt rund acht Millio- 
nen Roma geben, die seit 
dem 1. Mai EU-BürgerInnen 
sind, in den wirtschaftlichen 
Krisenregionen zu bleiben. 
Ob eine Emigration aus der 
Slowakei auch ein Ende der 
Diskriminierung bedeutet, 
ist, zumindest vor dem Hin- 
tergrund der österreichischen 
Volksgemeinschaft, allerdings 
mehr als fraglich. 
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Europalsc 


Zur Konstruktion Europas gegen die USA 


Zwischen Irak-Krieg 
und Osterweiterung 
haben die europäi- 
schen Ideologie- 
schmiede alle Hände 
voll zu tun. Vor allem 
Rechtsextreme arbei- 
ten an der Identität 
Kontinentaleuropas, 
das sich gegen die 
USA zur Weltmacht 
aufschwingt. 


VON HERIBERT SCHIEDEL 
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er ehemalige Nationalso- 
D zialist und spätere FPÖ- 
Nationalrat Otto Scrinzi weist 
nicht ohne Stolz und Berech- 
tigung darauf hin, dass „die 
Europaidee (...) einen langen 
deutschen Stammbaum (hat)“ 
und „nicht nur in Zeiten deut- 
scher Schwäche in Blüte 
(war).“1 Tatsächlich kommt 
im Prozess der Konstruktion 
Europas den Ideologen des 
Deutschtums und der extre- 
men Rechten eine Avantgar- 
defunktion zu. Während Kon- 
servative und Sozialdemokra- 
tInnen im Kalten Krieg gegen 
die Sowjetunion auch ideolo- 
gisch das Bündnis mit den 
USA suchten und fanden, 
grenzten sie ihr integriertes 
Europa unter deutscher und 
später deutsch-französischer 
Hegemonie bereits von dieser 
„raumfremden“ Macht ab. 
Offen werden von Andreas 
Mölzer, der auf der FPÖ-Li- 
ste gerade einen Vorzugsstim- 
menwahlkampf um den Ein- 
zug ins Europäischen Parla- 
ment führt, die revanchisti- 
schen Gelüste hinter der 
„deutsch-französische(n) 
Freundschaft“ gegen die USA 
eingeräumt: Diese wirke „als 
Keim europäischer Eigen- 
ständigkeit und damit auch 
deutscher Emanzipation.“2 
Noch auf den Trümmern 
der nationalsozialistischen „Fe- 
stung Europa“ begannen wei- 
te Teile der extremen Rechten 
mit ihrer Rekonstruktion. Da- 
bei knüpften sie an den eu- 
ropäischen Befreiungsnatio- 
nalismus an, wie er von fa- 
schistischen Intellektuellen vor 
allem in Italien und Frank- 
reich konzipiert worden war. 
Dieser Befreiungsnationalis- 
mus ist bei aller Kollaboration 


seiner Träger nicht gleichzu- 
setzen mit den nationalsozia- 
listischen Plänen zur „Neu- 
ordnung Europas“3. Erst ab 
Anfang 1943 kam es hier (vor 
allem aus militärstrategischen 
Überlegungen seitens Nazi- 
Deutschlands) zu 
Annäherung. Insbesondere 


einer 


von der Propagandaabteilung 
der „Wehrmacht“ wurde nun 
die Einheit Europas gegen die 
„raumfremden Mächte“ USA 
und UdSSR in Anschlag ge- 
bracht. Als Vorwegnahme die- 
ser Einheit wurde die seit da- 
mals auch für „nicht-arische 
Völker“ offene Waffen-SS prä- 
sentiert.4 Heute attestiert Möl- 
zer dem Nationalsozialismus 
versucht zu haben, „den Kon- 
tinent zu einigen“.5 

Nach der Überwindung 
der Nachkriegsordnung fand 
der Ruf nach Befreiung von 
der US-Hegemonie weit über 
die Grenzen des Rechtsextre- 
mismus hinaus Gehör. Ent- 
sprechend selbstbewusst wur- 
de nun die alte Forderung 
vorgetragen: „Die Zeit ist reif 
für eine grundlegende Um- 
orientierung der europäischen 
Völker — weg vom raumfrem- 
den, überstaatlichen Weltpo- 
lizisten, hin zu einer neuen 
kontinentalen Großraumord- 
nung, die europäischen Inter- 
essen endlich Vorrang ein- 
räumt und Europa wieder in 
den Rang einer souverän han- 


delnden Größe erhebt.“ 


Old Europe 

Spätestens mit dem Irak-Krieg 
hat der Antiamerikanismus 
Eingang gefunden in herr- 
schende Diskurse. Wenn die 
deutsche Justizministerin a.D. 
Hertha Däubler-Gmelin 
(SPD) Bush mit Hitler ver- 


he „Wiedergeburt 


gleicht, die ÖVP-Spitzenkan- 
didatin bei den Wahlen zum 
Europäischen Parlament, Ur- 
sula Stenzel, angesichts des 
Folterskandals im Irak von 
„KZ-Schergen“ spricht, ist das 
nicht nur wahlstrategisches 
Kalkül, sondern auch sponta- 
ner Ausdruck des kollektiven 
antiamerikanischen Ressenti- 
ments. Und weil dieses eng 
verwandt ist mit dem Antise- 
mitismus, begleitet auch sein 
Anwachsen den Prozess der 
ideologischen Einigung Euro- 
pas. Es ist das alte Muster der 
(deutschen) Nationsbildung 
gegen die Juden und Jüdin- 
nen, das hierbei aktualisiert 
wird. Dies aber nicht, ohne 
dass dem Formwandel des 
nachnationalsozialistischen 
Antisemitismus Rechnung ge- 
tragen wird: Sein Subjekt will 
keiner mehr sein, sein Objek- 
te sind (zumindest in seiner ra- 
tionalisierten Form) weniger 
die europäischen Juden und 
Jüdinnen als vielmehr Israel 
als der „Jude unter den Staa- 
ten“ (J. Amäry), die „Wall 
Street“ und die „Ostküste“. 
Dementsprechend ver- 
langte der Wiener FPÖ-Ob- 
mann Heinz-Christian Strache 
jüngst, dass „wir unsere Ener- 
gie darauf konzentrieren soll- 
ten, eine gemeinsame Außen- 
politik zu betreiben, welche 
nur die europäischen Interes- 
sen und nicht die der Wall 
Street vertritt.“ Dem deutsch- 
national Korporierten gefällt 
die „Achse Paris-Berlin-Mos- 
kau (...) mehr als jene von 
Brüssel-Washington.“ Vom 
Staatssozialismus befreit, wird 
nun also auch Russland zur 
Achsenmacht. Mit diesem und 
Japan würde Europa eine 
„lange Freundschaft“ verbin- 
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den, weil „wir uns auf der Ba- 
sis unserer Kulturen sicher 
besser verständigen können als 
mit der seichten ‚Mc-Donalds- 
und Rock’n Roll-Kultur‘ der 
USA.“’ Der Kontinent ist 
nicht nur frei von der Seicht- 
heit und Oberflächlichkeit der 
USA, sondern auch vom 
„krassen Materialismus“8 und 
von jüdischer Vorherrschaft. 
Demgegenüber würden in den 
USA laut Mölzer „nur zwei 
von undurchsichtigen Mäch- 
ten kontrollierte Parteien ein- 
ander als fragwürdige Alter- 
nativen gegenüberstehen und 
überdies mächtige Lobbys im 
Hintergrund die wahre Macht 
ausüben und keinesfalls das 
Volk zwischen San Francisco 
und Washington.“? 

Und schließlich müsse Eu- 
ropa im Unterschied zu den 
kriegslüsternen USA eine neu- 
trale „Friedensmacht“ dar- 
stellen: Mölzer verlangt, dass 
„es sein gesamtes moralisches 
Gewicht und seine wirtschaft- 
liche Stärke in den Kampf um 
den Frieden und damit in er- 
ster Linie in den Kampf gegen 
den Terror investiere. Ein ge- 
meinsames, geschlossenes und 
entschiedenes Auftreten der 
Europäer gegen jede Form 
von Terror: Gegen den, wie er 
von Osama Bin Laden aus- 
geht, und gegen jenen, den 
Herr Rumsfeld und Herr Sha- 
ron verbreiten“ .10 

Entsprechend der Tatsa- 
che, dass die EU-BürgerInnen 
mehrheitlich Israel für die 
größte Gefahr für den Welt- 
frieden halten, kämpft die um 
die deutsch-französische Ach- 
se gruppierte „Friedensmacht“ 
mit ihren arabischen Freund- 
Innen gegen den globalen 
Brandstifter. Im europäischen 
Kampf gegen den Terror wird 
mit Arafat einer dessen Paten 
hofiert und mit Millionen an 
Euro monatlich alimentiert. 
Und mit islamistischen Mord- 
brennerInnen sucht man den 
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„kritischen Dialog“, so jüngst 
bei einem Symposium, das die 
deutsche Friedrich Ebert Stif- 
tung gemeinsam mit der öster- 
reichischen Botschaft in Beirut 
ausgerichtet hat. Aber noch 
kann die EU nicht wie sie will: 
Auf Druck der USA musste 
eine Dialogpartnerin, die Ha- 
mas, als terroristisch eingestuft 
werden. Insbesondere das Eu- 
ropäische Parlament ist zu ei- 
ner „Festung des Anti-Israel- 
(MdEP 
Frangois Zimeray) geworden. 
Anstatt mehrheitlich einem 
Untersuchungsausschuss zur 
zweckwidrigen Verwendung 
der EU-Gelder an die Palästi- 
nensische Autonomiebehörde 


Extremismus“ 


zuzustimmen, überschlagen 
sich die Abgeordneten in So- 
lidaritätsbekundungen für die 
Opfer des israelischen „Staats- 
terrorismus“ und in Boykott- 
aufrufen gegen Israel. Beglei- 
tend zu dieser Politik wurde 
Ende Juni 2003 die Foto-Aus- 
stellung „Die neuen Mauern 
Jerusalems - Israel, Land der 
Apartheid“ im Gebäude des 
EU-Parlaments präsentiert. 


Europas Kern 

Die Ideologen einer eigen- 
ständigen europäischen Welt- 
macht rezipieren die EU- 
Osterweiterung ambivalent. 
Einerseits wird sie vor dem 
Hintergrund _ christlicher 
Abendlandschwärmerei und 
ökonomischer Interessen als 
„Wiedervereinigung“ (Bun- 
deskanzler Schüssel) gefeiert, 
andererseits wird dadurch ein 
Rückschlag in den Emanzipa- 
tionsbestrebungen von den 
USA befürchtet. Vor allem Po- 
len wurde seine Beteiligung an 
der Befreiung des Irak in Ber- 
lin und Paris übel genommen. 
Der deutsche Friedensbeweg- 
te Alfred Mechtersheimer, der 
von den Grünen über den ara- 
bischen Nationalismus zum 
Rechtsextremismus wanderte, 


beklagt, dass die „Politik der 
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Szymeio wird fortgeweht. 1937 


(US-amerikanischen, Anm. H. 
S.) Einmischung auf dem eu- 
ropäischen Kontinent (er- 
leichtert wird) durch die Po- 
litik der mittelosteuropäischen 
Staaten, die sich wie eine 
Fünfte Kolonne der USA ver- 
halten. (...) So führt die Oster- 
weiterung absurderweise zu 
einer Verstärkung der Westo- 
rientierung, das heißt der 
Amerikanisierung“!! 

Aber den widerspenstigen 
Neulingen werden die Her- 
renmenschen ihren Amerika- 


nismus schon noch austreiben. 
Offen wird die von der geo- 
graphischen Mittellage und 
der Vergangenheit abgeleitete 
Vormachtstellung Deutsch- 
lands und Österreichs von 
Mölzer angesprochen: Ausge- 
hend von der „Tatsache (...), 
dass Europa, sowohl geopoli- 
tisch als auch geistig-kulturell 
bis dorthin reichen muss, wo 
die geistigen Grenzen und da- 
mit auch die Grenzen der po- 
litischen Einflüsse des alten 
Heiligen Römischen Reiches 


1 Otto Scrinzi: Imperium, Reich, Europa. In: Mölzer, Andreas 
(Hg): Europa im rechten Licht. Rechtsdemokraten und Pa- 
trioten über Zustand und Zukunft des Kontinents. Wien 


2004, 5. 54. 


2 Andreas Mölzer: Europa - das Friedensprojekt. In: ebd., S. 27. 

3 vgl. Paul Kluke: Nationalsozialistische Europaideologie. In: 
Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte, 3/1955, $. 240-275. 

4 So bezeichnete Jörg Haider noch Anfang der 9er Jahre die 
Waffen-SS als "Vorkämpfer für das vereinte Europa”. (Zit. n. 
Hans-Henning Scharsach: Haiders Kampf. Wien 1992, S. 7) 

5 Andreas Mölzer: Europa am Scheideweg. In: Mölzer a.a.O., 
S. 18f. 

6 Karl Richter: Fortschritt 1992. In: Nation & Europa, 1/1992, 
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Deutscher Nation waren“, 
Nation ihr 
Führungsstatus zugewiesen. 


wird dieser 


Das „größte Interesse an der 
Osterweiterung eben dieser 
Art“ haben daher „die Deut- 
schen und auch die Österrei- 
cher, die in ihrer historischen 
Staatlichkeit für eben diesen 
Bereich zum Teil Hegemoni- 
almacht, zum Teil Entwick- 
lungszentrum, Schutz und 
Schild waren (...). Damit 
rücken nämlich die Deutschen, 
rücken Berlin und Wien in die 
Mitte des neuen Europa. Die 
Achse Brüssel-Straßburg, die 
bisher (...) das Zentrum der 
EU war, dürfte damit von der 
Achse Berlin-Wien mit einer 
gewissen Zwangsläufigkeit ab- 
gelöst werden.“ 12 

Die zunächst ökonomisch 
und dann außenpolitisch (ge- 
gen die USA) motivierten 
Überlegungen zur Notwen- 
digkeit eines Kerneuropas 
wurden von Mölzer bereits 
Mitte der 90er Jahre mit dem 
Hinweis, dass dieses „das Eu- 
ropa Karls des Großen wä- 
re“ begrüßt. Bei aller Be- 
scheidenheit erinnert er dar- 
an, dass die kerneuropäische 
„Hartwährungszone als ein 
Bereich besonderer ökono- 
mischer Leistungskraft und 
finanzpolitischer Disziplin 
auf ganz kurioser Weise mit 
dem alten deutschen Volks- 
boden identisch ist. “13 


Achsen-Philosophen 

Am 31. Mai 2003 publizierte 
eine Gruppe von prominen- 
ten europäischen Intellektu- 
ellen ihre Vorstellungen zu ei- 
ner eigenständigen Weltmacht 
Europa. In der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung tat sich 
Jürgen Habermas mit Jacques 
Derrida zusammen, um von 
der „Wiedergeburt Europas“ 
zu schwadronieren. Schon im 


Titel schwingt der reaktionäre 
Gehalt dieser Utopie mit, 
denn wann hat denn Europa 
jenseits des christlichen 
Abendlandes und seiner ari- 
stokratisch-despotischen Ver- 
teidiger gelebt? Dass gar die 
Überwindung des US-ameri- 
kanischen Einflusses nach 
1945 gemeint ist, das wieder- 
geborene Europa der beiden 
Philosophen also das natio- 
nalsozialistische ist, soll hier 
nicht unterstellt werden. Es 
ist schon so schlimm genug, 
was sich da an europäischer 
Ideologie entfaltet. 
Einleitend erklären Ha- 
bermas und Derrida die an- 
tiamerikanischen Großde- 
monstrationen gegen die alli- 
ierte Invasion in Saddams Re- 
publik des Schreckens vom 
Februar 2003 zum „Signal für 
die Geburt einer europäischen 
Öffentlichkeit“. Weil sie so 
sehr Europäer sind, können 
sie das Problematische an der 
eigenen Formulierung von der 
„Macht der Gefühle“, welche 
„Europas Bürger gemeinsam 
auf die Beine gebracht hat“, 
gar nicht mehr sehen. 
Habermas und Derrida 
machen auch das, 
IdeologInnen immer machen, 
nämlich das partikulare Inter- 
esse als allgemeines verkaufen. 
Sie reden von Europa, wo sie 
die Staaten rund um die 
deutsch-französische Achse 


was 


meinen. Erst auf institutionel- 
ler Ebene sprechen sie Klar- 
text und offen von Kerneuro- 
pa: „Einstweilen sind wohl nur 
die kerneuropäischen Mit- 
gliedstaaten bereit, der EU ge- 
wisse staatliche Qualitäten zu 
verleihen.“ Im Unterschied zu 
den rechtsextremen Europäer- 
Innen, die nach wie vor die 
Vaterländer hochhalten, sind 
die sozialdemokratischen be- 
reit, zugunsten eines einheitli- 


12 Andreas Mölzer: Das Abendland als Ganzes. In: ebd., S. 40. 


13 Aula 10/94, S. 8. 


22 


chen Auftretens gegenüber 
dem imperialistischen Kon- 
kurrenten auf nationalstaatli- 
che Politikkompetenz zu ver- 
zichten. Konsequenterweise 
beginnen Habermas und Der- 
rida hier auch mit der Forde- 
rung nach einem tatsächlichen 
EU-Außenminister. 

Vor dem Hintergrund der 
antiamerikanischen Massen 
geben sich die beiden aber 
nicht mit Kerneuropa zufrie- 
den. Weil sich dieses „nicht 
zu Kleineuropa verfestigen 
(darf)*“, müssen die übrigen 
Staaten von ihrem „Separa- 
tismus“ — Mechtersheimers 
„Amerikanismus“ - Ab- 
schied nehmen und sich der 
deutsch-französischen „Lo- 
komotive“ unterwerfen. 

Auch wenn das Feindbild 
nicht unmittelbar erwähnt 
wird, sind die USA schnell als 
dazugehörige Negativfolie er- 
kannt, wenn bei Habermas 
und Derrida die Rede auf „ein 
solidaristisches, auf gleich- 
mäßige Versorgung abzielen- 
des Ethos des Kampfes für 
‚mehr Gerechtigkeit‘“ kommt, 
welches sich in Europa „gegen 
ein individualistisches Ethos 
der Leistungsgerechtigkeit 
durchgesetzt“ habe. 

Mit dem Nationalsozialis- 
mus hat das deutsche Europa 
noch eine Erfahrung den USA 
voraus. Diese prädestiniert es 
als moralische Instanz und als 
Friedensmacht, an der nun die 
Welt genesen soll: „Das heu- 
tige Europa ist durch die Er- 
fahrungen der totalitären Re- 
gime des zwanzigsten Jahr- 
hunderts und durch den Ho- 
locaust (...) gezeichnet. Die 
selbstkritischen Auseinander- 
setzungen über diese Vergan- 
genheit haben die moralischen 
Grundlagen der Politik in Er- 
innerung gerufen. Eine er- 
höhte Sensibilität für Verlet- 
zungen der persönlichen und 
körperlichen Integrität spie- 
gelt sich unter anderem darin, 
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dass Europarat und EU den 
Verzicht auf die Todesstrafe 
zur Beitrittsbedingung erho- 
ben haben.“ Aufgrund des 
großen Erfolges wird das 
deutsche Stück des Lernens 
aus der Vergangenheit nun auf 
der europäischen Bühne ge- 
geben. Wie die Deutschen in 
Auschwitz gelernt haben, dass 
sie morgen weltweit für Frie- 
den und Gerechtigkeit kämp- 
fen müssen, legitimiert nun die 
Vergangenheit Europa als kan- 
tischen Weltinnenminister. 
Das gilt auch für den Koloni- 
alismus, dem von Habermas 
und Derrida ebenfalls kathar- 
tische Wirkung angedichtet 
wird: „Jede der großen eu- 
ropäischen Nationen hat eine 
Blüte imperialer Machtentfal- 
tung erlebt und, was in unse- 
rem Kontext wichtiger ist, die 
Erfahrung des Verlusts eines 
Imperiums verarbeiten müs- 
sen. Diese Abstiegserfahrung 
verbindet sich in vielen Fällen 
mit dem Verlust von Koloni- 
alreichen. Mit dem wachsen- 
den Abstand von imperialer 
Herrschaft und Kolonialge- 
schichte haben die europäi- 
schen Mächte auch die Chan- 
ce erhalten, eine reflexive Di- 
stanz zu sich einzunehmen. So 
konnten sie lernen, aus der 
Perspektive der Besiegten sich 
selbst in der zweifelhaften Rol- 
le von Siegern wahrzunehmen, 
die für die Gewalt einer auf- 
oktroyierten und entwurzeln- 
den Modernisierung zur Re- 
chenschaft gezogen werden. 
Damit könnte die Abkehr 
vom Eurozentrismus befördert 
und die kantische Hoffnung 
auf eine Weltinnenpolitik be- 
flügelt Unver- 
schämter wurden materielle 


werden.“ 


Interessen noch selten hinter 
Idealen und Moral versteckt. 
Aber das ist ja eigentlich seit 
jeher das Widerliche an sozi- 
aldemokratischer Ideologie- 
produktion, nun halt auch auf 
europäischer Ebene. 
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Germany goes east. Reloaded 


ie Anstrengungen 

Deutschlands die Nach- 
kriegsordnung zu begraben, 
die mit der deutschen Wie- 
dervereinigung einen vorläu- 
figen Höhepunkt erreichten, 
kennzeichneten im letzten 
Jahrzehnt deutsche Politik. 
„Ein starkes, vereintes und 
demokratisches Europa mit 
einer gemeinsames Sicher- 
heits- und Außenpolitik 
überwindet endgültig die 
Vergangenheit“, heißt es 
sichtlich erleichtert in der 
Presseaussendung der deut- 
schen Bundesregierung an- 
lässlich des EU-Beitritts der 
zehn hauptsächlich osteu- 
ropäischen Staaten am 1. 
Mai 2004. Deutschland hat 
sich unter der rot-grünen Re- 
gierung endgültig von der 
„Last der Vergangenheit“ be- 
freit. Gerhard Schröder darf 
heuer den alliierten Feiern 
zum D-Day in der Norman- 
die beiwohnen und mit dem 
„ideellen Gesamtdeutschen“ 
Martin Walser am Jahrestag 
der deutschen Kapitulation 
öffentlich und ungestraft 
über Nation und Vater- 
landsliebe  schwafeln. 
Während die Heimat-Ver- 
triebenenverbände noch in 
den revanchistischen Start- 
löchern stehen, ihr 
„Recht auf Heimat“ mittels 
EU-Recht durchzusetzen, hat 
sich die deutsche Wirtschaft 
durch den expansiven Drang 


um 


nach Osten schon eine gün- 
stige Ausgangsposition ver- 
schafft. Anlass genug, die 
Vormachtstellung Deutsch- 
lands in der EU und die Re- 
germanisierung in den ehe- 
maligen „Ostblockstaaten“ 
ein wenig genauer zu be- 
trachten. 
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Expansion um des 
Friedens willen 

Am Anfang stand Mitte der 
1990er Jahre die implizite 
Drohung mit Krieg.! Europa 
müsse um der Sicherung des 
Friedens willen zusammen- 
wachsen, so die gebets- 
mühlenartigen Appelle der 
Regierung Kohl. Sollten sich 
die ehemals realsozialistischen 
Staaten dieser Zwangsbe- 
glückung verweigern, wäre 
Krieg deutscher Logik mög- 
liche Konsequenz - eine Er- 
fahrung, die Jugoslawien 1999 
machen sollte. Es war damals 
weniger noch der unbeding- 
te Wille zur Erweiterung der 
Europäischen Union, sondern 
vor allem die Möglichkeit der 
wirtschaftlichen Expansion. 
Ungefähr zehn Jahre später 
befinden sich die neuen EU- 
Mitglieder sowohl in ökono- 
mischer als auch in großer 
politischer Abhängigkeit von 
Deutschland. Der Streit um 
die vom EU-Konvent ent- 
worfene neue EU-Verfassung 
und die Ablehnung derselben 
durch Polen und Spanien im 
Dezember 2003 machte dies 
deutlich. 

Schon im Vertrag von Niz- 
za 2000 wurde der Einfluss 
der bevölkerungsstärksten 
Staaten beträchtlich ver- 
größert, Deutschland wurden 
9% der Stimmen zugespro- 
chen, ebenso wie Frankreich, 
Großbritannien und Italien. 
Außerdem wurde Deutsch- 
land als dem größten EU-Mit- 
glied durch diese Einführung 
des demographischen Faktors 
eine zusätzliche Vetofunktion 
wesentlich erleichtert. Der 
Entwurf der neuen EU-Ver- 
fassung zementiert die Hege- 
monialstellung Deutschlands 


weiter ein. Sollte diese Ver- 
fassung angenommen werden, 
dann verpflichteten sich nicht 
nur alle EU-Staaten zur mi- 
litärischen Aufrüstung, son- 
dern Deutschland würde auch 
etwa 18% der Stimmen in 
den entscheidenden EU-Gre- 
mien erhalten. Zusätzlich wird 
in einigen Bereichen wie Ju- 
stiz und Inneres die Aufgabe 
des die Zustimmung aller er- 
fordernden Einstimmigkeit- 
sprinzips den Einfluss weni- 
ger großer Staaten, darunter 
u.a. Spanien, Polen und die 
Tschechische Republik, mas- 
siv verringern. „Qualifizierte 
Mehrheiten“ sollen die Ent- 
scheidungsfindung der EU 
„erleichtern“. Dass der Präsi- 
dent des Europäischen Kon- 
vents, Valerie Giscard D’ 
Estaing, ebenfalls ganz nach 
deutschem Geschmack war, 
erscheint angesichts dieser 
Fakten nur mehr als Detail am 
Rande. Dieser ordnete 1975 
als Staatspräsident Frank- 
reichs an, dass aus Rücksicht 
auf die deutsch-französischen 
Beziehungen anlässlich des 
Jahrestags der militärischen 
Zerschlagung des Nationalso- 
zialismus keine offiziellen Fei- 
ern mehr stattfinden sollten.2 

Die Verhandlungen mit 
den Beitrittskandidaten zeich- 
neten sich durch genau jenen 
Unilateralismus aus, der der 
US-amerikanischen Außen- 
politik zu jeder erdenklichen 
Gelegenheit von deutsch-eu- 
ropäischer Seite vorgeworfen 
wird. Im Rahmen des als „Re- 
gatta“ bezeichneten Aufnah- 
meverfahrens wurden den 
Beitrittswerbern Kriterien 
vorgeschrieben, die umgesetzt 
werden mussten. Neben der 
bedingungslosen Übernahme 


„Zwei Aufgaben gilt es 
parallel zu meistern: 
Im Innern müssen wır 
wieder zu einem Volk 
werden, nach außen 
gilt es etwas zu voll- 
bringen, woran wir 
zweimal gescheitert 
sind.” 

Klaus Kinkel, damali- 
ger deutscher Bundes- 
außenminister 1993 


von MATTHIAS FALTER* 


*) Matthias Falter studiert 
Politikwissenschaft in Wien 
und ist in der Basisgruppe 
Politikwissenschaft aktiv. 
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Bahamas 


Der Antiimperialismus ist ein Meister aus Deutsch- 
land: Die Verständnisinnigkeit, ja die kaum ver- 
hohlene Begeisterung, die insbesondere das 
sozialdemokratisierte deutschfreundliche Europa 
dem brachialen Antisemitismus und dem zivilisa- 
tionsfeindlichen Kollektivismus, wie ihn der Djiha- 
dismus propagiert und praktiziert, entgegenbringt, 
läßt nur einen Schluß zu: Der antiwestliche Krieg 
spricht ihm aus der Seele. Im Djihadismus findet 
es alle Ingredienzen des historischen „deutschen 
Weges“ (Schröder); jene Ingredienzen, die von 
Beginn an das ausmachen, was deutsch ist: die 
Installation des Kapitalismus nicht durch sondern 
gegen das Bürgertum; Konkurrenzfähigkeit ohne 
Krise, Frieden ohne Freiheit, Gemeinschaft statt 
Gesellschaft, die Feindseligkeit gegen die Indivi- 
duation, die Verteidigung der Regression als 
höhere Kulturstufe; allgemein gesagt: der Affekt 
gegen das Fremde, Unordentliche, Vermischende, 
gegen Liberalismus, Tauschbeziehungen, Ab- 
straktheit, Kritik und Aufklärung, und die selbst- 
bezügliche Liebe zum Hergebrachten, Kindlichen, 
Vorbegrifflichen, zur fraglosen Autorität. 


Die Bahamas erscheint 3 bis 4 mal im Jahr. 
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Das aktuelle Heft oder Nachbestellungen bei: 
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des acquis communautaire, 
das ungefähr 80 000 Seiten 
umfassende EU-Regelwerk, 
galt es vor allem die Kopen- 
hagener Kriterien zu erfül- 
len.3 Diese verlangten neben 
politischer Stabilität, Demo- 
kratie und Rechtsstaatlichkeit 
in erster Linie eine funktio- 
nierende Marktwirtschaft. 
Das Nichterreichen dieser Pa- 
rameter hätte, so wie im Falle 
Bulgariens und Rumäniens, 
eine Nichtaufnahme in die 
EU oder zumindest Sanktio- 
nen zur Folge gehabt. 


Deutsche Wirtschafts- 
politik im Osten 

Am Anfang der Transformati- 
on in Öst- und Mitteleuropa 


nach dem Ende des Realso- 
zialismus stand eine radikale 
Umstrukturierung der Wirt- 
schaft mittels Zerschlagung 
bzw. Teil-privatisierung der In- 
dustrie. Die von Westeuropa 
forcierte Öffnung des Mark- 
tes war die Voraussetzung für 
die Expansion nach Osten 
und die Abhängigkeit der 
Kandidatenländer. Westliche 
und hier wiederum vor allem 
deutsche Konzerne verlegten 
hauptsächlich arbeitsintensive 
Branchen aufgrund der Lohn- 
differenz in eben diese Staa- 
ten. Während sich die osteu- 
ropäischen Märkte für Kapi- 
tal und westliche Produkte 
öffnen mussten, agierte die EU 
äußerst protektionistisch ge- 


1 Ralf Schröder: Stationen eines Feldzugs. In: Konkret 3/2004, 


5. 35-38. 


2 Peter Reichel: Politik mit der Erinnerung, Frankfurt/Main, 


1999, $. 244. 


3 Hannes Hofbauer: Osterweiterung. Vom Drang nach Osten 
zur peripheren EU-Integration, Wien, 2003, $. 77ff. 
4 Zit. nach Hofbauer, a.a.O., 8.29. 
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genüber jenen Ländern und 
schottete ihren Markt ge- 
genüber Importen aus Osteu- 
ropa ab, der Handel innerhalb 
des ehemaligen RGW-Raumes 
wurde großteils unterbunden. 
Westliche Agrarprodukte wer- 
den auch nach dem Beitritt bei 
weitem höher subventioniert 
als östliche. Die von der EU 
als so bedeutend hervorgeho- 
bene Freizügigkeit der Ar- 
beitnehmerInnen wurde für 
Menschen aus den neuen Mit- 
gliedsländern auf mehrere Jah- 
re außer Kraft gesetzt. 
Anhand einiger Zahlen 
wird das asymmetrische Ver- 
hältnis und die Abhängigkeit 
der neuen EU-Mitglieder von 
der Aufnahmefähigkeit der 
Wirtschaft deutlich. Im Jahr 
2001 gingen über 34% der 
polnischen Exporte nach 
Deutschland, 
schlugen sich Importe aus 
Deutschland mit 24% in der 
polnischen Handelsbilanz nie- 
der. Mit jeweils nur ungefähr 
2% an Exporten und Impor- 
ten für die deutsche Gesamt- 
wirtschaft wird die polnische 
Abhängigkeit verdeutlicht. Ei- 
ne ähnliche Asymmettrie tritt 
im Fall der Tschechischen Re- 
publik auf. 38% der tsche- 
chischen Exporte gingen 2001 
nach Deutschland, in dessen 
Außenhandelsbilanz diese ma- 
gere 3% ausmachen. Die 
knapp 40% deutscher Im- 
porte nach Tschechien be- 


umgekehrt 


deuten für Deutschland ins- 
gesamt weniger als 3% der 
Gesamtexporte. Die Gewin- 
ne von Firmen in Osteuropa 
werden wiederum hauptsäch- 
lich von deutschen Unterneh- 
men erwirtschaftet. So sorgt 
Skoda, das sich im Besitz von 
Volkswagen befindet, allein 
für 10% des tschechischen 
Außenhandels und das VW- 
Werk in Bratislava dominiert 
mit mehr als einem Fünftel 
den slowakischen Export. Die 
in diesen Ländern erwirt- 
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schafteten Gewinne fließen 
zurück nach Deutschland. 
Entgegen der gängigen Argu- 
mentation fließt dadurch we- 
niger Kapital von West nach 
Ost als umgekehrt. 

Ähnlich wie die Wirtschaft 
befindet sich auch der osteu- 
ropäische Mediensektor mit 
ungefähr 60% Anteil, in Un- 
garn sogar mit drei Viertel, in 
sprichwörtlich „deutscher 
Hand“. Bezeichnend für die 
große Beteiligung deutschen 
Kapitals in der tschechischen 
Medien-landschaft war die 
Diskussion über die Benes- 
Dekrete, als sich zwar die Re- 
gierung für die Beibehaltung 
der Gesetze aussprach, der 
Großteil der Zeitungen sich 
jedoch für deren Abschaffung 
stark machte. 

„Die Zeit der europäischen 
Binnenkriege muss beendet 
und der europäische Partiku- 
larismus überwunden wer- 
den“, heißt es nicht etwa in ei- 
ner Stellungnahme einer deut- 
schen Regierung nach 1989 
sondern in dem Entwurf für 
eine Denkschrift des Auswär- 
tigen Amtes im September 
1943.4 Angesichts der dro- 
henden Niederlage im zwei- 
ten Versuch, Europa, insbe- 
sondere Osteuropa zu germa- 
nisieren, besinnt man sich auf 
deutscher Seite auf betont 
„antinationale“ Strategien, um 
deutsche Interessen durchzu- 
setzen. Die Kontinuitäten in 
der aktuellen Ostpolitik 
Deutschlands sind unüber- 
sehbar. Die EU-Osterweite- 
rung vor dem Hintergrund 
der Konkurrenz zu den USA 
bietet hierfür eine perfekte 
Gelegenheit im Einklang mit 
„europäischen Werten“ die 
deutsche Vormachtstellung in 
Osteuropa auszubauen. Ob 
die neuen EU-Mitglieder am 
„deutsch-europäischen Wesen 
genesen“, ist zu bezweifeln, 
Deutschland wird es auf jeden 


Fall. 
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Versöhnung auf Sudetendeutsch 


Neues von der Vergangenheitsüberwältigung 


ie um zu zeigen, die 

VertreterInnen der Su- 
detendeutschen Landsmann- 
schaft Österreichs (SLÖ) sei- 
en alles andere als Ewigge- 
strige, die die Sprache der Ju- 
gend nicht sprächen, ließen 
diese Ende 2003 mit folgen- 
der Presseaussendung auf- 
horchen: „Nach JA der 
Tschechen zur EU - An alle 
Bürger der EU. Warnung: 
Computervirus in der Ge- 
meinschaft (...) Mit dem Bei- 
tritt der Tschechischen Repu- 
blik wird das Virus Vertrei- 
bung und Völkermord in das 
Netzwerk der EU eingespeist. 
Leider hat die EU, auf das 
vom Europaparlament gefor- 
derte Antivirusprogramm 
‚Aufhebung der Vertrei- 
bungsdekrete‘, bei der Ab- 
stimmung im EU- Parlament 
gegen die Stimmen der 
Bayerischen CSU-EU-Abge- 
ordneten und einigen weite- 
ren Gegenstimmen und Ent- 
haltungen, verzichtet. So wird 
die Tschechische Republik, 
Ge- 
schichtslügen, sowie die Ver- 
treibung und der Völkermord 
an über drei Millionen Sude- 
tendeutschen und Ungarn 
sind, 2004 in die EU aufge- 
nommen und damit auch das 
Virus Vertreibung. (...) Jeder 
Staat auf der Welt, der Min- 
derheiten los werden will und 
eine sogenannte ‚Ethnische 
Säuberung‘ plant, kann sich 
auf das Beispiel Tschechische 
Republik berufen, die trotz 
dieses unverjährbaren Völ- 
kermordes in die ‚Rechts- und 
Wertegemeinschaft EU‘ auf- 
genommen werden soll. Das 


deren Grundlagen 
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Computervirus Vertreibung 
und Völkermord ist damit am 
09.04.2003 in das EU-Inter- 
net eingespeist worden, seine 
Adresse sollte lauten: 
www. Ischechische-Republik- 
Völkermord-Spezialist. CR“! 

Dieser sowohl infame als 
auch infantile Anwurf fasst die 
Wahnvorstellungen der SLÖ 
zur Österweiterung allgemein 
und zur Tschechischen Repu- 
blik im speziellen zusammen. 
Aber hinter der Hetze steckt 
auch taktisches Interesse: Die 
EU wird als „Wertegemein- 
schaft“ gesehen, mittels derer 
man versucht, der als skan- 
dalös empfundenen Nach- 
kriegsordnung zum eigenen 
Vorteil den Rest zu geben. 
Dabei wird auf Hilfe der Staa- 
ten Deutschland und Öster- 
reich (das mit der Regie- 
rungsbeteiligung der FPÖ, zu 
deren traditionellem Klientel 
die SLÖ zählen, eine ausge- 
zeichnete Plattform bildet) 
zwar zurückgegriffen, aber die 
verwandelte politische Land- 
schaft ermöglicht es den 
Vertriebenenverbänden, ei- 
genständiger zu handeln als 
noch zu Zeiten des Kalten 
Krieges, wie Samuel Salzborn 
analysiert: „Während die Ver- 
triebenenverbände vor dem 
Ende der Systemkonfrontati- 
on in der Hoffnung auf Reali- 
sierung des von ihnen einge- 
forderten ‚Rechtes auf die 
Heimat‘ stets auf die Bundes- 
republik als sie vertretenden 
Anwalt setzen mussten, ent- 
stand durch die Transforma- 
tionen des osteuropäischen 
Politik-, Rechts- und Wirt- 
schaftssystems die Chance auf 


eine aktive Außenpolitik, die 
zwar noch auf den diplomati- 
schen Schutz durch die Bun- 
desrepublik, jedoch nicht 
mehr zwanghaft auf ihre kon- 
krete außenpolitische Aktivität 
im Sinne der Vertriebenen- 
verbände in den betreffenden 
Staaten angewiesen war.“? Da 
aber die Versuche der Ver- 
triebenenlobbyistInnen, den 
Beitritt der CR von der Auf- 
hebung der Bene$-Dekrete 
abhängig zu machen, schei- 
terten, wird nunmehr ver- 
sucht, über den Europäischen 
Gerichtshof für Menschen- 
rechte eine Aufhebung der 
Dekrete bzw. Wiedergutma- 
chungszahlungen und Resti- 
tution von Gütern anzustre- 
ben. 

Federführend bei dieser 
Beschwerde sind der Witiko- 
bund, eine Vereinigung die 
man, nachdem sie 1949 von 
ehemaligen sudetendeut- 
schen Funktionären des Na- 
tionalsozialismus aller Ränge 
gegründet worden war, als 
Kaderorganisation der SL be- 
zeichnen könnte, und eine 
Sudetendeutsche Initiative. 

Zwischen dem Witiko- 
bund und den SL gab es im 
Vorfeld Meinungsverschie- 
denheiten, da diese dem Vor- 
sitzenden des Witikobundes, 
Hort Rudolf Übelacker, zu 
versöhnlerisch vorgingen und 
er 2002 klagte: „Die Spitzen- 
vertreter [der SL, F.R.] in 
München, allesamt CSU-Mit- 
glieder, sind offen auf Ver- 
zichtkurs gegangen, allen vor- 
an Bernd Posselt, MdEP. 
Nach mehreren Anläufen der 
Aufweichung von Positionen, 


Die sudetendeutschen 
Verbände wollen sich 
die EU-Osterweiterung 
für ihren Revisionis- 
mus und ihre Vorstel- 
lungen von Versöh- 
nung zunutze machen. 


VON FLORIAN RUTTNER* 


*) Florian Ruttner studiert in 
Wien und ist in der Basis- 
gruppe Politikwissenschaft 
aktiv. 
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Jözef, Jakub und die Terroristen. 1937 


wofür er in der SL-Bundes- 
versammlung (Exil-Parla- 
ment) nachdrücklich gerügt 
wurde und sich entschuldig- 
te, brachen die Dämme bei 
ihm in Prag. Dort erklärte er 
— wie bekannt - am 24. März 
2002 in einem FS-Live-Inter- 
view, was er (nicht etwa er 
persönlich, sondern als SL- 
Bundesvorsitzender!) verlan- 
ge: ‚Nichts!‘“3 


Schuld und Abwehr 

Mittlerweile scheint man sich 
aber geeinigt zu haben, denn 
im Juni 2003 berichtet die 
SLÖ von einer Strategieta- 
gung zur kommenden EU- 
Österweiterung, was sie sich 
unter Versöhnung vorstellt: 
„In Arbeitskreisen wurden 
besonders historische, recht- 
liche und wirtschaftliche Fra- 
gen ausführlich diskutiert. Ei- 


nigkeit herrschte darüber, daß 
sich durch die geänderten 
Verhältnisse die Aussichten 
auf die Durchsetzung der ge- 
rechtfertigten Ansprüche ver- 
bessern werden. Gerade die 
Anwendung der europäischen 
Rechts- und Werteordnung 
wird die Tschechische Repu- 
blik zu einem Umdenken ge- 
genüber den Sudetendeut- 
schen bewegen. (...) Inner- 
staatlich [innerhalb der CR, 
FR.] sollte damit eine Aufar- 
beitungs-Offensive über die 
dunkle Vergangenheit folgen, 
um das kommunistische und 
chauvinistische Geschichts- 
bild des Großteils der tsche- 
chischen Bevölkerung zur 
Wahrhaftigkeit hinzuführen. 
Das ist die beste Grundlage 
für eine Versöhnung. “4 

Aus diesem Ansinnen ist 
ersichtlich, dass die Restituti- 


1 www.sudeten.at/index2.html, 13.01.04 

2 Samuel Salzborn: Heimatrecht und Volkstumskampf. Außen- 
politische Konzepte der Vertriebenenverbände und ihre prak- 
tische Umsetzung, Hannover 2001, S. 12. 

3 www.witikobund.de/html/aktuell.btrml, 10.35.04 

4 http: //www.sudeten.at/index2.html, 4.2.04 

5 Volker Zimmermann: Die Sudetendeutschen im NS-Staat. 
Politik und Stimmung in der Bevölkerung im Reichsgau Su- 
detenland (1938-1945), Essen 1999, S. 453. 

6 http://www.sudeten.at/index2.html, 13.4.04 


7 Zimmermann, a.a.O., S. 332 
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onszahlungen nur einen Teil 
der Ziele der SL darstellen, 
und dass ihr Unterfangen auf 
mehr abzielt als auf Lände- 
reien im Osten, nämlich auf 
eine Uminterpretation der 
Geschichte, durch die jede hi- 
storische Unterscheidungs- 
möglichkeit verschwimmen 
und der Unterschied zwi- 
schen TäterInnen und Op- 
fern im Getöse des Rufs „Wir 
sind doch alle Opfer“ unter- 
gehen soll. Wird der Be- 
schwerde stattgegeben, so 
würde das eine geschichtspo- 
litische Zäsur darstellen, die 
die Sichtweise der SL euro- 
paweit rechtlich und so quasi 
objektiv bestätigen würde. 
Für diese Neuinterpretati- 
on der europäischen Ge- 
schichte geht die SLÖ neuer- 
dings strategische Koalitionen 
mit anderen Organisationen 
ein, die ähnliche Ziele haben, 
wie mit dem Weltbund der 
Ungarn, einer Vereinigung, 
die das Rad der Geschichte 
noch weiter zurückdrehen will 
und eine Revision des Ver- 
trags von Trianon fordert und 
die völkische Parzellierung 
Europas vorantreiben will. 
Der Schutt der antifaschi- 
stische Nachkriegsordnung 
von Potsdam soll weggeräumt 
und dabei unter der Hand die 
Rolle der Sudetendeutschen 
von begeisterten Volksgenoss- 
Innen im „Mustergau Sude- 
tenland“ in Opfer umgelogen 
werden. Das Bedürfnis, sich 
nur als Opfer darzustellen, hat 
bei den Sudetendeutschen 
schon eine lange Tradition. 
Auch der Turnlehrer, Führer 
der Sudetendeutschen Partei 
und Gauleiter des Sude- 
tenlandes Konrad Henlein, 
der Anfang 1945 noch Libe- 
rec mit dem Volksturm ver- 
teidigen wollte, sah sich im 
Mai als Opfer, wie ein Au- 
genzeuge berichtet: „(...) nun 
brach ein Strom bitterster An- 
schuldigungen aus seinem 
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Mund. (...) ‚Ich habe das alles 
nie gewollt, sie haben mich 
getäuscht, sie haben mich erst 
belogen, dann haben sie mich 
entmachtet, sie haben meinen 
Namen missbraucht.‘“5 
Diese schon wahnhaft zu 
nennende Weigerung, für die 
eigenen Taten die Verantwor- 
tung zu übernehmen, findet 
man auch noch heute. So ist 
auf der Homepage der SLÖ 
folgende „Erklärung“ für die 
Vertreibung der Sudetendeut- 
schen zu finden: „Für unsere 
Vertreibung gab es zwei 
Hauptgründe: Das Verlangen 
der Nationalisten in der Tsche- 
choslowakei, einen tschecho- 
slowakischen Nationalstaat zu 
schaffen, und die Absicht Stal- 
ins, Millionen ausgeraubte 
Ost-, Südost-, Sudetendeut- 
sche und Altösterreicher in 
den Rest von Deutschland 
und nach Österreich zu pfer- 
chen, um dort ein soziales 
Chaos zu schaffen, das die 
Vorstufe zu einer kommuni- 
stischen Machtergreifung sein 
sollte.“6 Kein Wort von der 
treibenden Rolle der Sudeten- 
deutschen Partei, die sich brei- 
teste Unterstützung der Sude- 
tendeutschen erfreute, bei der 
Zerschlagung der SR, oder 
von der breiten Unterstützung 
in der Bevölkerung für die 
Massaker der Nazis. So be- 
richtete der Regierungspräsi- 
dent von Aussig (Usti nad La- 
bem) über die Stimmung der 
Sudetendeutschen angesichts 
der Auslöschung der Dörfer 
Lidice und LeZäky, deren Be- 
völkerung Verbindungen zum 
Attentat auf den stellvertre- 
tenden Reichsprotektor und 
Gastgeber der Wannseekon- 
ferenz Reinhard Heydrich 
nachgesagt wurden: „Die 
deutsche Bevölkerung hat sich 
an der Mitfahndung nach den 
Tätern nicht nur sehr rege be- 
teiligt, sie hat nicht nur die 
scharfen Maßnahmen der 
deutschen Staatsführung ein- 
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heitlich als gut und richtig an- 
gesehen, sondern sie hat ganz 
allgemein die konsequente Ver- 
folgung der reichsfeindlichen 
Elemente im Protektorat mit 
wahrer Genugtuung aufge- 
nommen. [kursiv i. O., ER.]“7 

Überhaupt wird die Ge- 
schichte des Nationalsozialis- 
mus und dessen Opfer, die im 
gesamten Tschechischen Ge- 
biet auf ca. 260.000 geschätzt 
werden, von den SL nur sehr 
selektiv wahrgenommen. Das 
wiederum ist in Österreich, 
das immer noch vom Mythos 
des ersten Opfers des Natio- 
nalsozialismus zehrt, nichts 
Neues, deshalb stoßen die SL 
in weiten Bevölkerungs- 
schichten auch auf Verständ- 
nis, teilen sie doch psycholo- 
gische Mechanismen der Ab- 
wehr, die Theodor W. Ador- 
no in der Studie Schuld und 
Abwehr analysierte. Den Kern 
des Abwehrmechanismus be- 
schreibt Adorno so: „Wenn 
die Wahrheit oder zumindest 
Elemente der Wahrheit von 
den Abwehrmechanismen ver- 
arbeitet werden, vollzieht sich 
durchweg eine Verschiebung. 
Man verkehrt die eigene 
Schuld in die der anderen, in- 
dem man Fehler, welche die- 
se begangen haben oder be- 
gangen haben sollen, zur Ur- 
sache dessen erklärt, was man 
selbst getan hat. Dieser Me- 
chanismus hat aber eine wohl- 
bekannte psychologische Seite: 
die der Projektion.“8 Diese 
Projektion ist aber immer am- 
bivalent, sie pendelt immer 
zwischen purer, wahnhafter 
Projektion und dem bewus- 
sten Versuch, sich die eigene 
Geschichte schön zu lügen: 
„Der Projektionsmechanismus 
ist wesentlich mit Rationali- 
sierung verbunden, und es fällt 
angesichts der Virtuosität des 
Rationalisierens oft überaus 
schwer, eine Grenze zu ziehen 
zwischen dem zweckmäßigen 
Versuch, durch Aufmachung 
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eines Schuldkontos für den 
Partner sich selbst zu entla- 
sten, und der unbewussten 
und zwanghaften Übertragung 
eigener Neigungen und Trieb- 
tendenzen auf andere, denen 
man daraus Vorwürfe 
macht.“? So wird der selbst 
betriebene Massenmord an Ju- 
den und Jüdinnen auf die 
TschechInnen projiziert: „Das 
tschechische Volk war zwar, 
und das beweisen Mordauf- 
rufe und die exakt formulier- 
ten Bene$-Dekrete, das hab- 
gierigste und brutalste aller 
Völker, die das Kriegsende 
1944/45 dazu nützten, sich ih- 
rer jahrhundertelangen Mit- 
bürger durch ‚Säuberung‘ zu 
entledigen.“10 Auch im Grün- 
dungsdokument der Vertrie- 
benenverbände, der soge- 
nannten Charta der Heimat- 
vertriebenen, findet sich fol- 
gende nur auf den ersten Blick 
kryptische Stelle: „Die Völker 
der Welt sollen ihre Mitver- 
antwortung der Heimatver- 
triebenen als der vom Leid 
dieser Zeit am schwersten Be- 
troffenen empfinden. [sic]“ 
Nicht Juden und Jüdinnen sol- 
len also erstes Ziel der natio- 
nalsozialistischen Vernich- 
tungspolitik gewesen sein, son- 
dern die Vertriebenen phan- 
tasieren sich selber in die Rol- 
le des Opfers hinein. 

Aus der Perspektive des 
Opfers heraus kann die SLÖ 
auch trefflich das Weltgesche- 
hen kommentieren, alte 
Freunde und Feinde wieder- 
entdeckend: „Die unfaire Po- 
litik der USA ändert sich 
nicht. Unter Ausschaltung der 
betroffenen vertriebenen Palä- 
stinenser, hat Präsident Bush 
mit Israel-Premier Ariel Sha- 
ron Pläne des Landraubes be- 
schlossen. Die Paralelle [sic] 
läßt sich zur sudetendeutschen 
Tragödie ziehen: 1918 besetz- 
te tschechisches Militär ge- 
setzwidrig die deutschen Ge- 
biete Böhmens und Mährens. 


BEGRENZTE ERWEITERUNG 


(...) Dann die Potsdamer 
Konferenz Anfangs August 
1945: US-Präsident Harry S. 
Truman nimmt die Vertrei- 
bung von bereits 700.000 Su- 
detendeutschen als Realität zur 
Kenntnis - sie soll nur ‚hu- 
man‘ ablaufen. Bis heute setzt 
sich die völkerrechtswidrige 
US-Politik fort! “12 Überhaupt 
hegt die SLÖ große Sympa- 
thien für die palästinensische 
Sache, gibt es doch neben der 
gemeinsamen Vergangenheit 
der Kollaboration mit dem 
Nationalsozialismus auch an- 
dere Überschneidungen: Der 
Kampf gegen einen als „un- 
natürlich“ gebrandmarkten 
Staat und das völkische Ver- 
ständnis von Heimat, das sich 
hauptsächlich um die Katego- 
rien Blut und Boden dreht. 


Edvard Benes se zaslouzil 
o stät! 

Auf tschechischer Seite rea- 
giert man angesichts solcher 
Wahngebilde mit gekonnten 
Sticheleien. So lehnte der 
tschechische Senatspräsident 
Petr Pithart eine Verleihung 
eines europäischen Preises 
durch Edmund Stoiber ab, da 
dessen CSU bei der Abstim- 
mung über den EU-Beitritt 
der ER zu den Scharfmachern 
gehört hatte. Und im Frühling 
wurde ein von den Kommu- 
nistInnen eingebrachtes Ge- 
setz verabschiedet, das nur aus 
dem Satz „Edvard Benes hat 
sich um den Staat verdient ge- 
macht“ besteht. Die SL schäu- 
men heute noch vor Wut und 
geißeln Benes als „Vertreiber- 
präsident“, der „für seinen 


hochverräterischen Beitrag zur 
Zerschlagung des Habsburgi- 
schen Vielvölkerstaates 
(1918/1919) und offenbar 
auch für den Völkermord an 
den Sudetendeutschen und 
seine Auslieferung der CSRan 
die kommunistische Hemis- 
phäre erst im April des Jahres 
2004 per Gesetz mit einem 
‚Lorbeerkranz‘“13 ausgezeich- 
net werde. 

Insgesamt aber sieht die 
Situation für die CR nicht ge- 
rade rosig aus, denn sollte die 
von Sudetendeutschen einge- 
brachte Beschwerde Erfolg 
haben, würde das neben den 
finanziellen Einbußen auch 
das deutsch-österreichische 
Unterfangen einer Neuinter- 
pretation der Geschichte, die 
im Nationalsozialismus nur 
Opfer, aber keine TäterInnen 
kennt, einen gewaltigen 
Schritt vorwärtsbringen und 
einer Sichtweise einen Präze- 
denzfall liefern, die die SLÖ 
so ausdrückt: „Mit Politikern, 
die 60 Jahre nach einem 
Krieg noch in Kategorien von 
Siegern und Besiegten den- 
ken, die alle Feindbilder in 
die Zukunft unseres vereinig- 
ten Europas hineinprojizieren 
wollen, wird unserer Werte- 
gemeinschaft noch großer 
Schaden zugefügt werden.“ 14 
Erst wenn diese letzten Krän- 
kungen beseitigt sind, die an 
den Nationalsozialismus, des- 
sen Niederlage, und dessen 
(Sudeten)deutsche Täter und 
Täterinnen gemahnen, könn- 
te man sich ungestört an die 
Neuordnung der „Wertege- 
meinschaft Europa“ machen. 


8 Theodor W. Adorno: Schuld und Abwehr. Eine qualitative 
Analyse zum Gruppenexperiment, in: Ders.: Soziologische 
Schriften II, GS 9.2, Frankfurt a. M. 1997, $. 232. 


9 Ebd., S. 233 


10 www.sudeten.at/index2.html, 4.2.04 

11 www.sudeten.at/index2.html, 4.2.04 

12 http://www.sudeten.at/index2.html, 10.5.04 
13 http://www.sudeten.at/index2.html, 5.5.04 
14 http://www.sudeten.at/index2.html, 23.35.04 
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Wiederauferstehung des 
„christlichen Mittelstandes" 
in Ungarn? 


Seit der Wende 1990 
gab es in Ungarn vier 
Parlamentswahlen, 
wobei jedes Mal die 
Regierung abgewählt 
wurde. Dieser ständige 
Wechsel ist Zeichen ei- 
ner kontinuierlich 
wachsenden Polarisie- 
rung in der ungari- 
schen Gesellschaft, die 
von einer rückläufigen 
Wahlbeteiligung be- 
gleitet wird. 


VON KARL PFEIFER* 


*) Karl Pfeifer, ehemaliger 
Redakteur der Zeitschrift Die 
Gemeinde, lebt als freier 
Journalist in Wien 
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eit 1990 versuchen die 

Rechten das 1944 unter- 
gegangene Horthyregime zu 
rehabilitieren. Dessen Politi- 
ker hatten in Trianon (1920) 
mit den Alliierten Frieden ge- 
schlossen und waren danach 
bestrebt, eine Revision zu er- 
reichen, nach 1933 auch um 
den Preis eines Bündnisses 
mit den Achsenmächten, ob- 
wohl weitsichtige konserva- 
tive Politiker davor warnten. 

War Ungarn in der Mon- 
archie noch eine staatstra- 
gende Nation, so wurde — 
kurz nach der erreichten Un- 
abhängigkeit von Wien — das 
Nationalgefühl durch den 
Frieden von Trianon (nicht 
weit von Versailles) tief ge- 
kränkt. Diese Kränkung wur- 
de vom Regime benützt. Ne- 
ben Revanchismus, Chauvi- 
nismus, Antiliberalismus und 
Antikommunismus zeichne- 
te es sich durch Antisemitis- 
mus aus. Alle damaligen Re- 
gierungspolitiker postulier- 
ten den ungarischen Rechten 
so sehr strapaziert, wie der 
des „christlichen Mittelstan- 
des“, den kein/e Soziologe/in 
präzise Schutz des „christli- 
chen Mittelstandes“. 

Kein Begriff wurde und 
wird im Sprachgebrauch der 
definieren kann. In Wirklich- 
keit geht es darum, wie schon 
in der Zwischenkriegszeit, Ju- 
den und Jüdinnen (zu denen 
auch diejenigen zählen, die 
von der Gesellschaft als sol- 
che betrachtet werden) zu 
markieren, zurückzudrängen, 
ihren Einfluss zu schmälern, 


und vielleicht am Ende auch 
aus dem Land zu treiben. Das 
Wort „christlich“ wird heute 
— wie in der Zwischenkriegs- 
zeit — oft als Synonym für 
nichtjüdisch gebraucht. 

Nicht zu leugnen ist, dass 
der Säkularisationsprozess 
auch in Ungarn seit der Be- 
freiung 1945 wirksam war. 
Trotzdem bekennen sich 
auch viele Leute des rechten 
Lagers zum „christlichen 
Mittelstand“, die eine Kir- 
che höchst selten wenn 
überhaupt betreten. Wenn 
es im soziologischen Sinn 
auch nicht mehr die gleiche 
Klasse gibt, schließt diese 
sich heute als solche definie- 
rende aber in der Mentalität 
an diejenige, die das Hor- 
thyregime repräsentierte, voll 
an. 

Der im Exil gestorbene 
Schriftsteller Säandor Märai 
qualifizierte diesen Mittel- 
stand als einen, der in der 
Zwischenkriegszeit „seine 
Qualitätsansprüche aufgab, 
das Diplom durch den Tauf- 
schein als Mittel zum Vor- 
wärtskommen ersetzen woll- 
te und mit der Rassenbewer- 
tung den Adelsbrief, dieses 
rissige Pergament, verriet.“ 

Ein Evergreen des „christ- 
lichen Mittelstands“ ist das 
Jammern ob der „jüdischen 
Ausbreitung“. Wurden im 
Horthyregime die Juden und 
Jüdinnen beschuldigt, am 
Kommunismus und Kapita- 
lismus schuld zu sein, so 
kommt heute noch die Glo- 
balisierung dazu. 


Der ehemalige Schriftsteller 
und Geheimdienstspitzel Ist- 
van Csurka, Vorsitzender der 
rechtsextremen MIEP, die bei 
den Wahlen 2002 aus dem 
Parlament flog, erlaubte sich 
am 19. April, dem Gedenk- 
tag des Holocausts, der an die 
Deportation der ungarischen 
Juden und Jüdinnen vor 60 
Jahren erinnert, zu erklären: 
„Das Judentum will seine He- 
gemonie über Millionen Un- 
garn bewahren, es will Un- 
garn zum Hinterland von Is- 
rael machen, es will ange- 
der 
Schwäche eine neue europäi- 
sche Basis aufbauen.“ 

Die Öppositionspartei 
Fidesz — die sich als die Partei 
des „christlichen Mittelstan- 
des“ versteht — versucht das 
Kunststück zu vollbringen, in 
Ungarn mit ungehemmter in- 


sichts ungarischen 


nenpolitischer Hetze, mit un- 
terschwelligem Antisemitis- 
mus, vulgärem Antikommu- 
nismus und billiger Sozial- 
demagogie zu mobilisieren, 
gleichzeitig aber in der brei- 
ten Öffentlichkeit und im 
Ausland den Anschein zu er- 
wecken, man habe es mit ei- 
ner normalen konservativen 
Partei zu tun. 

Wie viele Juden und Jüd- 
innen heute in Ungarn leben, 
kann nicht mit Bestimmtheit 
gesagt werden, da ja die Ge- 
sellschaft in der Regel die 
Abstammung bei der Beur- 
teilung wer jüdisch ist als Kri- 
terium nimmt, danach aber 
bei der Volkszählung natür- 
lich nicht gefragt wird. Man 
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schätzt die Zahl auf 80.000 
bis 100.000, die zumeist in 
Budapest leben. 

Das Wort „Jude“ wird 
nicht nur auf Sportplätzen als 
Beschimpfung verwendet. 
Die Polarisierung zwischen 
„links“ und „rechts“, zwi- 
schen „urbanen“ und „völki- 
schen“ Intellektuellen führte 
auch dazu, dass man den un- 
garischen Schriftsteller Peter 
Esterhazy „beschuldigte“ jü- 
discher Abstammung zu sein. 
Esterhazy trat den Gegenbe- 
weis öffentlich an. Es ist 
schauderhaft zu lesen, wie 
auch entschiedene Gegner- 
Innen des Antisemitismus ih- 
re Jupenreine nichtjüdische 
Abstammung glauben be- 
weisen zu müssen und wel- 
che Rolle diese im heutigen 
Ungarn spielt. 


Der Holocaust in Ungarn 

Die ungarischen Juden und 
Jüdinnen lebten im Mittelal- 
ter und in der Moderne rela- 
tiv im Windschatten. Erst 
nach der 
(1867) eröffneten sich für sie 
große Möglichkeiten. So 
spielten sie bei der Industria- 


Emanzipation 


lisierung und Modernisierung 
Ungarns eine wichtige Rolle 
und viele von ihnen wurden 
zu Pionieren der Magyarisie- 
rung der Minderheiten, die ja 
im ungarischen Teil der Mon- 
archie die Mehrheit bildeten. 

Antisemitismus war auch 
aus eben diesem Grund vor 
dem Ersten Weltkrieg nicht 
mehrheitsfähig, doch gab es 
warnende Zeichen, wie den 
Ritualmordprozess Tiszaesz- 
lär, der nach 1882 die Öf- 
fentlichkeit einige Jahre be- 
schäftigte. Als in den katho- 
lischen Städten Transdanubi- 
ens der Pöbel antisemitische 
Unruhen auslöste, gab der re- 
aktionäre Ministerpräsident 
Kälmän Tisza den Husaren 
den Befehl, diese mit Gewalt 


zu unterdrücken. Auch sein 
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Sohn Istvän Tisza nahm als 
Ministerpräsident vor dem 
Ersten Weltkrieg energisch 
gegen den Antisemitismus 
Stellung. 

Trotz staatlicher Ableh- 
nung war der Antisemitismus 
in der Gesellschaft stark ver- 
ankert. Dies war mit ein 
Grund, warum viele junge 
Juden und Jüdinnen die auf- 
kommende Linke unter- 
stützten. Das machte sich ins- 
besondere während der Zeit 
der kurzlebigen Räterepublik 
1919 bemerkbar, als fast alle 
Führungskader jüdischer Ab- 
stammung waren. 

Es folgte der von Miklös 
Horthy angeführte „weiße 
Terror“ mit vielen linken und 
jüdischen Opfern. Während 
der zwanziger Jahre versuch- 
ten jüdische Apologeten, mit 
Fakten dem Antisemitismus 
entgegenzutreten und liefer- 
ten Beweise, dass unter den 
Opfern des „roten Terrors“ 
auch nicht wenige Juden wa- 
ren. Doch das hatte keine 
Wirkung. Damals wie heute 
wird den Juden und Jüdin- 
nen pauschal „Kosmopeolitis- 
und „Internationalis- 


« 


mus 
mus“ vorgeworfen. 

Im Friedensabkommen 
von Trianon wurden auch 
kompakte von Ungarn be- 
wohnte Gebiete abgetrennt 
und viele Ungar/inne/n aus 
den Nachfolgeländern ström- 
ten in das kleiner gewordene 
Land. War noch in der „gut- 
en alten Zeit“ für einen un- 
garischen Gentry ein Posten 
im Geschäftsleben nicht er- 
wünscht, so änderte sich das. 
Ungarn wurde das erste Land 
in West- und Mitteleuropa, 
das bereits nach dem Ersten 
Weltkrieg den „numerus 
clausus“ beschlossen hatte, 
mit dem das Hochschulstu- 
dium von Juden und Jüdin- 
nen eingeschränkt wurde. 

Während der Konsolidie- 
rung des Horthyregimes in 


BEGBENZTE ERWEITERUNG 


den frühen zwanziger Jahren 
wurden die antisemitischen 
Strömungen zwar zurückge- 
drängt, doch hatten große 
Teile des „christlichen Mit- 
telstands“ sich längst zum 
Ziel gesetzt, den Juden und 
Jüdinnen die wirtschaftlichen 
Grundlagen zu entziehen. 
Auch die Regierung setzte 
den Antisemitismus gezielt 
ein, um von Missständen ab- 
zulenken. Nach der Machtü- 
bergabe an die Nationalso- 
zialisten in Deutschland und 
insbesondere nach dem „An- 
schluss“ erstarkten die anti- 
semitischen Strömungen in 
der ungarischen Politik und 
Gesellschaft. Bei den Wahl- 
en 1939 gelang den Pfeil- 
kreuzlern ein Einbruch in die 
traditionelle WählerInnen- 
schaft der Sozialdemokra- 
ten.! Es gab in der ungari- 
schen Öffentlichkeit und 
Kultur Stimmen, die vor dem 
Bündnis mit den National- 
sozialisten immer wieder 
warnten, so der ehemalige 
Antisemit und Parlaments- 
abgeordnete Endre Bajcsy- 
Zsilinszky, der von den Pfeil- 
kreuzlern Ende 1944 hinge- 
richtet wurde, als die Rote 
Armee schon in Ungarn 
stand. 1938/39 wurden zwei 
antijüdische, diskriminieren- 
de Gesetze mit Zustimmung 
der katholischen und refor- 
mierten Kirche beschlossen. 
Einige führende ungarische 
Intellektuelle, darunter der 
Nobelpreisträger Albert 
Szentgyörgi, die Musiker 
Bela Bartök und Zoltän Ko- 
däly sowie eine Reihe von be- 
kannten AutorInnen prote- 
stierte dagegen. 1941 wurde 
ein Gesetz gegen Juden und 
Jüdinnen ausgearbeitet, in 


dem zum erstenmal rassisti- 
sche Kriterien angewandt 
wurden. 

Der Wissenschaftler Ran- 
doph L. Braham schreibt in 
seinem grundlegenden Werk? 
von den unmöglichen Para- 
doxen der Geschichte der Ju- 
den und Jüdinnen in Ungarn. 
Ungarn war in der Zeit bis 
zur deutschen Besetzung Zu- 
fluchtsort in Mitteleuropa, 
verhältnismäßig vielen ver- 
folgten Juden und Jüdinnen 
gelang die Flucht nach Un- 
garn. Nur wenige wurden 
von den Behörden interniert. 
Obwohl es nach Stalingrad 
allen klar war, dass Deutsch- 
land diesen Krieg verlieren 
wird, und das Kommando 
Eichmann lediglich aus ca. 
150 Männern bestand, mach- 
ten die ungarischen Behör- 
den nach der deutschen Be- 
setzung am 19. März 1944 
begeistert mit bei der Ghet- 
toisierung, Beraubung und 
Deportierung der Juden und 
Jüdinnen. Binnen ungefähr 
sieben Wochen wurden sie 
aus der Provinz vor allem 
nach Auschwitz-Birkenau de- 
portiert und die meisten fan- 
den dort ihren Tod. Nach- 
dem Reichsverweser Horthy 
von den Alliierten und Neu- 
tralen bedrängt worden war, 
gab er Befehl, die Deporta- 
tion der Juden und Jüdinnen 
aus Budapest zu verhindern. 
Ungarisches Militär hinderte 
am 7. Juli 1944 die ungari- 
sche königliche Gendarme- 
rie daran, mit der Deporta- 
tion auch in der Hauptstadt 
zu beginnen. Nach der 
Machtübergabe an Szälasi 
und die Pfeilkreuzler am 15. 
Oktober 1944 wurden rund 
100.000 Juden und Jüdinnen 


1 Die Sozialdemokratische Partei konnte bis zur deutschen Be- 
setzung legal wirken, durfte jedoch in Dörfern und am Land 


keine Agitation betreiben. 


2 The Politics of Genocide. The Holocaust in Hungary, New 


York 1994 
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aus Budapest Richtung 
Österreich in Marsch gesetzt. 
Viele von ihnen wurden er- 
mordet oder starben an den 
Strapazen. Insgesamt fielen 
rund 450.000 Juden und 
Jüdinnen dem ungarischen 
Holocaust zum Opfer. 
Istvän Bib6 hat in seinem 
bereits 1948 erschienenem 
Essay? sich mit der Verant- 
wortung der ungarischen Ge- 
sellschaft beschäftigt. Jäanos 
Gyurgyäk resümiert in sei- 
nem umfassenden Werk# die 
Haltung der Gesellschaft, die 
bis heute den ungarischen 
Holocaust „weder verdauen 
noch aufarbeiten“ konnte. 
Während der Zeit des Sta- 
linismus 1949 - 1956 wurde 
das Thema Antisemitismus 
und Judenverfolgung in Un- 
garn tabuisiert. In der Zeit 
der Konsolidierung des 
Kädärregimes wurden in der 
Regel Juden und Jüdinnen 
nicht diskriminiert, jedoch 
wurden für repräsentative 
Posten eher Nicht-Juden/- 
Jüdinnen bevorzugt. Es er- 
schienen zwar in kleiner Auf- 
lage einige belletristische 
Werke zum Thema, doch 
herrschte noch die Ge- 
schichtslüge vor, wonach „die 
Deutschen“, die volle Ver- 
antwortung gehabt hätten für 
die Schoah. Denn man konn- 
te sich ja zurecht darauf be- 
rufen, dass es ohne deutsche 
Besetzung nicht dazu ge- 
kommen wäre. Das aber war 


nur die halbe Wahrheit. 


Denkmal für einen 
Antisemiten 

Anfang 2004 wurde der Plan 
bekannt, in Budapest ein 
Denkmal für den Antisemi- 
ten Päl Teleki aufzustellen. 
Der liberale Bürgermeister 
Gäbor Demszky stimmte zu. 
Erst als die jüdische Ge- 
meinde protestierte, nahm er 
seine Zustimmung zurück. 

Der Politiker, Geograph, 
Pfadfinderführer Teleki war 
mehrfach Minister und Mi- 
nisterpräsident Ungarns und 
als solcher schloss er auch im 
März 1941 ein Nichtangriffs- 
abkommen mit Jugoslawien. 
Als ihm klar wurde, dass das 
Horthy-Regime den deut- 
schen Truppen den Durch- 
marsch nach Jugoslawien ge- 
statten würde, beging der 
praktizierende Katholik Te- 
leki Selbstmord. 

Teleki war 1920-21 Mini- 
sterpräsident und führte den 
„numerus clausus“ gegen jü- 
dische StudentInnen ein. Er 
ließ auch die Prügelstrafe zu 
und tolerierte während der 
zwanziger Jahre in einem von 
ihm geleiteten Institut die Fäl- 
schung französischer Franc- 
noten, was zu einem interna- 
tionalen Skandal führte. Vom 
16.2.1939 bis zum Selbst- 
mord am 3.4.1941 war Tele- 
ki neuerlich Ministerpräsident 
und als solcher verantwort- 
lich für den Beitritt zum An- 
tikomminternpakt und dem 
Austritt aus dem Völkerbund 
1939 sowie den Beitritt zum 


3 Zur Judenfrage, Am Beispiel Ungarns nach 1944, Frankfurt 


a. M. 1990 


4 A zsidökerdes Magyarorszägon/ politikai eszmetörtenet (Die 
Judenfrage in Ungarn, politische Ideengeschichte), Osiris, 


Budapest 2001 


5 Andreas Hillgruber (Hg.): Staatsmänner und Diplomaten bei 
Hitler, München 1969, S. 198. Hillgruber bemerkt dazu: 
„Diese Äußerung Telekis ist bemerkenswert, da die Haltung 
der ungarischen Regierung zur ‚Judenfrage’ im allgemeinen 
gemäßigt und Gegenstand ständiger Kritik Hitlers war.“ 

6 Elet &s Irodalom, 9. April 2004, 48. Jg, Nr.15 

7 Elet s Irodalom, 2. April 2004, 48. ]g, Nr.14 
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Dreimächtepakt 1940. Teleki 
verschärfte das zweite unga- 
rische Judengesetz 
während eines Gesprächs mit 
Hitler in Berlin am 
20.11.1940 kam er ungefragt 
auf die Perspektiven der Ju- 
denpolitik zu sprechen: „Graf 
Teleki warf die Judenfrage 
auf“, heißt es im Protokoll, 
„und erklärte, daß die Juden 
bei Friedensschluß aus Euro- 
pa herausgebracht werden 


und 


müssten.“ Auch entsandte er 
eine offizielle ungarische De- 
legation zur Eröffnung des 
Frankfurter Instituts zur Er- 
forschung der Judenfrage. 

Der Historiker Krisztiän 
Ungväry hat sich kritisch mit 
den Befürwortern des Teleki- 
Denkmals auseinanderge- 
setzt6 und beanstandet, dass 
diese den Antisemitismus Te- 
lekis, der zur Diskriminierung 
von 750.000 ungarischen 
Staatsbürger/inne/n und da- 
mit zur Vorbereitung der De- 
portation einen großen Bei- 
trag geleistet hat, verharmlo- 
sen. Er wirft ihnen vor, dass 
sie nicht an die zehntausen- 
den Menschen denken, denen 
Teleki die ungarische Staats- 
bürgerschaft entzogen hat, die 
hunderttausend, in deren 
Grundbuchauszügen er hin- 
einschreiben ließ, dass der Ei- 
gentümer „Jude“ sei, an die 
Menschen, die aufgrund der 
Richtzahlen Telekis ihre Ar- 
beit verloren haben. 

Der Historiker Käroly 
Vigh’ meinte: „Auch Teleki 
konnte sich nicht der Kritik 
an den Juden entziehen.“ 
Darauf Ungväry: „Wie kann 
man Antisemitismus ‚Kritik‘ 
nennen? Das Wort ‚Kritik‘ 
setzt eine Tat des Kritisierten 
voraus. Das stimmt unter 
mehreren Gesichtspunkten 
nicht. Einerseits weil für die 
Taten einzelner Menschen ei- 
ne ganze Gemeinschaft nicht 
verantwortlich sein kann, an- 
dererseits weil im Falle des 
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‚Judentums‘ Vigh nur dann 
eine Gemeinschaft zwischen 
assimilierten, kommunisti- 
schen, kapitalistischen und 
religiösen Juden postulieren 
kann, wenn er die Rassen- 
theorie akzeptiert.“ 

Ungväry findet diese Ar- 
gumentation -— auch vom 
Standpunkt der ungarischen 
Konservativen und Rechten 
— bedenklich, nennt eine Rei- 
he von ungarischen Konser- 
vativen, die sich entschieden 
gegen diese Gesetze stellten 
und fragt, ob diese angese- 
hene Persönlichkeiten Di- 
lettanten und von den Rea- 
litäten abgekoppelt waren. In 
diesem Zusammenhang er- 
wähnt er Bela Bartök, der ge- 
gen diese Gesetze protestier- 
te und Ungarn deswegen ver- 
ließ, sowie die Sozialdemo- 
kratin Anna Kethly, die im 
Parlament gegen die antise- 
mitischen Gesetze prote- 
stierte und davon sprach, 
dass am Ende dieser Ent- 
wicklung die Vernichtung 
stehen könne. 

Ungväry sieht in der Be- 
rufung auf den damaligen 
„Zeitgeist“ eine Fälschung, 
denn Teleki war nicht ir- 
gendwer, sondern stellte sich 
während des Ersten Welt- 
kriegs an die Spitze des „Zeit- 
geistes“, als er notorisch an- 
tisemitische Ansichten ver- 
breitete. Ungväry bringt für 
die Argumentation von Vigh 
und anderen, die sich auf den 
entlastenden „Zeitgeist“ be- 
rufen, „menschlich“ Ver- 
ständnis auf, „denn sie haben 
so oder anders auch tief die 
Versuchung des Opportunis- 
mus erlebt und wurden selbst 
Opfer dieses Zeitgeistes. Das 
beweise Vighs Publikation 
vor der Wende, in der er 
noch vom Wüten der ‚hor- 
thystischen Gegenrevolu- 
tionäre‘ schrieb.“ 

Zum Schluss fragt Ung- 
väry, wie es erlaubt werden 
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könne, ein Denkmal eines Po- 
litikers aufzustellen, „der die 
ungarische Gesellschaft auf- 
grund der Rasse zerschlagen 
hat, mit seinen judenfeindli- 
chen Gesetzen und Verord- 
nungen Massen ihrer Rechte 
beraubt hat, der mit seiner 
Politik, die sich auch gegen 
die ungarische politische Eli- 
te wandte, das Land in eine 
Krise brachte und dann mit 
seinem Selbstmord sich der 
Verantwortung entzog.“ 
Balatonboglär am Platten- 
see, wo einst mein Onkel Ar- 
thur Puskäs (früher Pfeifer) 
Direktor der Wasserwerke 
und Kaufmann war, unter- 
stützt die Errichtung eines 
Denkmals für Päl Teleki mit 
zwei Million Forint an Steu- 
ergeldern. Obwohl Teleki 
dafür mitverantwortlich ist, 
was nach der deutschen Be- 
setzung geschah. Mein On- 
kel, seine Frau, seine Tochter 
mit Enkelkind und seine bei- 
den Söhne wurden 1944 in 
ein Ghetto gesperrt, ihres Ei- 
gentums beraubt und von der 
königlichen ungarischen Gen- 
darmerie, für die in Budapest 
bereits vor einigen Jahren ein 
Denkmal errichtet wurde, in 
einen Viehwaggon gepfercht, 
um dann in Auschwitz-Bir- 
kenau ermordet zu werden. 


Moderne Rechtspartei 
oder Rückkehr zum 
„Christlichen Mittelstand" 
Ob mit dem Wiederaufleben 
des historischen Mummen- 
schanzes und dem Rückgriff 
auf die Ideologie des Hor- 
thyregimes auf die Dauer 
Wahlerfolge erzielt werden 
können, darf bezweifelt wer- 
den. Die Taktik der Rechten, 
die Provinz gegen die Haupt- 
stadt auszuspielen, brachte 
ihr in Budapest eine einmali- 
ge Niederlage. Sogar im no- 
blen Bezirk des Rosenhügels 
in Budapest ist der Bezirks- 
bürgermeister Sozialist. 
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Fidesz-Chef Viktor Orban hat 
heuer eine „nationale Petiti- 
on“ unterschreiben lassen, 
die „Arbeit, Wohnung und 
Sicherheit“ fordert. „Jeder- 
mann hat das Recht eine 
Wohnung zu erwerben, da- 
mit die Jungen zu einer Woh- 
nung kommen, bitten wir das 
Subventionssystem wieder 
einzuführen. Jedermann hat 
das Recht auf sichere Exi- 
stenz, deswegen bitten wir 
die Regierung, sie soll die Pri- 
vatisierung stoppen, sie soll 
die ungarischen Arbeitsplätze 
schützen und die ungarischen 
Unternehmer schützen...“ 
Hätten Linke während der 
Zeit der Ministerpräsident- 
schaft Orbäns dies postuliert, 
hätte man sie verspottet. Nun 
kommt dieser Freund Ed- 
mund Stoibers und Wolfgang 
Schüssels mit solchen in der 
EU unerfüllbaren Forderun- 
gen und möchte im Ausland 
ernst genommen werden. 

Orbän ist es gelungen, 
rechts von seiner Partei alle 
Kräfte zu zermalmen. Damit 
folgte er dem Beispiel der 
CSU. Nur konnte er damit 
keine Mehrheit erringen. In 
seiner Partei gibt es aber 
auch ernst zu nehmende 
PolitikerInnen, die aus Fidesz 
eine moderne Volkspartei 
machen möchten. Orbän 
selbst versucht mit symboli- 
schen und populistischen Ak- 
tionen die Rechten zu halten 
und mit Sozialdemagogie die 
NichtwählerInnen bzw. so- 
zialistische WählerInnen um- 
zustimmen. 

Die Rechten erinnern sich 
nicht gerne an den Zivilisati- 
onsbruch und möchten ver- 
gessen machen, dass die un- 
garische Administration un- 
ter dem Reichsverweser Hor- 
thy binnen weniger Wochen 
im Frühjahr 1944 hundert- 
tausende Juden und Jüdin- 
nen vor allem nach Ausch- 
witz-Birkenau deportieren 
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Strassenszene. Mann grüßt eine Da 


ließ. Die meisten heutigen 
NationalistInnen haben 
während des Regimes von Jä- 
nos Kädär (1956-1988) nicht 
aufgemuckt, sondern sich ar- 
rangiert. Plötzlich sehen sie 
im Realsozialismus ein von 
„fremden Kräften“ verur- 
sachtes „Unglück“, einen na- 
tionalen Fluch, Schicksal, ja 
Verhängnis. Es „lässt sich 
wohl sagen, dass sie den An- 
tisemitismus brauchen“ (Im- 
re Kertesz). 

Tatsächlich ist es bequem, 
Juden und Jüdinnen, die we- 
niger als ein Prozent der Be- 
völkerung ausmachen, als 
Sündenböcke zu benutzen. 
In der Ära Kädär war das 
Thema Antisemitismus ta- 
buisiert. Die Wende brachte 
auch die Freiheit zu versu- 
chen, die Verantwortung für 
die eigenen Irrtümer und 
Verbrechen der Jahrzehnte 
nach 1945 allein den aus der 
Nation wieder auszugren- 
zenden Juden/Jüdinnen und 
Linken in die Schuhe zu 
schieben. Die konservative 
Opposition wird sich in den 
nächsten zwei Jahren ent- 
scheiden müssen, ob sie den 
gegenwärtigen Kurs fortsetzt 
und zu einer Art Haider-Par- 
tei wird oder es schafft, zu ei- 
ner modernen Volkspartei zu 
werden nach dem Modell der 
britischen Konservativen 


oder der deutschen CDU. 
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East meets West 


Wie Ost-West-Verhältnisse gedacht werden können 


„Welcome to East 
meet West the UK’s 
premier Russian 
women dating service 
for men looking to 
correspond and meet 
single Russian women. 
We have over 18'000 
Russian ladies seeking 
men for serious 
relationships leading 
to marriage. All our 
women are real.” | 


VON THERESE GARSTENAUER* 


*) Therese Garstenauer stu- 
dierte Soziologie und Russisch 
in Wien und Moskau, arbeitet 
im Projektzentrum Genderfor- 
schung der Universität Wien 
und ist Dissertantin am Insti- 
tut für Wissenschaftstheorie 
und Wissenschaftsforschung. 


32 


er Westen ist in aller 
Munde. Der Osten auch. 
Allen scheint völlig klar zu 
sein, wovon die Rede ist. 
Osten da drüben, rechts 
oben. Westen immer einen 
Schritt voraus. Ost-West ist 
hip. Dies ist gewiss zu einem 
großen Teil der kürzlich von 
Statten gegangenen EU- 
Österweiterung zuzuschrei- 
ben, die nach dem Zusam- 
menbruch der Sowjetunion 
wieder einmal einen themati- 
schen Impuls (unter anderem 
auch) an die Wissenschaften 
gibt. Konferenzen werden 
veranstaltet, Ringvorlesungen 
abgehalten, Sonderhefte von 
Zeitschriften herausgegeben. 
Ost und West sind rela- 
tionale Begriffe: Ohne Osten 
- oder anderes Anderes (der 
Islam ist gegenwärtig Favo- 
rit!) - ist der Westen nicht 
denkbar und umgekehrt ge- 
nauso. Aber Vorsicht: Wenn 
nicht eins von beiden fixiert 
wird, kommt man ins Tru- 
deln: Ost und West von wo 
aus gesehen? (East of the 
sun? West of the moon?) 
Und wenn Osten: der nahe 
oder der ferne Osten? Mein 
Osten, um dies einmal fest- 
zuhalten, soll Russland sein. 
Dieser Beitrag soll nicht 
mehr und nicht weniger sein 
als Gedankentreibgut aus der 
aufhaltsamen Arbeit an mei- 
ner Dissertation. In dieser 
soll es um Forschungskoope- 
ration gehen, und zwar zwi- 
schen Ost und West, soll 
heißen zwischen russischen 
Forscherinnen und solchen, 
die von diesen als Westliche 
bezeichnet werden. Der Be- 


reich, in dem ich Beobach- 
tungen anstelle, ist Gender 
Studies, Geschlechterfor- 
schung, Gendernye issledo- 
vanija. 

Die Fragestellung ist zum 
einen eingebettet in den Be- 
reich von Wissenschaftsso- 
ziologie — also jener For- 
schung, die danach fragt, wie 
Wissenschaft 
oder auch nicht. Zum ande- 


funktioniert 


ren geht es aber auch um 
Vorstellungen und Verwen- 
dungen von Ost und West, 
Begriffen mit einer Fülle an 
Konnotationen und Assozia- 
tionen. Ein endloses Feld, 
das die Gefahr birgt, in hoff- 
nungsloser Ver(w)irrung zu 
enden. Schon bei der Litera- 
tursichtung und in den In- 
terviews für meine Diplom- 
arbeit über Frauen- und Ge- 
schlechterforschung in Mo- 
skau stieß ich ständig auf 
Osten und Westen. Feminis- 
mus in Ost und West. West- 
liche Theorien und Förde- 
rungsgelder. Wobei zum ei- 
nen der Westen öfter und do- 
minanter vorkommt als der 
Osten. Zum anderen spre- 
chen und schreiben Russ- 
Innen tendenziell eher vom 
Westen, während die ent- 
sprechenden WestlerInnen 
eher Osten und östlich er- 
wähnen. 

Auch in meiner eigenen 
Vorstellung wurde ich fün- 
dig: Beim Nachdenken und 
Klarwerden über die Moti- 
vationen für die Themen- 
wahl: Qualifikationsarbeit, 
natürlich. Und das mit Hilfe 
(auf Kosten?) von russischen 


Forscherinnen, den For- 


schungsobjekten. Aber auch: 
Ein naives Helfen-Wollen, 
Übersetzen-Wollen, das Be- 
streben, die Arbeiten von 
russischen Genderforsche- 
rinnen einem deutschspra- 
chigen Publikum zugängli- 
cher machen zu wollen. Die 
Erkenntnis: dazu brauchen 
sie mich nicht. Idealistische 
Diplomandin fällt auf die Il- 
lusion des goldenen Westens 
herein! (Nebenbei: wo liegt 
eigentlich Österreich? Osten 
oder Westen?) 

Aus diesen Überlegungen 
und Erfahrungen entstand die 
Idee, die Verhältnismäßigkei- 
ten zu thematisieren. Wie se- 
hen die ForscherInnen einan- 
der in der Zusammenarbeit? 
Wie geht Doing East/Doing 
West/ Doing East-West vor 
sich? Stören Unterschiede in 
Sprache, persönlichen und 
akademischen Gepflogenhei- 
ten? Oder sind die Unter- 
schiede zwischen Studieren- 
den und AkademikerInnen ei- 
nerseits und dem Rest der 
Welt andererseits bedeutsa- 
mer als nationale Unterschie- 
de (wie eine meiner russischen 
Respondentinnen anmerkte)? 

Zentral für wissenschaft- 
liche Zusammenarbeit ist 
auch die gegenseitige Rezep- 
tion. Hier scheint schon auf- 
grund historischer Gegeben- 
heiten eine offensichtliche 
Schiefe zu bestehen. 

Sowjetische Sozial- und 
Geisteswissenschaften exi- 
stierten bis zu den Zeiten von 
Glasnost’ und Perestrojka ei- 
nigermaßen isoliert von Ent- 
wicklungen im Rest der Welt. 
Kontakte zu ausländischen 
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KollegInnen wurden erst zu 
Ende der 1980er bzw. Anfang 
der 1990er möglich. Er- 
schwert war auch der Zugang 
zu entsprechender Literatur. 
Abgesehen davon, dass die 
wenigsten Werke übersetzt 
vorlagen, waren die Bücher 
nicht oder nur in speziellen 
Abteilungen (spec-chrany) wis- 
senschaftlicher Bibliotheken, 
die nur für wenige Personen 
zugänglich waren, verfügbar. 

Im Laufe der 1990er Jahre 
entstanden zahlreiche Über- 
setzungen zentraler Werke 
der Frauen- und Geschlech- 
terforschung bzw. solcher, die 
bestimmte Personen für zen- 
tral oder kanonisch hielten. 
Die Soziologinnen Anna 
Temkina und Elena Zdra- 
vomyslova aus Sankt Peters- 
burg beschreiben diese Si- 
tuation folgendermaßen: 
„Der russische (theoretische) 
Diskurs unserer Zeit ist heu- 
te offen; er ist in der Lage, 
sich eine Vielzahl von Sozial- 
theorien unterschiedlichster 
Herkunft anzueignen, zu ver- 
arbeiten, zu rezipieren, in 
sich aufzunehmen, zu über- 
setzen, zu ‚verdauen‘. Dar- 
unter sind sowohl klassische 
Ansätze als auch solche, die 
aus ihrer Kritik entwickelt 
wurden. Diese diskursive Al- 
lesfresserei [Kursiv im Origi- 
nal, T.G.] kompensiert of- 
fenkundig das diskursive De- 
fizit der Sowjetzeit, als viele 
Traditionen, die die Grund- 
lage für die kritische Theorie 
bildeten, marginalisiert wur- 
den.“2 Russische Gender- 
forscherinnen fanden sich 
gleichsam in der Situation 
von Studierenden, die schlag- 
artig 30 Jahre Feministische 
Theorie (und Praxis) nach- 
lernen muss - bloß, dass die- 
se Studierenden größtenteils 
bereits etablierte Wissen- 
schafterinnen sind. Die Mo- 
skauer Historikerin Galina 
Zvereva sieht ein wesentli- 
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ches Kriterium von Spielar- 
ten der russischen Gender- 
forschung der späten 1990er 
Jahre darin, wie sie es mit 
„westlichen“ Theorien und 
Konzepten halten: ob sie die- 
se unkritisch als „Eigenes“ 
appropriieren, ob sie diese als 
„Fremdes“ kategorisch ab- 
lehnen oder ob sie sie als 
„Anderes“ akzeptieren und 
sich in entsprechend diffe- 
renzierter Weise annähern.3 

Die Rezeption funktio- 
niert bislang hauptsächlich in 
eine Richtung, und zwar vom 
so genannten Westen nach 
Russland. Russland, Russi- 
sche Geschlechterverhältnis- 
se, Russische Kultur, Osteu- 
ropa hingegen stellt ein For- 
schungsobjekt par excellen- 
ce dar. Die innerakademische 
Arbeitsteilung läuft oft dar- 
auf hinaus, dass die Konzep- 
te und Theorien „westlicher“ 
Provenienz sind, während 
Datenmaterial und Thema 
der Forschung Russland 
und/oder den Osten betref- 
fen. Dies lässt sich auch in ge- 
meinsamen Publikationen be- 
obachten (Woher kommen 
die HerausgeberInnen? Von 
wem stammen welche Beiträ- 
ge?), wobei eine systemati- 
sche Auswertung, die auch 
danach fragen könnte, ob 
Veränderungen sich im Lau- 
fe der 1990er Jahre und dar- 
über hinaus ergeben haben, 
und wenn ja, welche, noch 
ausständig ist. 

Westliche Gelder, die von 
Förderungsinstitutionen wie 
der Soros Foundation oder 
der John D. and Catherine T. 
McArthur Foundation für die 
Entwicklung einer Civil So- 
ciety im postkommunisti- 
schen Russland zur Verfü- 
gung gestellt wurden, spielen 
ebenfalls eine bedeutende 
Rolle in der Entwicklung von 
Gender Studies in Russland 
und darüber hinaus. Die Ab- 
sicht war, dem endlich vom 
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kommunistischen Joch be- 
freiten Land zu helfen, die 
Segnungen westlicher Gesell- 
schaften und Kulturen erle- 
ben zu können, zu denen 
auch die Gleichberechtigung 
von Männern und Frauen 
gehören soll. Die paternali- 
stisch-gutgemeinten Finan- 
zierungen führten zu sehr un- 
gleichen Verteilungen dieser 
Mittel. Personen, die zum ei- 
nen Englisch sprachen und 
zum anderen den erforderli- 
chen Antragsjargon meistern 
konnten, hatten bessere 
Chancen als andere. Perso- 
nen, mit denen die Förderin- 
stitutionen gute Erfahrungen 
gemacht hatten, konnten 
auch mehrmals Unterstüt- 
zungen lukrieren. Der Vor- 


Zwei Frauen in einer Kutsche ohne Ku 
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tscher. Vor 1937 


wurf tauchte auf, dass viele 
sich nur des Geldes wegen als 
FeministInnen und/oder 
GenderforscherInnen betäti- 
gen. Hier kam es auch zu 
Konflikten zwischen (nicht- 
akademischen) Frauenorga- 
nisationen und Genderfor- 
scherinnen. Rebecca Kay von 
der Universität Glasgow, die 
ein Buch über russische Frau- 
enorganisationen der ersten 
Hälfte der 1990er Jahre ge- 
schrieben hat, wirft die Fra- 
ge auf, ob die westlichen För- 
derungsgelder „Pot of Gold“ 
oder doch cher „Poisoned 
Chalice“ darstellen.+ 

All diese Kriterien ver- 
weisen darauf, dass die Ko- 
operationssituation eine sehr 
spezifische, ein Verhältnis 


1 Aus der Website einer britischen Partnervermittlungsagen- 
tur: www.eastmeetwest.com (23. 5. 2004). Auch solche Din- 
ge findet man auf der Suche nach Verwendungen von Ost 


und West. 


2 Anna Temkina/Elena Zdravomyslova: Feministische Über- 


setzung in Russland. Anmerkungen von Koautoren, in: 
Elisabeth Cheaure/Carolyn Heyder (Hg.): Russische Kul- 
tur und Gender Studies, Berlin 2002, S. 26. 

3 Galina Zvereva: "Das Fremde, das Eigene, das Andere..." 
Feministische Kritik und Genderforschung im postsowjeti- 
schen intellektuellen Diskurs, in: Elisabeth Cheaure/ 
Carolyn Heyder (Hg.): Russische Kultur und Gender Studies, 


Berlin 2002, S. 71-98. 


4 Rebecca Kay: Russian Women and their Organizations. 


Gender, 


Discrimination and Grassroots 


Women’s 


Organizations, 1991-96 (insbesondere Kapitel 9: Pot of Gold 
or Poisoned Chalice? The Impact of Western Support, 187- 
209), Houndmills et al. 2000. 
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zwischen Ungleichen ist. For- 
scherInnen, die egalitäre, 
gleichberechtigte Bedingun- 
gen in gemeinsamen For- 
schungsunterfangen umset- 
zen wollen, können dies nicht 
oder nur unter großen 
Schwierigkeiten tun, wie mir 
ForscherInnen aus Russland, 
Deutschland, Großbritannien 
in Interviews mitteilten. Sol- 
che Schwierigkeiten entste- 
hen zum Beispiel im Bereich 
der Projektorganisation (wer 
reicht bei welcher Institution 
Anträge ein, sieht 
die Entlohnung aus?), der 
Kommunikationsmedien (be- 


wie 


schränkter oder kein Zugang 
zu Internet/E-mail), der 
Sprache(n) und anderen 
mehr. In der feministischen 
Forschung wird in solchen 
Zusammenhängen von asym- 
metrischen Verhältnissen ge- 
sprochen. Aber steckt dahin- 
ter nicht die eher absurde 
Vorstellung von symmetri- 
schen Verhältnissen? 

Dabei kann einer aber 
auch auffallen, dass zum Bei- 
spiel auch Publizieren auf 
Deutsch gegenüber Publizie- 
ren auf Englisch einen Nach- 
teil darstellt. Nicht umsonst 
möchte ich die Dissertation 
auf Englisch verfassen. Damit 
die Chance größer sei, dass 
alle möglichen Beteiligten in 
Ost und West das Werk lesen 
können. Abgesehen von et- 
waigem Größenwahn und 
Zweifeln an meiner Sprach- 


5 Edward Said: Traveling Theories, in: Ders., The World, the 
Text and the Critic, Cambridge (Mass.) [1982] 1938, 5. 226- 
247. 

6 Veronika Wöhrer und ich hatten zunächst geplant, unsere 
Dissertationen im Rahmen eines gemeinsamen Projektes, 
auch unter Beteiligung von Kolleginnen aus Russland, der 
Slowakischen und der Tschechischen Republik, zu realisieren. 
Mangels Finanzierung musste dieser Plan leider aufgege- 
ben werden. Nichtsdestotrotz waren und sind gemeinsam 
mit ihr angestellte Überlegungen wesentlich für die Wei- 
terentwicklung meiner Arbeit. 

7 So der Titel ihres Beitrages zur Spring School „Sites of Knowledge 
Production" an der Universität Basel im März 2004. 
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kompetenz: Ist das nun Prag- 
matismus oder vorauseilen- 
der Gehorsam gegenüber der 
Hegemonie der englischen 
Sprache in der internationa- 
len Wissenschaftslandschaft? 

Edward Said schrieb 
1982, dass Theorien und 
Ideen reisen, so wie Leute 
das auch tun.5 Diese Vorstel- 
lung stößt eine ganze Menge 
von brauchbaren und/oder 
unsinnigen Vorstellungen an 
(zu Fuß? per Flugzeug? 
Brauchen sie ein Visum? 
Leichtes Gepäck? In Gesell- 
schaft von wem? ...), wie 
Metaphern das eben zu tun 
pflegen. Im Bereich von femi- 
nistischer Forschung und 
Gender Studies kann etwa 
danach gefragt werden, was 
mit so zentralen (und um- 
strittenen) Unterscheidungen 
wie privat/öffentlich oder gar 
sex/gender geschieht, wenn 
sie in einer Gesellschaft auf- 
gegriffen werden, wo Ge- 
schlechterverhältnisse in ganz 
anderer Weise organisiert 
sind als etwa in den Verei- 
nigten Staaten des letzten 
Viertels des 20. Jahrhunderts. 

Im Rahmen des Advanced 
Thematic Network in Activi- 
ties in Women’s Studies in Eu- 
rope (ATHENA) beschäftigt 
sich gegenwärtig die Gruppe 
Teaching Travelling Concepts 
in European Women’s Studies 
mit solcherlei Fragen — was 
sind überhaupt zentrale Kon- 
zepte der Frauen- und Ge- 
schlechterforschung, und wie 
werden sie zwischen Spra- 
chen und Kulturen übermit- 
telt, übersetzt? - auch im 
Hinblick auf Ost-West- 
Reiserouten. 

Russland ist freilich nicht 
der einzige Osten, der zum 
Westen gedacht werden kann. 
Auch im Hinblick auf ande- 
re osteuropäische Staaten 
kann nach Ost-West-Interak- 
tionen und -Konstruktionen 
gefragt werden, wie etwa 


Veronika Wöhrer das in ihrer 
in Entstehung begriffenen 
Dissertation über Gender- 
Diskurse zwischen tschechi- 
schen und slowakischen For- 
scherinnen und deren westli- 
chen Kolleginnen tut. Gen- 
der Studies sind auch nicht 
der einzige Wissenschaftsbe- 
reich, in dem Doing 
East/West erforscht wird. 
Hier kann auf die noch die- 
ses Jahr zu erwartende Dis- 
sertation von Julia Lerner ver- 
wiesen werden, einer Sozio- 
login, die über Russification 
of Western Knowledge in the 
Era of Globalization: The 
Constitution of Social Sciences 
in the Former Soviet Union’ 
arbeitet. Sie ist in Sankt Pe- 
tersburg aufgewachsen, hat in 
Israel studiert und zu For- 
schungszwecken ein Jahr in 
Russland verbracht. So ist sie 
dabei selber eine Grenzgän- 
gerin zwischen verschiedenen 
Staaten. (Nebenbei: Wo liegt 
eigentlich Israel? Osten oder 
Westen?) 

Wie gesagt, Ost-West 
scheint im Schwang zu sein. 
Aber das muss ja nicht 
schlecht sein, zumal wenn im 
Zuge dessen Neues erdacht 


und erkannt werden kann. 
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Die drei Musketiere in der 
toten Klasse 


Gombrowicz, Schulz, Witkacy, Kantor 


n der Traumaforschung gibt 
| es den Begriff Men-made- 
desaster, er bezeichnet eine 
durch Menschenhand, bzw. 
durch vieler Menschen Hand 
produzierte Katastrophe un- 
ter der wiederum (meist an- 
dere) Menschen zu leiden, zu 
sterben haben. Wenn mensch 
die Shoah als ein durch Men- 
schen verursachtes Desaster 
bezeichnet, trifft das zwar in 
einem gewissen analytischen 
und wissenschaftlichen Kon- 
text zu, doch hört sich das ir- 
gendwie verharmlosend, die 
Dimension des Unfassbaren 
nicht greifend an. Für Ador- 
no hat Beckett das Unbe- 
greifliche in jene Worte ge- 
fasst, die auf Papier und auf 
der Bühne jene Angst, jene 
Beklemmung, jenen Todesge- 
schmack, jenes Unverständnis 
zu all dem hinterlassen, was 
das Desaster des Ichs darstellt. 
Kühle Apokalypse. Ganz un- 
ausgeschmücktes Desaster der 
Seele nach der Erkenntnis, 
dass sie alleine, hilflos sich an 
Illusionen festhaltend, all dem 
Untergang und all der Schuld 
ausgeliefert ist. 

Am 19. November 1942, 
am Blutigen Donnerstag von 
Drohobytsch, im Ghetto einer 
ehemals polnischen Stadt, an 
dem die Nazis wahllos Men- 
schen ermordeten, wurde Bru- 
no Schulz, der polnische In- 
tellektuelle, Avantgardist, auf 
Druckplatten und mit Worten 
all das zeichnend, was zu er- 
träumen war im XX. Jahr- 
hundert vor 1942, beim Brot 
holen vom SS-Mann Karl 
Günther aus nächster Nähe 
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und auf offener Straße er- 
schossen. Wie es heißt, fiel 
Bruno Schulz einer Querelle 
zwischen Günther und dem 
Gestapomann Landau zum 
Opfer. Wie es heißt, hatte 
Landau Günthers „Protege“ 
den Zahnarzt Dr. Löwe er- 
schossen. Die gezielte Ermor- 
dung von Bruno Schulz war 
Günthers Rache an Landau, 
der wiederum Schulz prote- 
giert hatte, weil dieser ihm sei- 
ne Villa mit deutschen Mär- 
chen ausmalte. Günther soll 
nach dem Mord triumphie- 
rend zu Landau gesagt haben: 
„Du hast meinen Juden getö- 
tet - und ich deinen!“ Men- 
made-desaster? Wie soll das 
beschrieben werden, wenn 
zwei reife Menschen, wie die- 
se Grimm-Märchen liebenden, 
Zahnarzt benötigenden Deut- 
sche oder Österreicher, in ei- 
nem als absurd zu bezeich- 
nenden Zusammenhang, 
wahrscheinlich auch noch für 
sich erklären könnend warum, 
in Drohobytsch und sonst wo 
im „Generalgouvernement“ 
Menschen ermordeten, täglich 
unzählige Menschen ermor- 
deten. Welcher Realität gehört 
dieses Massaker an? 

Bruno Schulz, Witold 
Gombrowicz und Stanislaw 
Ignacy Witkiewicz, die drei 
Musketiere der polnischen 
Avantgarde haben, wie es für 
Avantgarde üblich war, in der 
Zeit zwischen dem ersten 
großen Massaker und dem 
zweiten großen Massaker ver- 
sucht die Realität neu zu be- 
stimmen, zu beleben. Sie ha- 
ben nicht wie die Surrealist- 


Innen begrifflich etwas über 
die Realität gestellt, sondern 
das über der Realität stehen- 
de, die Utopie, als die Realität 
des Menschen bezeichnet, die 
durch die Konstruktionen der 
Menschen zerstört, unter- 
drückt, schlussendlich ermor- 
det wird. Das Abenteuer der 
Musketiere war nicht wie bei 
Dumas den König zu retten, 
sondern die sprachlose Men- 
schenwürde durch die Spra- 
che der Phantasie, der Träu- 
me, der Ironie, der Buffone- 
rie, der Abbildung. Die Rea- 
lität des Menschen ist heimat- 
los, denn die Heimat be- 
schreibt nur eine öffentliche 
Seite, des sich als reif bezeich- 
nenden und somit all den Il- 
lusionen und Projektionen, all 
den Chimären und all dem 
Streben der Zwischenmensch- 
lichkeit hingebenden Men- 
schen. Realität ist nicht das, 
was die Anderen wollen, auch 
wenn oft, gerade wenn die gei- 
stige Vergewaltigung schon 
vollzogen wurde, sie als solche 
betrachtet wird. Die Realität 
des Menschen ist all das, was 
eben nicht dem tradierten 
Willen der Anderen und ihren 
Konstruktionen ausgesetzt war 
und ist. Die Aufgabe der eige- 
nen Realität bedeutet Mittäter- 
Innenschaft, MittäterInnen- 
schaft an reiflich überlegtem 
Handeln. Und es ist eben die 
Realität des Menschen, die un- 
ausweichlich unter der offizi- 
ellen Seite, der bestimmten 
Bahnen folgenden Interakti- 
on, der Reife und ihrem Han- 
deln zu leiden hat, von ihr ab- 


gestumpft, konsequenterwei- 
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se hingemordet wird. Schulz, 
der Darsteller, Nachsteller der 
Realität des Menschen stellte, 
als die Form des Desasters 
sich abzuzeichnen begann, 
den einzigen, scheinbaren Zu- 
fluchtsort vor, den es für das 
Individuum und seine Realität 
gibt: die Unreife. Sie zu be- 
schreiben, ihren und den Lei- 
densweg des durch sie ge- 
prägten Menschen, musste 
Bruno Schulz nicht alleine in 
Angriff nehmen, da 1937 sein 
Freund Witold Gombrowicz, 
der polnische Intellektuelle, 
gräfliche Avantgardist und 
Vorverfechter von Antiroma- 
nen und absurdem Theater 
den Roman Ferdydurke ver- 
fasst hatte, der in einer unzu- 
sammenhängenden Kontinu- 
ierlichkeit der Beschreibung, 
den Werdegang der Herr- 
schaft der offiziellen Seite über 
den Menschen nachvollzieht. 
Mit Ferdydurke handelte sich 
Gombrowicz Bruno Schulz 
Auszeichnung als „Manager“ 
der Unreife ein. 

Es ist nicht verwunderlich, 
dass im Polen der 30er Jahre, 
zwischen der negativen Uto- 
pie einer Staatsgründung samt 
herrschendem Obristenkorps 
und der Vorahnung, dass ei- 
ne Existenz zwischen Hitler 
und Stalin zwangsweise dem 
„cordon sanitaire“ Staat die 
Karriere eines Schlachtfeldes 
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bescheren wird, einige die 
Köpfe sich zerbrachen, in der 
Vorstellung all dessen was 
kommen wird können. Und 
dabei lag die Vorstellung des- 
sen, was wirklich kommen 
würde nur ansatzweise in den 
Ängsten der Denkenden. Et- 
was Schreckliches war zu er- 
warten, To be or not to be... 
Dieser Zustand war auch der 
ideale Dünger dafür, dass zur 
Unreife das generalisierte 
Zweifeln kam, sowie der alle 
Vereinnahmungen trotzende 
Ich-Bezug. Neben Schulz, 
Gombrowicz gab es da auch 
noch das dritte Musketier: 
Witkiewicz, den polnischen 
Intellektuellen, Avantgardisten, 
Dramatiker des todernst Clo- 
wnesken, des gewollt ge- 
schmacklosen, der Opera Buf- 
fa des XX. Jahrhunderts, den 
Kunst- und Theatertheoreti- 
ker, den viele nicht verkannt 
haben und der als Neben- 
haupterwerb Glasfenster und 
der ab- 


schreckende und düstere Su- 


Porträts malte, 
cher der reinen Form, dessen 
Gemälde keine Titel trugen, 
sondern mit der chemischen 
Formel der eingenommenen 
Rauschgifte versehen waren. 
Sein Ich-Bezug setzte er kon- 
sequenterweise am 18. Sep- 
tember 1939 als Offizier der 
polnischen Armee mit Hilfe 
von Schlafmitteln und einem 
Messer für die Pulsadern ein 
Ende, als nach und mit den 
Nazis, die Sowjets in Polen 
einmarschierten. Wie geahnt, 
half keine Utopie, half keine 
Realität des Ichs in der Ein- 
klemmung, der Aufreibung 
zwischen zwei Konstruktio- 
nen, die dem Kollektiv neuer 
Menschen verpflichtet waren. 
„‚Nehmt euch eine nützliche 
Arbeit vor‘, wie Atanazys 
(Schluss jetzt mit diesem Na- 
men) alte Tante immer sagte. 
Und so taten denn auch die 
von dem alten Abschaum, die 
alles überstanden hatten — nur 
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waren es nicht eben viele. 
Langsam entstanden neue, an- 
dere Menschen... Aber was 
für welche, das vermag sich 
niemand auch nur halbwegs 
auszumalen.“ Wie im Roman 
Abschied vom Herbst be- 
schrieben, war für Witkiewicz 
die Verwirklichung der kol- 
lektiven Utopie ein Alptraum, 
die Weiterführung der Form 
und der Konstruktion — des- 
halb zog er die Rettung der ei- 
genen Realität vor, wenn zur 
Abgrenzung nötig, auch dank 
Rausch, auch dank Tod. 

Es sind eindeutig die Tan- 
ten, welche bei Witkiewicz 
und später bei Gombrowicz 
als Wegbereiterinnen der Gei- 
stesvergewaltigung herhalten 
müssen. „Wenn du nicht Arzt 
werden willst, sei wenigstens 
ein Weiberhengst oder ein 
Pferdejockel, aber daß man's 
wenigstens weiß... daß man's 
nur weiß...“ (Ferdydurke). Sie 
wollen nur das Beste. Ahnend 
oder wissend, das der Unter- 
drückung nicht zu entkom- 
men ist, wollen sie, dass sich 
die lieben Nichten und Nef- 
fen der Last so aussetzen, dass 
niemand darunter mehr zu lei- 
den hat, als notwendig, im 
Schutz einer Schublade. Nach 
dem guten Zugerede der Tan- 
ten folgt die tatsächliche Ge- 
walt der Gesellschaft: die 
Schule, die Erziehung zur Un- 
mündigkeit, das ins „Ohr ge- 
fickt werden“. J6zio, der 
Hauptdarsteller in Ferdydur- 
ke ist ein dreißigjähriger 
Mann, der eben keine Stellung 
in der menschlichen Kon- 
struktion innehat, und somit 
seine Tanten bitter enttäuscht. 
Er träumt jedoch immer da- 
von den reinen Roman zu 
schreiben. Ein dreißigjähriger 
unreifer Mensch, der sich be- 
wusst ist, dass wenn sie, die 
Anderen „bei jemand Unrei- 
fe wittern, wenn sie den Bu- 
ben und Rotzbengel riechen, 
dann stürzen sie sich auf ihn, 


zerhacken ihn wie Schwäne ei- 
ne Ente — mit Ironie, Spott 
picken sie ihn zu Tode und 
lassen nicht zu, dass ihr Nest 
ihnen von einem Findelkind 
der Welt beschmutzt wird, das 
sie schon längst verleugnet 
hatten.“ Eines Morgens tau- 
chen bei ihm auch Gestalten, 
ähnlich wie in Kafkas Prozess 
(übrigens erstmals 1935 von 
Jozefina Szelinska und ihrem 
Verlobten Bruno Schulz ins 
Polnische übertragen) auf und 
nehmen ihn mit. Doch sind 
die Verhafter keine Polizisten, 
sondern Professoren. „‚Ein 
Geist!‘ rief ich. ‚Ich! Ein 
Geist! Nicht ein Autorchen! 
Ein Geist! Ein selbst leben- 
der! Ich!‘“ und der Professor 
gibt zur Antwort auf diese Un- 
geheuerlichkeit „‚Was denn 
für ein Geist?‘ Ich schrie: 
‚Meiner!‘ Da fragte er ‚Ein hei- 
mischer? Ein vaterländischer?‘ 
‚Kein heimischer, sondern 
meiner!‘ ‚Deiner?‘ fragte er 
leutselig. ‚Sprechen wir vom 
eigenen Geist? Und ist uns 
wenigstens der Geist König 
Ladislaus bekannt?‘ Und er 
saß da. ‚Was für ein König La- 
dislaus?‘ Ich war wie ein Ei- 
senbahnzug, der überraschend 
auf das Nebengleis des Königs 
Ladislaus hinübergewechselt 
wurde. Ich bremste und 
machte den Mund auf, indem 
mir bewusst wurde, dass ich 
den Geist König Ladislaus 
nicht kannte. ‚Und den Geist 
der Geschichte kennen wir? 
Und den Geist der helleni- 
schen Zivilisation? Und den 
Geist der gallischen, den Geist 
der Mäßigkeit und des guten 
Geschmacks? Und den nie- 
mandem außer mir bekannten 
Geist des Idyllendichters aus 
dem 16. Jahrhundert, der als 
erster den Ausdruck »Nabek 
gebrauchte? Und den Geist 
der Sprache? Wie ist der Infi- 
nitiv des Verbums, dessen Par- 
tizipium Perfekti »verschollen« 


heißt?‘“ 
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Jözio findet sich im Gefängnis 
eines Internats mit 15jährigen 
wieder. Dort soll ihm die Uni- 
form der Reife verpasst wer- 
den: die Maske, treffender: die 
Fresse. Diese Fresse soll über 
die Realität des Menschen ge- 
stülpt hinwegtäuschen, dass 
diese „ewig unfertig, ver- 
pfuscht, geflickt und lücken- 
haft ist.“ (Schulz, S. 282). Die 
Form als Unterdrückung. 
Gombrowicz wusste ab 1953 
ein literarisches Denkmal der 
„Ausflucht vor der wirklichen 
Gestaltung“ (Hans Mayer) zu 
setzen: das Tagebuch, ewig un- 
fertig, widersprüchlich, zerris- 
sen, verpfuscht. Witold Gom- 
browicz war nicht 1939 durch 
seine Anwesenheit in Polen 
zum Tode verurteilt worden, 
wie seine beiden Freunde, er 
war ein Monat vor dem Krieg 
samt einer Kulturdelegation 
nach Buenos Aires unterwegs 
gewesen und schließlich 24 
Jahre in Argentinien geblie- 
ben. Er hatte zumindest seine 
Haut vor dem großen unfass- 
baren Verbrechen, welches er 
mit der Unfassbarkeit des Hi- 
malayagebirges verglich, ret- 
ten können. So wie viele Emi- 
grantInnen wäre er fast ver- 
hungert, denn die internatio- 
nale Anerkennung kam erst 
spät, dank der literaturgeilen 
FranzosInnen, allen voran 
Frangois Bondy, der nach der 
Lektüre von Ferdydurke er- 
klärte, einen „Iyrischen Clo- 
wn“ entdeckt zu haben, „der 
in seinem eigenen Zirkus her- 
umstolpert.“ 

Witkiewicz, der todernste 
Clown, Gombrowicz, der ly- 
rische Clown, Schulz, mit sei- 
nem Ton „einer phantasti- 
schen Buffoneria“ — waren 
die drei Musketiere wirklich 
Hofnarren im Konstrukt der 
Menschheit, deren Abwehr- 
haltung und Ambivalenz dem 
herrschenden gegenüber oh- 
ne „größerem objektiven Er- 
kenntniswert“ (Hans Mayer) 
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und deshalb amüsant, sympa- 
thisch ridikül waren? Gegen- 
seitig hatten sie sich eher als 
dämonologisch gesehen, nicht 
im Sinne „der Dämonologie 
(Hexen, Teufel und so weiter), 
sondern lediglich um das Bö- 
se, seinem Wesen nach eine 
Schicht der menschlichen See- 
le (Egoismus, der nur qualita- 
tiv eine Ausnahme bildet, 
Raublust, Besitzgier, sexuelles 
Verlangen, Sadismus, Grau- 
samkeit, Herrschsucht, Un- 
terjochung der Umwelt)“ 
(Witkiewicz über Schulz) zu 
beschreiben, ähnlich wie 
Goya. Denn was heißt schon 
Reife und Unreife, Erkenntnis 
und Individuum, Mensch. 
Was tun zwei Männer, einer 
groß, einer klein mit einem 
Kleiderschrank, wenn sie aus 
dem Meer kommen und un- 
ter die Menschen gehen, wie 
in Roman Polanskis Kurzfilm 
(1957), was geschieht mit ih- 
nen und mit dem schönen 
großen Spiegel an ihrem 
Schrank? Was geschieht, wenn 
die Schläger kommen, das 
Men-made-desaster? Vielleicht 
hat aus diesem Gefühl des Un- 
vermögens heraus Bruno 
Schulz am 20. März 1938 an 
seine erkrankte Freundin und 
Fördererin Romana von Ke- 
nig-Halpern, welche 1944 in 
Krakau von der Gestapo er- 
schossen wurde, in einem 
Brief geschrieben: „Der Früh- 
ling ist so schön — man 
müßte leben und die Welt 
schlucken... Werde rasch ge- 
sund und lebe, denn das ist 
das größte Unglück — das Le- 
ben nicht auszuleben.“ Das 
Ewig Unfertige, Bruno Schulz 
hatte ihm nicht Form, jedoch 
mit seinem Buch Zimtläden 
Inhalt gegeben. 1934 ge- 
schrieben, wurde es bald be- 
wundert und anerkannt. „Die 
‚Zimtläden‘ geben ein be- 
stimmtes Rezept für die Wirk- 
lichkeit, stellen eine besondere 
Art der Substanz fest. Die 
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Substanz dieser Wirklichkeit 
befindet sich in einem Zustand 
permanenten Gärens und Kei- 
mens, verborgenen Lebens. Es 
gibt keine toten, festen, be- 
grenzten Gegenstände. Alles 
dringt über seine Grenzen hin- 
aus und währt nur einen Au- 
genblick in bestimmter Form, 
um sie bei erster Gelegenheit 
aufzugeben.“ (Schulz an Wit- 
kiewicz). Stanislaw Ignacy 
Witkiewicz -— Witkacy auch 
sich nennend - schließlich 
setzte der Formlosigkeit mit 
seinem eigenen Leben ein 
Denkmal, indem er jeden in- 
tellektuellen Triumph von sich 
schüttelte und nachdem er in 
allen existierenden künstleri- 
schen Tätigkeiten Maßstäbe 
gesetzt hatte, Porträtauftrags- 
maler wurde. Seine Rebellion 
gegen die Form war die Ab- 
strusität, mit der nur die we- 
nigsten etwas anfangen kön- 
nen, ist sie doch eher ab- 
schreckend, als anziehend, wie 
Gombrowicz einmal bemerkt 
hat. Es ist der philosophische 
Standpunkt eines „metaphy- 
sischen Hungers“, wie Wit- 
kacy selbst es formuliert hat, 
ein antreibender Hunger oh- 
ne Ende und ohne Sättigung. 
Wie die von Witkacy einge- 
forderte Deformation im 
Theater zur reinen Form 
führt, die Deformation der 
Dramenpersonen, konnte 
nach der großen Zerstörung, 
da fast alle Erinnerung, fast je- 
des Zeugnis von vor 1939 der 
Vernichtungsmaschinerie der 
Nazis zu Opfer gefallen war 
(wie fast alle Manuskripte und 
Briefe und Litographien von 
Bruno Schulz), ein anderer 
polnischer Intellektueller, 
Avantgardist, der lautschrei- 
ende Theatermensch und in 
seinem Passport als Maler be- 
zeichnete Tadeuz Kantor fort- 
und vorführen und das bis 
1990. Als Leiter des 1942 ge- 
gründeten Untergrundtheaters 
cricot in Krakau, inszenierte 


Kantor 1944 das Stück Die 
Rückkehr des Odysseus von 
Witkacy. In Folge setzte er als 
d’Artagnan, als viertes Mus- 
ketier das Werk von Schulz 
und Witkacy, der von Kugeln 
und der Hoffnungslosigkeit 
ermordeten, fort. Genau wie 
seine Meister, setzte Kantor 
auf das Ich, darauf, dass der 
Künstler sich zu retten hat 
und nicht die Welt, denn das 
ist unmöglich. Mit seinem „ei- 
genen Maul“ und sonst nichts 
schuf Tadeuz Kantor auf der 
Bühne Illusion, und Illusion 
bedeutete für ihn Wiederho- 
lung der Welt, des einzigen 
Besitzes, welchen der Mensch 
hat, die Vergangenheit. Die 
Dämonologie findet in den 
Todestänzen Kantors ihre 
Fortsetzung, zwischen den 
DarstellerInnen, die Kantor li- 
ve auf der Bühne, als aktiver 
Zuschauer herumdirigiert, an- 
brüllt wenn nötig, und den 
Puppen, den von Bruno 
Schulz schon längst einge- 
führten Mannequins, die wie- 
der auferstanden sind und die 
Menschheit in ihrer hoff- 
nungslosen Erstarrung wider- 
spiegeln. Denn „Mannequins, 
willenlose Kreaturen, sind sehr 
gute Ausdrucksmittel für die 
unerbittliche Macht des 
Schicksals, das Fatum, das 
menschliche Lebensgeschicke 
vorherbestimmt. (...) Leben- 
de sind von Mannequins um- 
geben.“ (Kantor). Als einzige 
Rettung sieht Tadeuz Kantor 
die Verpackung, die Mumifi- 
zierung, Ver- oder gar Einhül- 
lung, das Emballement der ei- 
genen Person, welches sie vor 


der Welt schützt und isoliert. 
Neben den verschieden Ver- 
packungsformen, wie Brief- 
kuverts und Kisten galt der 
Regenschirm als beliebtestes 
Symbol und Werkzeug Kan- 
tors in der Kunst. Dies zeigte 
er auch am 1. Mai 1970, als er 
mit einigen WeggenossInnen 
in der im Meer aus roten Fah- 
nen bestehenden Parade vor 
dem Kulturpalast in Warschau 
mit deformierten Regenschir- 
men mit paradierte. Nicht um- 
sonst galten nach 1945 von 
Anfang an im offiziellen Po- 
len diese letzten Vertreter der 
Vorkriegsavantgarde „als ent- 
artete Formalisten, die durch 
ihre abstrakte, menschen- 
feindliche Kunst der antihu- 
manistischen und kosmopoli- 
tischen Ideologie des Impe- 
rialismus huldigen“ wie sich 
die Dichterin und Mitstreite- 
rin Erna Rosenstein erinnert. 

In Die tote Klasse (1975) 
dreht Tadeuz Kantor den 
Spieß um, in einem Klassen- 
zimmer in einem Keller lässt 
er an Greisen, die sich selbst 
als Kind, in Form von Puppen 
um den Hals geschnallt haben, 
seine Wut, seine unverhüllte, 
nicht emballierte Wut und 
Unabhängigkeit aus. Er ist 
rechtlos in dieser Schulklasse, 
auf der Bühne, vor der Thea- 
tergeschichte, welche noch nie 
diese Interaktion erlebt hat. Er 
ist rechtlos und in diesem so 
realen und geliebten Zustand 
lebt er die Realität des Men- 
schen aus, wie er sie sieht, wie 
Gombrowicz, Schulz und Wit- 
kacy sie gesehen haben: „Das 
bin ich, nur ich!“ 
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Unideologisch und unpolitisch? 


NGOs in Kirgistan 


Wer in Jekaterinburg, 
Tiflis oder Odessa nach 
einer linken Szene 
sucht, wird vielleicht 
auf ein anarchistisches 
Grüppchen oder eine 
neu entstandene 
Gruppe von Globalisie- 
rungsgegnerInnen 
treffen. Eine Szene 
dagegen wird auch 

bei intensiver Suche 
nicht aufzufinden sein. 
Dagegen stößt man 
leicht auf Nichtregie- 
rungsorganisationen 
(NGOs): Sie haben 

in vielen ehemals 
sozialistischen Ländern 
praktisch ein Monopol 
auf gesellschaftliche 
Partizipation - und 
das nicht zufällig. 


VON MICHAEL SCHULTE* 


*) Michael Schulte lebt in Ber- 
lin, studiert Übersetzungswis- 
senschaften und ist im /nter- 
nationalen Arbeitskreis e.V. 
(www.iak-net.de) aktiv. 
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ch möchte am Beispiel von 

Kirgistan aufzeigen, unter 
welchen gesellschaftlichen 
Bedingungen im weitesten 
Sinne kritische und politi- 
sche Arbeit stattfindet. Man- 
ches davon lässt sich auf an- 
dere periphere ex-sozialisti- 
sche Länder übertragen, an- 
deres hat nur regionale Be- 
deutung. In den relativ wohl- 
habenden neuen EU-Mit- 
gliedsstaaten allerdings ist die 
Situation deutlich anders: 
Dort entwickelt sich eine 
Linke, die mit der westlichen 
vieles gemein hat und die 
sich auf kalkulierbare rechts- 
staatliche Verhältnisse ver- 
lassen kann. 

NGOs beschäftigen sich 
in Kirgistan mit Themen, 
die im Westen immer (auch) 
von Linken bearbeitet wer- 
den: Antirepressionsarbeit, 
Antirassismus, Ökologie, Ju- 
gendarbeit, Prostitution 
oder Sozialprojekte. Sie ar- 
beiten professionell mit An- 
gestellten und mit Förder- 
geldern westlicher Geldge- 
berInnen: Von der Open 
Society Foundation von Ge- 
orge Soros, deutschen Part- 
eistiftungen, europäischen, 
amerikanischen und kana- 
dischen Stiftungen. Nur we- 
nige dieser Gruppen haben 
ein ehrenamtliches Umfeld, 
und eine Bewegung, in die 
sie eingebunden sind, gar ei- 
ne linke, gibt es nicht. Das 
hat mehrere Gründe. Einer- 
seits gab es in der Sowjet- 
union keine solchen Struk- 
turen. Es gibt also keine 
Möglichkeit, aus den Erfah- 
rungen und Fehlern Jahr- 
zehnte alter Bewegungen zu 
lernen, und eine linke Ge- 


sellschaftskritik gab es 
außerhalb kleiner Dissident- 
Innenzirkel nicht. Tschina- 
ra Jakypova, Direktorin der 
kirgisischen Niederlassung 
des Londoner Institute for 
War and Peace Reporting, 
macht drei Gruppen aus, 
aus denen in Kirgistan in 
den 90er Jahren Menschen- 
rechtsexpertInnen hervor- 
gingen: ehemalige Staatsor- 
gane, die z.B. als Polizisten 
die Praxis der Folter aus ei- 
gener Anschauung kannten, 
Menschen mit Englisch- 
kenntnissen wie LehrerIn- 
nen, die die Förderpro- 
gramme der internationalen 
GeldgeberInnen lesen und 
bedienen konnten, und Ar- 
beitslose. Sowjetoppositio- 
nelle hingegen konnten kei- 
ne Anträge schreiben und 
blieben meist außen vor. 


Links und rechts 

Den gesellschaftstheoreti- 
schen Hintergrund, ob ex- 
plizit oder implizit, liefern 
Theorien wie jene von Karl 
Popper von der offenen Ge- 
sellschaft, auf die sich die 
kritischeren der Geldgeber! 
beziehen. Es gibt für 
AktivistInnen in Ländern 
wie Kirgistan Naheliegende- 
res, als auf der Suche nach 
einer plausiblen kritischen 
Gesellschaftstheorie gerade 
bei der Linken nachzusehen: 
Links steht in vielen osteu- 
ropäischen Gesellschaften 
für das alte repressive Sys- 
tem und deren konservative 
Repräsentanten, die sich 
nach dem Zusammenbruch 
Produktionsmittel und Re- 
gierungsgewalt unter den 
Nagel gerissen haben. Links 


steht für den starken, natio- 
nalistischen Staat, Ordnung, 
Autorität. Rechts steht für 
bürgerliche Freiheiten, Men- 
schenrechte, aber auch öko- 
nomischen Liberalismus. 
Der Zusammenbruch eines 
Systems, das sich auf Marx 
berief und sich als links be- 
zeichnete, hinterlässt seine 
Spuren. 

Im Gegensatz dazu stellt 
der Westen vieles von dem 
dar, was man zu Hause 
schmerzlich vermisst: öko- 
nomische Prosperität, sozia- 
le Absicherung, Rechtsstaat. 
Ob das immer so ist, ist für 
die wenigsten überprüfbar — 
und wenn doch: Sticht dann 
die Brutalität der Verhältnis- 
se im Westen ins Auge, oder 
nicht eher der im Verhältnis 
enorme Wohlstand auch 
breiter Bevölkerungsschich- 
ten oder die Möglichkeit, 
meist unbehelligt von Re- 
pression demonstrieren zu 
können? Für Menschen, die 
mit einem guten Job 50 oder 
150 Euro im Monat verdie- 
nen und die sich von ihrer 
Familie durchfüttern lassen 
müssen, wenn sie ihren Job 
verlieren, sehen auch die 
gekürzte Arbeitslosenhilfe 
oder den Terror deutscher 
Sozialämter noch ganz er- 
freulich aus. 


Kapitalismus und 
Korruption 

Kapitalismus erscheint nicht 
als Problem, sondern als 
Ziel für die, denen er vor- 
enthalten wird. Die Ursa- 
chen werden im eigenen 
Land gesucht. Korruption 
ist in Kirgistan wie in vielen 
Ländern aufgrund der Ar- 
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mut ein zentraler Faktor, der 
ökonomischen Aufschwung 
verhindert. Für seine Len- 
kerInnen ist der Staat zual- 
lererst eine Einkommens- 
quelle. Politische Herrschaft 
ist in Clans organisiert, in 
großen Abstammungs- und 
Loyalitätszusammenhängen. 
Mit politischen Ämtern las- 
sen sich lukrative Aufträge 
für die Firmen der Clanmit- 
glieder akquirieren und Be- 
stechungsgelder kassieren. 
„Es gibt gewisse Preislisten 
für Posten im Innenministe- 
rium,“ sagt Alymbai Sulta- 
nov, Vorsitzender des Parla- 
mentsausschusses für öf- 
fentliche Ordnung, Krimi- 
nalitätsbekämpfung und 
Korruption. „Ein Job als 
einfacher Streifenpolizist et- 
wa kostet 100 bis 500 
Dollar“2 - Monatsgehalt et- 
wa 20 Euro. Karriere wird 
meist nicht durch Qualifi- 
kation, sondern durch den 
Kauf von Posten gemacht. 
Das hat Folgen: Autofahr- 
ten werden häufig von Mi- 
lizionären unterbrochen, die 
entweder einen Anlass für 
ein Bußgeld finden oder die 
Autopapiere in der Hand 
haben, deren Rückgabe ein 
kleines Dankeschön kostet. 
Prüfungen in Schule und 
Uni kann man nur ablegen, 
wenn die Lehrerin ein 
Schmiergeld bekommt. Was 
soll sie auch tun? Wie der 
Milizionär verdient sie 20 
oder 30 Euro im Monat, 
und davon kann man auch 
in Kirgistan nicht leben. 
Geld für höhere Löhne aber 
hat der Staat nicht. Korrup- 
tion findet auf allen Ebenen 
statt, von der Gerichtsver- 
handlung über die Geneh- 
migung fürs Unternehmen 
bis zum Großauftrag. Sie 
behindert das tägliche Le- 
ben aller 
Schlucker bis zum großen 
Fisch. Gerade Firmen kom- 


vom armen 
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men kaum um Bestechun- 
gen herum, wenn sie die er- 
forderlichen Genehmigun- 
gen bekommen wollen, die 
ihnen eigentlich zustehen, 
und damit wird jeder er- 
pressbar: Mit Untersuchun- 
gen der Staatsanwaltschaft 
lassen sich Firmen so weit 
schädigen, dass Mitglieder 
der herrschenden Clans sie 
sich dann leicht aneignen 
können. Ein Anreiz für In- 
vestitionen ist das nicht. 
Schon bevor die Zwänge 
von Weltmarkt, kapitalisti- 
scher Ökonomie und Ver- 
gesellschaftung Reichtums- 
produktion unmöglich ma- 
chen, ist die Hoffnung auf 
wirtschaftlichen und sozia- 
len Aufschwung zunichte 
gemacht. Kapitalismus, wie 
man ihn aus dem Westen 
kennt, mit 
Rechten, klaren Verfahren 


garantierten 


und einem Schutz vor will- 
kürlicher Verfolgung für 
den, der sich an die Geset- 
ze hält, erscheint so als die 
Lösung. 


Die Schweiz Zentralasiens 
Dabei ist Kirgistan einst op- 
timistisch gestartet. Als ein- 
zige GUS-Republik ist die 
Herrschaft nicht ungebro- 
chen von den alten Kadern 
übernommen worden. Er- 
ster Präsident wurde der 
DissidentInnen zugeneigte 
Askar Akaew, Präsident der 
kirgisischen Akademie der 
Wissenschaften. Er hatte sei- 
ne kleine Hochgebirgsrepu- 
blik westlich von China 
nach der Unabhängigkeit 
1991 zur „Schweiz Zen- 
tralasiens“ ausgerufen. Das 
Land mit 5 Millionen Ein- 
wohnerInnen und einer 
Fläche mehr als doppelt so 
groß wie Österreich sollte 
zu einem demokratischen 
Musterstaat ausgebaut wer- 
den. Es wurde ein relativ 
starkes Parlament neben 


Die Leninstatue am Zentralplatz in Bischkek wurde im Sommer 
2003 durch eine nationale Freiheitsstatue ersetzt und an 
anderer Stelle wieder aufgebaut. Foto: Michael Schulte 


dem Präsidenten installiert, 
das demokratisch gewählt 
wurde und noch immer zu 
den unabhängigsten Parla- 
menten der GUS gehört. 
Das Parlament erwies sich 
jedoch viel konservativer als 
der Präsident und blockier- 
te dessen Reformpolitik, 


1 Die anderen wie z.B. die deutschen Parteistiftungen von Hein- 
rich Böll (Grüne) bis Konrad Adenauer (CDU) betreiben 
hauptsächlich Infrastruktur- oder Elitenförderungsprojekte, 
gerne mit Schwerpunkt auf der Partizipation von Frauen. 

2 Institute for War and Peace Reporting: Reporting Central 
Asia, No. 283. www.iwpr.net. Reporting Central Asia ist 
eine kritische Berichterstattung über Zentralasien von örtli- 
chen JournalistInnen (Englisch und Russisch). 

3 Islamismus spielt in Kirgistan - im Gegensatz zu Usbekistan - 
praktisch keine Rolle. Lediglich im Süden des Landes gibt es 
einige Islamisten. Die Bevölkerung ist nicht stärker isla- 
misch als die deutsche christlich ist. 

4 Hinzu kommt, dass massive ethnische Konflikte befürchtet 
wurden, nachdem es 1990 in Uzgen in Südkirgistan zu Un- 
ruhen zwischen ethnischen Kirgisen und Usbeken kam, die 
bis zu 800 Menschenleben forderte. Seit dieser Schreckens- 
woche hat es in Kirgistan jedoch keine weiteren ethnischen 
Konflikte mehr gegeben. 
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und so wurden dem Parla- 
ment gleich in den ersten 
Jahren kurzerhand einige 
Kompetenzen entzogen, da- 
mit Akaew seine gesell- 
schaftlichen und ökonomi- 


schen Liberalisierungs- 
bestrebungen umsetzen 
konnte. 


Mit den Jahren ist auch 
der Akaew-Clan immer ab- 
hängiger von den zahlrei- 
chen Aufträgen und Posten 
geworden, die am Präsiden- 
tenamt hängen, und so wur- 
de vor den Präsident- 
schaftswahlen 2000 der aus- 
sichtsreichste Gegenkandi- 
dat Feliks Kulow wegen 
Korruption zu langjähriger 
Haft verurteilt. Gerüchte- 
weise ist er der erste und 
einzige, der in Kirgistan des- 
halb einsitzt. 2005 stehen 
neue Wahlen an, und so ver- 
schärft sich das Klima zur- 
zeit. Dennoch zählt Kirgi- 
stan noch immer zu den of- 
feneren GUS-Ländern. Das 
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frei gewählte Parlament hat 
soeben einen Uhntersu- 
chungsbericht über Ab- 
höraktionen des Innenmini- 
steriums gegen Abgeordnete 
der Opposition, NGOs und 
sogar die OSZE veröffent- 
licht, und die Opposition ist 
stark genug, dass dieser 
ziemlich scharf ausfiel. Die 
Nachbarstaaten zeigen, wie 
es härter geht: Usbekistans 
Präsident Karimow unter- 
drückt unter dem Mantel 
der Islamismusbekämpfung? 
alles, was sich regt; eine 
handlungsfähige Oppositi- 
on gibt es dort nicht. In 
Turkmenistan wiederum hat 
sich Saparmurat Nijasow 
zum Präsidenten auf Le- 
benszeit ernennen lassen, 
sich zum Turkmenbashi - 
Vater der Turkmenen - aus- 
gerufen und Monatsnamen 
nach Frau und Mutter be- 
nannt. Im letzten Jahr wur- 
de die russische Bevölke- 


rung ausgewiesen. 


Einzelpreis je € 4,- 


Experimentierfeld für 
Demokratisierung 

In diesem Umfeld ist Kirgi- 
stan zwar nicht mehr das 
Musterland des Westens. 
Der Ausreisewelle von russi- 
scher, ukrainischer und deut- 
scher Bevölkerung, die zu 
Zeiten der Sowjetunion die 
gut ausgebildeten städtischen 
Schichten bildeten, wurde 
mit einer erfolgreichen Kam- 
pagne „Unser gemeinsames 
Haus Kirgistan“ entgegen ge- 
arbeitet, als ihre Abwande- 
rung zum Problem wurde, 
und Russisch 2001 wieder als 
gleichberechtigte Amtsspra- 
che in die Verfassung aufge- 
nommen; heimische NGOs 
und internationale Organi- 
sationen sind als Beraterin- 
nen noch immer in Regie- 
rungskommissionen einbe- 
zogen. Dies ist der Grund 
dafür, warum sich westliche 
GeldgeberInnen Mitte der 
1990er Jahre auf Kirgistan 
konzentrierten, dort ihre De- 
pendancen eröffneten und 
viel Geld in den Aufbau von 
nicht-staatlichen Strukturen 
steckten*. Entsprechend vie- 
le NGOs gibt es heute: Etwa 
6.000 soll es geben, davon 
sollen nach Angaben öttli- 
cher Organisationen über 
1.000 auch aktiv sein. In je- 
der Kleinstadt gibt es min- 
destens eine. Sie überneh- 
men dort Jugendarbeit, Kon- 
trolle der Sicherheitskräfte 
und der Staatsanwaltschaft, 
Monitoring, Familienbera- 
tung, Konfliktschlichtung 
und stellen Büroinfrastruk- 
tur zur Verfügung oder ver- 
geben Mikrokredite an 
Kleinbauern. In der Haupt- 
stadt Bischkek gibt es diffe- 
renziertere Organisationen: 
Jugend-, Medien- oder Land- 
losenprojekte, eine Prostitu- 
iertenselbstorganisation, ei- 
ne Journalistengewerkschaft, 
Lobbies für verschiedene In- 
teressen usw. 


BEGRENZTE ERWEITERUNG 


Recht 

Die Fixierung auf geschrie- 
benes Recht ist für die mei- 
sten Organisationen charak- 
teristisch. Fast jede Gruppe 
unterhält eine anwaltliche 
Rechtsberatung. Ein Netz- 
werk, das zentral aufbereite- 
te Nachrichten kostenlos der 
armen Landbevölkerung zur 
Verfügung stellt, druckt so- 
gar täglich einen Gesetzes- 
text auf der letzten Seite ih- 
rer Zeitung ab - keinen 
Kommentar oder Recht- 
stipp, sondern das Gesetz 
selbst, als nütze dies Nicht- 
juristInnen. 

Viele der Bischkeker 
Gruppen arbeiten in Kom- 
missionen mit, in denen Ge- 
setze erarbeitet werden. Der 
Verweis auf all die interna- 
tionalen Menschenrechtsab- 
kommen, die das Land un- 
terschrieben hat, ist allge- 
genwärtig. Es gibt einen 
enormen Glauben an das 
geschriebene Recht - ob- 
wohl es den geltenden Ge- 
setzen vor allem an der Um- 
setzung durch korrupte Be- 
amtInnen und an den nöti- 
gen Mitteln mangelt. Wich- 
tigste Aufgabe von NGOs 
ist hier die Durchsetzung 
und Überwachung einer li- 
beralen gesellschaftlichen 
Ordnung. Sie stärken bür- 
gerliche Freiheiten. Das ist 
vielleicht nicht besonders 
links. Recht als ein indivi- 
dueller Schutz gegen den 
Staat, wie es im modernen 
Kirgisien versucht wird 
durchzusetzen, ist etwas 
Neues im Gegensatz zur So- 
wjetunion. 


Protest 

Wer an Lateinamerika denkt, 
wird von dort eine ausge- 
prägte Protestkultur kennen. 
So etwas gibt es in den mei- 
sten ex-sozialistischen Län- 
dern nicht. Für seine Inter- 
essen oder gegen irgendwel- 
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che Übel auf die Straße zu 
gehen, zu streiken oder auch 
nur politisch zu diskutieren, 
ist in vielen Ländern völlig 
unbekannt. In Kirgistan ist 
das prinzipiell möglich, in 
anderen Republiken wie Us- 
bekistan kann dies aber der 
direkte Weg in den Knast 
sein. 

NGOs gehen zwar übli- 
cherweise nicht auf die 
Straße oder blockieren den 
Präsidentenpalast. Sie setzen 
sich dennoch für ihre Inter- 
essen und ihre Themen ein, 
starten Initiativen, nehmen 
Dinge in die Hand und war- 
ten nicht darauf, dass die Re- 
gierung etwas tut. Es ist noch 
keine Protestkultur, kann 
aber ein erster Schritt sein in 
sowjetisch geprägten Gesell- 
schaften, in denen Eigen- 
initiative außerhalb des offi- 
ziell Gewünschten immer 
noch kaum vorkommt. 
NGOs bilden Menschen aus, 
die ihre Interessen formulie- 
ren können. Gleichzeitig 
wird durch die NGOs aber 
wieder ein Stellvertretersy- 
stem etabliert - NGOs emp- 
fehlen sich als Lobbies für 
verschiedene Interessen, die 
über ihre Kanäle Dinge re- 
geln. 


Politisch - unpolitisch 

Eine Eigenschaft, die prak- 
tisch alle NGOs in Kirgistan 
teilen, ist ihre Selbstdefini- 
tion als vollkommen unpoli- 
tisch. Wenn man Politik als 
das, was sich auf Gesell- 
schaft, ihre Analyse und Ver- 
änderung bezieht, sind die 
meisten NGOs aber poli- 
tisch. Politik ist in Kirgistan 
das Geschäft der Herrschen- 
den, bei dem es vor allem 
um Selbstbereicherung geht. 
Mit diesem Geschäft wollen 
die meisten NGOs nichts zu 
tun haben. Politik machen 
PolitikerInnen. Selbst ihre 
Beratungsarbeit in Regie- 
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rungskommissionen begrei- 
fen sie nicht als politisch, 
sondern als ExpertInnenar- 
beit oder Lobbying. 


Repression und Sicherheit 
Die Selbstdefinition als un- 
politisch hat aber vor allem 
eine Schutzfunktion. Wer 
nicht politisch ist, setzt sich 
nicht so leicht Repressionen 
aus, und auch vor Diffamie- 
rungen durch regierungstreue 
Medien schützt es ein wenig, 
nur Expertin zu sein und die 
Umsetzung all der interna- 
tionalen Abkommen zu for- 
dern, die die Regierung selbst 
unterschrieben hat. Präsi- 
dentIn anstelle des Präsiden- 
ten will man nicht werden, 
und das macht das Leben um 
einiges sicherer. 

Gerade in den zentral- 
asiatischen Republiken ist 
außer in Tajikistan noch im- 
mer der erste Präsident nach 
dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion im Amt. Zu- 
dem sind die Staaten poli- 
tisch nicht sehr stabil. In al- 
len Ländern verschlechtern 
sich die Bedingungen eher, 
als dass sie sich verbessern. 
In Kirgistan ist noch nicht 
entschieden, ob es weiter 
Richtung Diktatur geht oder 
nicht. Man wartet auf die 
Wahlen 2005: Entweder 
wird eine Familiendynastie 
gegründet und der Sohn 
oder die Ehefrau des Präsi- 
denten als NachfolgerIn in- 
stalliert. Sie oder er muss 
aber genauso die Macht si- 
chern. Oder es kommt je- 
mand anderer, vielleicht 
ein/e echte/r Konkurrentln. 
Was der/die bringt, ist aber 
jeweils vollkommen unsi- 
Opposition heißt 
zunächst nur, gegen die Re- 


cher: 


gierung zu sein, weil man 
selbst den 
Fleischtöpfen sitzt. Inhaltli- 
che Unterschiede oder Un- 
terschiede in der Seriosität 


nicht an 


„Staatlichkeit ist eine große Idee, die der Nation hilft, schwere 


Zeiten zu überleben." A. Akaew. Foto: Michael Schulte 


sind kaum auszumachen, 
und das ist allen klar. Sich 
zu weit aus dem Fenster zu 
lehnen mit allzu politischen 
oder gar etwas radikalen 
Thesen, kann eine potentiel- 
le Gefahr in der unklaren 
Zukunft sein. 

Diese Furcht vor der Zu- 
kunft wird noch genährt 
durch die Erfahrungen, die 
zumindest die Älteren in der 
Sowjetunion gemacht haben. 
Liberalere Phasen gab es im- 
mer wieder und sie wurden 
zuverlässig nach ein paar Jah- 
ren durch repressivere ab- 
gelöst. Viele, die sich in der 
besseren Zeit zu kritisch 
geäußert hatten, hatten da- 
nach massiven Ärger. Das 
vermindert noch heute die 
Bereitschaft, sich zur Wehr 
zu setzen. 

NGOs arbeiten mit inter- 
nationalen Fördergeldern 
und haben dadurch Kontak- 
te, die ihnen helfen können, 
wenn ihre Leute im Knast 
verschwinden sollten. Die 
Form NGO bietet einen 
Schutz, den eine Politgrup- 
pe nicht hätte. Zudem kann 
man von theoretischen Ge- 
danken nicht leben, während 
NGOs zu den relativ gut 
zahlenden ArbeitgeberInnen 
gehören. 


GeldgeberInnen 

Welchen Einfluss haben die 
GeldgeberInnen auf Inhalt 
und Arbeit der NGOs? Sie 


bieten Förderprogramme, 
die für bestimmte Aktivitä- 
ten Gelder zur Verfügung 
stellen. Sie fördern selten 
ganze Organisationen, son- 
dern stets Projekte zu be- 
stimmten Themen. Damit 
entscheiden sie, welche Ar- 
beit erwünscht ist und reali- 
siert werden kann und wel- 
che nicht. Sie strukturieren 
über ihre Förderprogramme, 
welche Themen behandelt 
werden. NGOs müssen per- 
manent neue Projekte ent- 
wickeln, um im Geschäft zu 
bleiben, haben gleichzeitig 
jedoch kaum die Möglich- 
keit, die Förderprogramme 
zu beeinflussen und ihre ei- 
genen Themen auf die Agen- 
da zu setzen. Der Vorwurf, 
die Geldgeber manipulierten 
die NGOs in armen Län- 
dern, ist dennoch falsch: Ei- 
nerseits treffen sie auf ein Be- 
dürfnis, stabile liberale ge- 
sellschaftliche Verhältnisse 
herzustellen. Andererseits 
würden sie kein Geld geben, 
wenn sie damit nicht auch ih- 
re jeweiligen politischen In- 
teressen verfolgen würden. 
Und da es unterschiedliche 
GeldgeberInnen gibt, gibt es 
eine gewisse Vielfalt. Zumin- 
dest ein Teil der Aktivist- 
Innen weiß, was er sich 
wünscht: eine funktionieren- 
de bürgerliche Gesellschaft, 
die Respektierung von Men- 
schenrechten, Umweltschutz, 
Wohlstand. 
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Post/Koloniale Verbindungen? 


Dass die Gesetz- 
gebungen zur Arbeits- 
migration einer Nütz- 
lichkeits- und Berei- 
cherungslogik für den 
anwerbenden (und 
den sendenden) Staat 
folgen, ist nicht beson- 
ders neu. Kien Nghi 
Ha stellt diese Logik - 
die BRD betreffend - 
in einen kolonialisti- 
schen Kontext.! An 
welchen Punkten las- 
sen sich in Österreich, 
das in der offiziellen 
Selbstrepräsentation 
nie Kolonien zu haben 
schien - und dies mit- 
unter bedauerte? - 
derartige Verbindun- 
gen herstellen? 


VON RENEE WINTER* 


*) Renee Winter ist Autorin 
der Station Fremdenpolizei/ 
Regulierungsbestrebungen in 
der Ausstellung Gastarbajteri 
- 40 Jahre Arbeitsmigration 
(Wien Museum, 21.1.- 
11.4.2004). Derzeit schreibt 
sie gemeinsam mit Vida 
Bakondy an einer Diplomar- 
beit zu (filmischen) Afrikadis- 
kursen im Österreich der 50er. 
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n der Ausstellung Gastar- 

bajteri - 40 Jahre Arbeits- 
migration wurde versucht 
Kontinuitäten und Brüche zu 
gesetzlichen und sprachlichen 
Diskursen des Nationalsozia- 
lismus für BesucherInnen re- 
zipierbar zu machen. 

In diesem Text werden — 
angeregt durch Jo Schmeisers 
Kritik an fehlenden Bezüge 
auf die Zeit vor 1938 und ko- 
lonialistische Logiken - frag- 
mentarische Überlegungen zu 
versuchten Verwertungslogi- 
ken in postkolonialen Kon- 
texten und ihren repräsentio- 
nalen Implikationen angestellt. 

„In der Funktion als billi- 
ge ‚industrielle Reservearmee‘, 
im ‚Inländer-Primat‘, in der 
dauerhaften Struktur gesell- 
schaftlicher Unterschichtung, 
in der Verweigerung staats- 
bürgerlicher Rechte und in der 
auf Diskriminierung beruhen- 
den Ausländerpolitik werden 
historische und koloniale Mu- 
ster deutlich sichtbar. Das be- 
stimmende Element in der 
deutschen Migrationspolitik 
sind zweifellos sog. National- 
interessen, während die Be- 
friedigung der Bedürfnisse 
und Rechte der Migrierten, die 
infolge rassistischer Diskurse 
als Arbeitsobjekte verdinglicht 
und als Rechtssubjekte nur ru- 
dimentär anerkannt wurden 
und werden, kaum oder gar 
keine Rolle spielen.“ 1 

Was Kien Nghi Ha den 
bundesdeutschen Kontext be- 
treffend analysiert schrieb sich 
auch in die österreichische Le- 
gislation zu Arbeitsmigration 
ein. In den Erläuterungen zur 
Regierungsvorlage des Auf- 
enthaltsgesetzes 1993 heißt es: 
„Grundsätzlich muß klar sein, 
daß sich das Aufenthaltsrecht 


in Österreich nicht primär an 


den Bedürfnissen der Nieder- 
lassungswilligen orientiert, 
sondern nach den Bedürfnis- 
sen der österreichischen Ge- 
sellschaft auszurichten hat. 
Österreich muß entscheiden 
können, wer sich niederlassen 
kann und soll. (...) Nur auf 
dieser Grundlage gelangen sie 
dorthin, wo sie auch tatsäch- 
lich gebraucht und gewollt 
werden.“ (Allgemeiner Teil 
der Erläuterungen zur RV, 
AufG 9) 

Die zitierte Passage folgt 
einem Wir-Diskurs, der hier 
über Homogenisierungen — 
„die österreichische Gesell- 
schaft“, „Österreich“, „sie“2 
— funktioniert. Die bevor- 
mundende Argumentations- 
linie, die vorgibt „das Beste 
für sie zu wollen“ steht in der 
Tradition einer Gesetzesent- 
wicklung, die Arbeits/Mi- 
grantInnen systematisch zu 
objektivieren versuchte. 

Kien Nghi Ha spricht die 
im 19. Jahrhundert in Preußen 
übliche Koppelung des Ar- 
beits- und Aufenthaltsrechtes 
an, die sich unter anderem in 
der Verwendung einer „Legi- 
timationskarte“ ausdrückte, 
die sowohl als arbeitsrechtli- 
cher als auch polizeilicher 
Ausweis fungierte. Die Er- 
greifung fremden/polizeilicher 
Maßnahmen zur Kontrolle des 
Arbeitsplatzwechsels von Mi- 
grantInnen wurde in den 60er 
Jahren auch in Österreich von 
ArbeitgeberInnenseite gefor- 
dert: „Den [sic] Arbeiter wäre 
sodann der Reisepass behörd- 
licherseits abzunehmen und 
durch eine interimistische Be- 
scheinigung zu ersetzen. Bei 
Vertragsbruch oder sonstigen 
Verstößen wäre der Ausländer 
auf der Stelle aus Österreich 
auszuweisen, sofern er zur Ar- 


beit eingereist ist. Es dürfte 
ihm nicht gestattet werden, 
zum Schaden der Unterneh- 
mung, welche ihm unter er- 
heblichen Kosten angeworben 
und eingeschult hat, einen an- 
deren Arbeitsplatz aufzusu- 
chen.“ Am 9.10.1965 erfolgte 
die Antwort der Vereinigung 
österreichischer Industrieller: 
„Auch die Idee einer straf- 
feren Kontrolle der ausländi- 
schen Arbeitskräfte durch De- 
ponieren des Reisepasses und 
Ausstellung eines speziellen 
Ausweispapiers wurde von der 
Bundeskammer bereits aufge- 
griffen und entsprechende 
Vorschläge bereits an das In- 
nenministerium und das So- 
zialministerium erstattet.“ ? 


Fremden/Polizeiliche 
Arbeitskontrollen 
Die Kontrolle des Arbeits- 
marktes und die der Arbeit- 
nehmerInnen über frem- 
den/polizeiliche Mittel hat 
Tradition. 1922/23 „gab die 
österreichische Bundesregie- 
rung dem Drängen der Ge- 
werkschaften und Arbeiter- 
kammer nach und begrenzte 
schrittweise den Zugang zum 
heimischen Arbeitsmarkt 
durch eine Verschärfung der 
Visaerteilung. Das Prinzip 
des Inländerschutzes wurde 
in den Rang eines staatspoli- 
tischen Dogmas erhoben. “+ 
In den 60er Jahren wurde 
Abschiebung als Reaktion auf 
migrantische Arbeitskämpfe 
durchaus in Erwägung gezo- 
gen. Neben dieser Funktion 
der Kontrolle der Arbeitneh- 
merInnen, wurde sie auch als 
Mittel zu Arbeitsmarktregu- 
lierung eingesetzt. Während 
der „zweiten Abbauphase“ in 
einer Zeit der Rezession wur- 
den im August 1983 15-20 
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Menschen täglich abgescho- 
ben.‘ Im Februar des gleichen 
Jahres fasste der ÖGB den 
„einheitlichen Beschluß, den 
Zuzug auf Null zu stellen“.7 

Dieser Position des ÖGB 
entspricht auch das schon vor 
dem Ausländerbeschäfti- 
gungsgesetz 1975 gültige Ab- 
kommen, dass ausländische 
vor inländischen Arbeitneh- 
merInnen zu entlassen seien.8 
Wobei das Ausländerbe- 
schäftigungsgesetz die erste 
kodifizierte Erfassung der un- 
terschiedlichen Regelungen 
und Handhabungen der Ar- 
beitsmigration in der Zwei- 
ten Republik darstellt. Bis da- 
hin galt die Verordnung über 
ausländische Arbeitnehmer 
aus dem Jahr 1933. 

So stellte der ÖGB 1970 
den Antrag auf Zurückzie- 
hung der Beschäftigungsge- 
nehmigungen für türkische 
Arbeiter in der Glasfabrik 
des Unternehmers Kurt Wo- 
kan, da er österreichische Ar- 
beitskräfte entließ.9 Jene klag- 
ten darauf Wokan wegen 
Vorenthaltung von kollektiv- 
vertraglich vorgeschriebenen 
Beiträgen Kündi- 
gungsentschädigungen.!0 

Die Fremdengesetze der 
90er Jahre sind zwar ge- 
schlechtsneutral formuliert, 


sowie 


haben jedoch geschlechts- 
spezifische Auswirkungen. So 
sind nachziehende Migran- 
tinnen mit der Quotenrege- 
lung beim Familiennachzug 
konfrontiert. In der Folge 
sind arbeits- oder aufent- 
haltsrechtliche Bewilligungen 
an eine (Aufrechterhaltung 
der) Ehe gebunden: „Die 
Aufenthaltsberechtigung zu 
behalten bedeutet im Falle 
von familiären Problemen ei- 
ne nicht mehr erwünschte 
Ehe zu dulden. Diese Frau- 
en werden per österreichi- 
schem Gesetz von ihren 
Ehemännern abhängig ge- 
macht.“ 
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Auch das sogenannte Künst- 
lerInnen- oder TänzerInnen- 
visum stellt eine geschlechts- 
spezifisch genutzte und kon- 
notierte Form einer Ver- 
schränkung von Arbeits- und 
Aufenthaltsbewilligung dar, 
mit deren Beschränkungen 
und daraus entstehenden Ab- 
hängigkeiten vor allem als 
Sexarbeiterinnen arbeitende 
Frauen konfrontiert sind: 
„Für die Barbesitzer ist es 
sehr leicht, immer wieder 
neue Tänzerinnen anzuwer- 
ben, hingegen ist es für die 
Frauen fast unmöglich, im 
Land zu bleiben, wenn sie 
nicht mehr als Tänzerinnen 
arbeiten wollen.“12 


Hartnäckige Bilder 
Die Verobjektivierung, die 
sich auch in Berichten mit an- 
tirassistischen Intentionen 
über „Schlepper“, „Abwer- 
bung“, „Wohnungsprobleme“ 
findet, hat Affinitäten zur ko- 
lonialen Vorstellung einer 
„weißen agency“, einem Han- 
deln weißer Subjekte in vor- 
gestellten Ländern/Bereichen, 
deren BewohnerInnen hand- 
lungsunfähig gesetzt werden. 
Im Aufkommen der 
„Schlepper“-Diskussion wer- 
den auch österreichische Ar- 
hand- 
lungsunfähig gesetzt. „Olym- 


beitsmigrantInnen 


pia-Schlepper werben Bauern 
ab“ ist der Titel eines Presse 
Artikels vom 25.3.1972. Bay- 
rische Unternehmen würden 
für die Olympia-Bauten in 
München mit Erfolg ober- 
österreichische Bauern ab- 
werben, was in der damaligen 
Setzung von „Schleppern“ als 
„legale Stellenvermittler“ ein 
wirtschaftliches wie polizeili- 
ches Problem darstelle. In der 
Anwendung des „Schlepper“- 
Diskurses auf Arbeitsmigrant- 
Innen ist in den 70er Jahren 
zwar noch eine andere Rich- 
tung gemeint.!3 „Schlepper“ 
sind diejenigen, die den in 


Österreich ersehnten Ar- 
beitsmigrantInnen einen Job 
in Deutschland, den Nieder- 
lande oder Belgien verspre- 
chen und sie dementspre- 
chend aus Österreich abwer- 
ben. Diese Argumentations- 
struktur, dass die Entschei- 
dung zum Jobwechsel/zur 
Migration, nicht von der/dem 
MigrantIn selbst ausgehe, 
gleicht dem (aktuellen) Dis- 
kurs der 90er. Den „Schlep- 
per“-Diskussionen ist gemein, 
dass sie die nicht staatlich/so- 
zialpartnerschaftlich abge- 
segnete Form der Anwer- 
bung/Migration kriminalisie- 
ren. Die imaginäre Figur des 
- immer männlich gesetzten 
Schleppers - wird variabel 
ausgefüllt - 1967 beschreibt 
Ferdinand Vavra im Express 
„Schlepper“ als „sprachkun- 
dige Ausländer, meist Stu- 
denten“14 - und zur Legiti- 


mation von polizeilichen 
Maßnahmen und Gesetzge- 
bungen herangezogen.!5 Die 
östliche Grenze von Öster- 
reich betreffend fand außer- 
dem seit 1989/90 ein Be- 
griffswechsel statt, die jetzt als 
„Schlepper“ bezeichneten, 
trugen aus westlicher Per- 
spektive schon mal die 
Bezeichnung „Fluchthelfer- 
Innen“. 

Die - in aktuellen Diskus- 
sionen16 — damit verknüpften 
Bilder von Grenzsicherungen 
sowie Kontrollen innerhalb 
des Staatsgebietes, die Mi- 
gration regulieren sollen, be- 
ruhen nach Ayse Ceyhan und 
Anastassia Tsoukala „auf dem 
Mythos der Existenz eines 
souverainen Staates, der sein 
Territorium vollkommen 
kontrollieren kann.“17 Kien 
Nshi Ha stellt diese Phanta- 
sie in eine Tradition der 


1 Kien Nghi Ha, 2003, 65f. 


2 Matouschek/ Wodak/ Januschek 1995, 50. 

3 Brief der Papier- und Blechdruckindustrie Willibald Lang an 
die Arbeitsgemeinschaft für die Anwerbung ausländischer 
Arbeitskräfte in der Bundeskammer für gewerbliche Wirt- 
schaft, 8.9.1965. Archiv der WKÖ. Für den Hinweis auf 
diesen Briefwechsel danke ich Vida Bakond). 


4 Sensenig 1999, 393-394. 
5 Sensenig, 1999, 631. 
6 Davy/Gächter, 1993, 168. 


7 Hubertus Czernin: Absolute Sperre, in: Wochenpresse, 22. 


2. 1983. 


8 Womit es auch dem in der Ersten Republik festgeschriebe- 
nen Prinzip des „Inländerprimats“ folgte. vgl. Ljubomir 
Bratic: Diskurs und Ideologie im österreichischen Staat., 


http://www.no-racism.net/antirassismus/texte/diskurs_ideo- 


logie.htm 


9 Keine Arbeitsbewilligung für Gastarbeiter in Schneegattern, 


AZ 5.2.1970, 5.2. 


10 14 Gastarbeiter klagen Wokan. Schmälerte Glashüttenun- 
ternehmer Türken die Löhne?, AZ, 11.2.1970, S. 4. 


11 Ongan, 2002, 107. 
12 LEFÖ, 1998, 134. 


13 Sensenig, 1999, 268-298, insbesondere: 205. 


14 Express, 1.10. 1967. 
15 Winter 2004, 54. 


16 Die Reaktion der 70er Jahre in österreichischen Gesetzge- 
bungen war die einer Bindung von Aufenthalt an einen Ar- 


beitsplatz, vgl. AuslBG 75. 


17 Ceyhan / Tsoukala, 1997, 26-27. 
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| „Allmachtsphantasie 


der 
| kolonialen Naturbeherr- 
schung“ .18 
| Benennungen 


Koloniale Beherrschung heißt 
auch zu benennen/umzube- 
nennen, ein Gestus, der sich 
nicht nur in der rechtlichen 
sich verändernden Bezeich- 
nungspraxis für Menschen, 
die nach Österreich migrieren 
(um zu arbeiten), abzeichnet. 
Offiziell folgte dem Begriff 
„Fremdarbeiter“ Mitte der 
60er der des „Gastarbeiters“, 
wobei auf gesetzlicher Ebene 
sich die Begriffe „Ausländer“ 
und „Fremde“ lange abwech- 
selten.19 Eine übliche Form 
einer Repräsentation der 
Nicht-Anerkennung _ stellt 
auch die Ignoranz gegenüber 
nicht mehrheitsösterreichi- 


schen Namen dar, die sich in 
Umschreibungen/ „Eindeut- 
schungen“ äußert. Die in 
österreichischen Medien der 
70/80er favorisierte Benen- 
nung „Kolaric“ als Synonym 
für ArbeitsmigrantEN, die be- 
zeichnenderweise auf eine Ak- 


tion zur Verbesserung des 
Images der Werbewirtschaft 
zurückgeht ging oft mit einer 
infantilisierenden Duz-Praxis 
einher. In der BRD veranstal- 
tete der Westdeutsche Rund- 
funk 1970 gar ein „Preisaus- 
schreiben für eine andere Be- 
zeichnung für Gastarbeiter“. 
Die 32.000 mehrheitsdeut- 
schen BenennerInnen über- 
boten sich dabei in sexis- 
tisch/rassistischen Zuschrei- 
bungen wie „Mädchen für al- 
les“ oder „Bundesbürgers 
Heinzelmännchen“, gewon- 
nen hat „ausländische Arbei- 
ter“, ein Begriff mit hart- 
näckigen Kontinuitäten.?0 


Zahlen 

Benennungen/Kategorisie- 
rungen finden sich auch in 
Statistiken. Seit Ende der 
70er wird in Berichten über 
Innere Sicherheit des Innen- 
ministeriums nach Herkunft 
unterschieden. Die Kategori- 
sierung erfolgt nach den 
Gruppen „Inländer“, „Aus- 
länder ohne Gastarbeiter“ 
und „Gastarbeiter“.2! Die — 


18 Kien Nghi Ha, 2003, S. 91. Hervorh. im Orig. 

19 Ausländerpolizeiverordnung 1938, Fremdenpolizeigesetz 
1954, Ausländerbeschäftigungsgesetz 1975, Fremdengesetz 
1992. Mit den Aufenthalts- und Fremdengesetzen der 90er 
wurde eine Vielzahl von Bezeichnungen/Aufenthaltstiteln ge- 
schaffen. „Fremde“ in allen Variationen („Ankerfremde“, 
...) setzte sich jedoch auf Gesetzesebene bis heute durch. 

20 Herbert Löwy: Etiketts, AZ 25.12.1970. Heinrich Böll sprach 
sich für eine Anrede mit Vor- und Nachnamen aus, votierte 
schließlich jedoch als Mitglied der Jury für die Gewinnver- 
sion, wie Löwy bedauernd bemerkt. 

21 Im Magazin des Innenministeriums — Öffentliche Sicher- 
heit - wird schon 1972 im Sicherheitsbericht für 1970 die 
Rubrik „Ausländerkriminalität“ eröffnet. An dieser Stelle 
wird jedoch festgestellt, dass es aufgrund mangelnder Zahlen 
über die Wohnbevölkerung nur „unterschiedliche und pro- 
blematische Ergebnisse“ geben könne. vgl. Öffentliche Si- 
cherheit, 2/1972, 83. 1975 erscheint erstmals ein Vergleich 
- ohne Statistiken — der bemerkt „die Kriminalität war nicht 
höher als jene der österreichischen Staatsbürger“. Öffentliche 


Sicherheit, 11/1975, S. 14. 


22 Öffentliche Sicherheit, 1/1984, 5.9. 
23 Wie ich gemeinsam mit Vida Bakondy an anderer Stelle 


analysiert habe. 
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von Ende der 70er bis in die 
80er Jahre - immer gleiche 
Erklärung der Zahlen lautet: 
„Zusammenfassend kann so- 
mit festgestellt werden, dass 
die Kriminalität der Auslän- 
der beziehungsweise der 
Gastarbeiter im Bereiche der 
Verbrechen geringer ist als je- 
ne der österreichischen 
Wohnbevölkerung. Dieses 
Ergebnis entspricht auch den 
internationalen Erfahrungen. 

Unterschiede in der Kri- 
minalität der Fremden bzw. 
der österreichischen Wohn- 
bevölkerung zeigen sich je- 
doch bei der Differenzierung 
nach einzelnen Verbrechens- 
gruppen. (...) Anhand der 
beiden Tabellen lässt sich so- 
mit feststellen, dass die De- 
liktsstruktur der Inländer 
und der Ausländer ohne 
Gastarbeiter keine wesentli- 
chen Unterschiede aufweisen; 
demgegenüber zeigt sich bei 
der Deliktsstruktur der Gast- 
arbeiter, dass diese bei den 
Verbrechen gegen Leib und 
Leben und die Sittlichkeit ei- 
ne höhere Belastung aufwei- 
sen als die Inländer bzw. die 
übrigen Ausländer. 

Diese in der Kriminologie 
belegte Tatsache ist einerseits 
auf die persönlichen Umstän- 
de dieser Personengruppe 
zurückzuführen (Massen- 
quartiere, geringere soziale In- 
tegration usw.), wozu ande- 
rerseits noch das Auftreten 
von Kulturkonflikten und 
vielfach eine situativ beding- 
te missglückte Bewältigung 
der Sexualität 
kommt.“ 22 

Die Einteilung/Benen- 


hinzu- 


nung/Kategorisierung erfolgt 
nach Arbeitstätigkeit, was of- 
fen lässt, ob unter die Rubrik 
„Ausländer ohne Gastarbei- 
ter“ westliche MigrantInnen/ 
TouristInnen oder nicht ar- 
beitende Familienangehörige 
von ArbeitsmigrantInnen 


oder beide fallen. 


Auffällig ist die Verwendung 
von Zahlen und Statistiken 
und eine durchaus kolonia- 
len Stereotypen entsprechen- 
de (pathologisierte — "die 
missglückte Bewältigung") 
Sexualisierung von Arbeits- 
migrantlnnen. 

Die Nachfrage nach Sta- 
tistiken ist auch in den spär- 
lichen Fernsehbeiträgen zum 
Thema Migration im ORF 
der 70er Jahre immens. In 
den am 25.9.1973 im ORF 
„Stadtge- 
sprächen“ zum Thema „Ko- 
laric mal 300.000. Wächst 
uns das Gastarbeiterproblem 
über den Kopf?“ erfolgt 
nicht nur deren Forderung, 


ausgestrahlten 


sondern über die Inszenie- 
rung von Expertenauftritten 
auch deren Übermittlung. 
Das Jugendmagazin „Kon- 
takt“ hingegen argumentiert 
in der unüblich kritischen 
und nachträglich zensurier- 
ten Folge „Gastarbeiter“ die 
zahlenmäßige 

Erfassung/Kontrolle in einem 
Hilfe-Diskurs: „Jeder gesetz- 
liche Schutz und jede Hilfe 
setzt in erster Linie voraus, 
dass Informationen über die 
Gastarbeiter da sein müssten. 
Derzeit weiß man aber nicht 
einmal wie viele männlich 
und wie viele weiblich sind.“ 
Die Folge zeichnet sich durch 
eine damals für den ORF er- 
staunlich kritische Berichter- 
stattung aus, MigrantInnen 
werden auf Türkisch und 
Deutsch interviewt, es wird 
über Anwerbung und öko- 
nomische Interessen Öster- 
reichs gesprochen, gleichzei- 
tig werden arbeitsrechtliche, 
fremdenpolizeiliche und so- 
ziale Diskriminierungen kri- 
tisiert. Gleichzeitig greift der 
Beitrag visuelle und sprach- 
liche 


einem Kontext der zuneh- 


Diskurse auf, die in 
menden Kontrolle lesbar 


sind. Die Wiederholung der 
Sendung wurde von General- 


Context XXI 
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intendant Gerd Bacher ver- 
boten, Helmut Zilk, argu- 
mentierte dies mit der „links- 
extremistische[n] antidemo- 
kratische[n] Tendenz“ .24 


Gesundheiten 

Die im oben zitierten Bericht 
für Innere Sicherheit ge- 
nannten Zahlen entsprechen 
bezeichnenderweise den „er- 
mittelten Tatverdächtigen“ 
wodurch die Zahlen letztlich 
mehr über Kontroll- und 
Verdächtigungsinteressen von 
Polizei und HelferInnen aus- 
sagen. 

Nach Sander L. Gilman 
haben Stereotypen 
Krankheit und Sexualität ei- 
nen wesentlichen Anteil an 


von 


der westlichen Konstruktion 
der „Anderen“, wobei die ge- 
troffenen Zuschreibungen ei- 
ne Funktion für die Spre- 
chenden haben: „Um eine si- 
chere Definition des Selbst zu 
gewährleisten, müssen die Se- 
xualität und der mit ihr asso- 
ziierte Kontrollverlust auf den 
Anderen projiziert werden. “25 

So wird auch Kontrol- 
le/Überwachung über Rück- 
griff Gesundheits- 
/Krankheitszuschreibungen 
legitimiert. 1968 heißt es in 
einem Erlass des Innenmini- 


auf 


steriums: „Der Überwachung 
der in Österreich tätigen 
Gastarbeiter kommt 
Gründen sicherheitspolizei- 


aus 


licher Natur und solchen der 
Aufrechterhaltung der Volks- 
gesundheit ein ganz beson- 
deres Gewicht zu.“26 

Dem hier sprachlichen 
Bezug auf die NS-Zeit ent- 
spricht auch die „Ökonomie 
der Dehumanisierung“27 mit 
den gesundheitlichen Unter- 
suchungen bei Anwerbun- 
gen, und dem „sanitätspoli- 
zeilichen Unbedenklichkeits- 
vermerk“ auf der Arbeitser- 
laubnis bis Mitte der 70er. 
Auch nach der Fremdenge- 
setznovelle 2002 muss wieder 


4-5/ 2004 


ein „Gesundheitszeugnis“ er- 
bracht werden. 


Österreichischer Post/ 
Kolonialismus? 

Die zahlenmäßige Erfassung, 
die polizeiliche Kontrolle, die 
Nützlichkeit in Bezug auf na- 
tionale und ökonomische In- 
teressen, Sexualisierung, Pa- 
thologisierung, Infantilisie- 
rung, und Namensgebungen 
sind Motive, die in Analysen 
aus dem Bereich der post co- 
lonial studies für Praxen und 
Texte „klassischer“ Koloni- 


alländer herausgearbeitet 
wurden. 
Auf die bestehenden Dis- 


kussionen, die österreichische 
Habsburger-Monarchie in ei- 
nen kolonialen Kontext zu 
stellen, sei an dieser Stelle nur 
verwiesen.28 

Jedenfalls stellten Teile der 
Haupt-Herkunftsländer der 
Arbeitsmigration nach Öster- 
reich in der Zweiten Republik 
auch Ziele kolonialer Interes- 
sen Österreichs dar.2? 

Es stellt sich jedoch die 
Frage nach den Implikationen 
einer post-kolonialen Inter- 
pretation der Arbeitsmigrati- 
on nach Österreich bzw. 
österreichischer Arbeitsmi- 
grationspolitik, über „politisch 
korrekte Trauerarbeit“ und 
„Hinterfragung (...) jenes nai- 
ven Verständnisses von ‚Mul- 
tikulturalismus‘“30 hinaus. 

Stellt diese Lesart das 
Selbstbild Österreichs als an 
kolonialer Herrschaft unbe- 
teiligt in Frage, und/oder 
werden durch die Setzung in 
ein weiteres Herrschaftsver- 
hältnis diese Machtpositionen 
re/produziert und in der Fol- 
ge MigrantInnen erneut in ei- 
nen Opferkontext gestellt? 

In diesem Rahmen bleibt 
offen, ob und welche Basis 
eine Re/Konstruktion solcher 
Verbindungen für Analyse, 
Kritik und Forderungen dar- 
stellen kann. 
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„Es kommt darauf an” 


Einige Überlegungen zu einer politischen und antirassistischen Pädagogik 


Anleitung zur Selbster- 
mächtigung statt 
psychologisierender 
Pädagogik: über die 
Arbeit mit Jugend- 
lichen im Rahmen 
der Ausstellung Gast- 
arbajteri - 40 Jahre 
Arbeitsmigration 


VON NORA STERNFELD 
UND RENATE HÖLLWART 
(BÜRO TRAFO.K)* 


*) trafo.K, Büro für Kunst, 
Kultur und Kommunikation, 
ist ein Wiener Büro für Ver- 
mittlung in Museen und Aus- 
stellungen. Das trafo.K-Team 
arbeitet an der Konzeption, 
Organisation und Umsetzung 
von Vermittlungsmodulen und 
Workshops in den Bereichen 
zeitgenössische Kunst, neue 
Medien und Zeitgeschichte. 
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ie Ausstellung Gastarbay- 
D teri - 40 Jahre Arbeits- 
migration der Initiative Min- 
derheiten, über die in der 
letzten Ausgabe von Context 
XXI ausführlich berichtet 
wurde, war von 22. Jänner 
bis 11. April 2004 im Wien 
Museum Karlsplatz zu sehen. 
In den elf Wochen, die sie für 
das Publikum offen stand, 
nahmen 5.500 SchülerInnen 
an einem Vermittlungsange- 
bot teil. Dieser große An- 
drang war zunächst mal An- 
lass für Freude und Stress. 
Mit ein bisschen Abstand 
wirft der Run der Schulklas- 
sen auf die Ausstellung aber 
auch darüber hinausgehende 
Fragen auf. Mit diesem Text 
möchten wir auf einige spe- 
zifische Fallen und Probleme 
eingehen, die sich stellen, 
wenn wir uns auf den Ver- 
such einlassen, antirassisti- 
sche Auseinandersetzungen 
in pädagogische Prozesse ein- 
zuführen. Unsere diesbezüg- 
lichen Überlegungen stehen 
in Zusammenhang mit einem 
langen Auseinandersetzungs- 
prozess des Vermittlungs- 
teams für das Projekt 
Gastarbajteri. Das Konzept 
für die Vermittlung der Aus- 
stellungen wurde vom Büro 
trafo.K (Elke Smodics, Rena- 
te Höllwart und Nora Stern- 
feld) gemeinsam mit Ljubo- 
mir BratiC und Arif Akkilic 
entwickelt. Die Arbeit an der 
Konzeption erstreckte sich 
über einen Zeitraum von 
zwei Jahren. Es war uns 
wichtig, unsere Arbeit nicht 
nur als pädagogische Kon- 
zeption, sondern auch als 
Eingriff in den bestehenden 


öffentlichen Diskurs zu ver- 
stehen. 

Die zahlreichen Anmel- 
dungen stellten zunächst ein- 
mal eine Möglichkeit dar, un- 
sere Ansätze zu erproben 
und im Rahmen der Ausstel- 
lung herrschenden Ge- 
schichtsbildern und schuli- 
schen Kanonisierungen an- 
dere Perspektiven gegenü- 
berzustellen. Sie gaben uns 
aber auch die Gelegenheit ei- 
ne Reihe von Erfahrungen 
mit den Bildern von Lehre- 
rInnen zu machen und fest 
zu stellen, welche Vorstel- 
lungen und Erwartungen an 
eine Auseinandersetzung mit 
dem Thema Migration in der 
Schule vorzuherrschen schei- 
nen. 

Die Motivation der Leh- 
rerInnen, die Ausstellung zu 
besuchen, spiegelte sehr oft 
den medialen und gesell- 
schaftlichen Diskurs wieder. 
Der von ihnen als „hoch“ 
prognostizierte „Ausländer- 
anteil“ in ihren Klassen, schi- 
en ihnen ein „Problem“ zu 
sein und der Besuch der Aus- 
stellung ein Aufhänger, es zu 
„lösen“ oder zumindest zu 
„behandeln“. 

Auch wenn das Thema 
Migration noch keinen Ein- 
gang in die Schulbücher ge- 
funden hat, scheint es im Un- 
terricht also sehr wohl prä- 
sent zu sein. Und zwar nicht 
in seinen politischen und hi- 
storischen Dimensionen, son- 
dern als „Problem“ im Klas- 
senzusammenhang oder in 
Verbindung mit den Vorstel- 
lungen der LehrerInnen im 
Hinblick auf eine Prävention 
von Rassismus. 
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In Anbetracht dessen stellt 
sich nicht mehr nur die Fra- 
ge, ob eine antirassistische 
Pädagogik wichtig ist, son- 
dern es kommt darauf an, 
wie und unter welchen Prä- 
missen sie stattfindet. 

Eine kritische Perspekti- 
ve auf pädagogische Kon- 
zepte, die mit Migration in 
Verbindung stehen, kann 
vielleicht einige Probleme 
aufzeigen. 


Psychologisierung in der 
Pädagogik 

In den letzten 30 Jahren ha- 
ben sich die Ansätze pädago- 
gischer Konzepte, die sich 
mit Migrationsphänomenen 
auseinandersetzen, einerseits 
verändert, andererseits haben 
sie gemeinsam, dass sowohl 
strukturelle Ausschlüsse und 
Machtstrukturen als auch po- 


litische Handlungsfelder 
weitgehend ausgeblendet 
werden. 


Während eine so genann- 
te „Ausländerpädagogik“ von 
einem Defizit der migranti- 
schen SchülerInnen ausgeht 
(MigrantInnen müssen was 
aufholen und sich anpassen) 
legt das Konzept des „Inter- 
das 
Hauptaugenmerk auf die 
„kulturelle Differenz“ (Mi- 
grantInnen sind eine Berei- 
cherung). Eine sich als eman- 


kulturellen Lernens“ 


zipatorisch verstehende Anti- 
diffamierungspädagogik stellt 
den multikulturellen Bildern 
eine Perspektive gegenüber, 
die den Fokus auf Phänome- 
ne der Diskriminierung legt. 
Sie versucht, rassistische Ste- 
reotype in den Blick zu brin- 
gen, zu dekonstruieren und 
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damit die Bilder, die Jugend- 
liche haben, zu verändern. 
(Differenzen werden dekon- 
struiert, Zivilcourage geför- 
dert, strukturelle Ausschlüsse 
und politische Selbstorgani- 
sation jedoch nur am Rande 
behandelt.) 

Wenn sich diese Ansätze 
auch sehr stark unterschei- 
den und politisch anders zu 
bewerten sind, so haben sie 
doch gemeinsam, dass sie 
ausschließlich auf einer indi- 
viduellen Ebene operieren. 
Ein Problem, das in diesen 
Zusammenhängen auftritt, ist 
die Gefahr der Reduktion 
politischer Zusammenhänge 
und sozialer Probleme auf 
persönliche Konflikte, für die 
individuelle Lösungen erar- 
beitet werden. Dieses Pro- 


blem stellt sich in gesteiger- 
tem Maße, insofern es eine 
gesellschaftliche Tendenz 
gibt, das Phänomen des Ras- 
sismus zu einem psychologi- 
schen Problem zu reduzieren, 
die sich nicht nur in pädago- 
gischen und sozialpädagogi- 
schen Konzepten sondern 
auch in Analysen der Sozial- 
wissenschaften und in offizi- 
ellen Werbekampagnen ge- 
gen Rassismus ausmachen 
lässt.2 

Es gibt also eine Tendenz 
der Pädagogik, gesellschaft- 
liche Phänomene zu perso- 
nalisieren und dabei die Ana- 
lyse realer Macht- und Herr- 
schaftsverhältnisse auszu- 
blenden: Selbst 


pädagogische Programme ei- 


wenn 


nen aufklärerischen An- 


1 "Die Philosophen haben die Welt nur verschieden interpretiert, 


es kömmt darauf an, sie zu verändern." Der Mittelteil der 11. 
Fenerbachthese von Karl Marx steht hier für den Übergang 
und für die Verbindung zwischen Theorie, ideologiekriti- 
scher Analyse einerseits und emanzipatorischer Praxis an- 
dererseits. In der Vermittlungsarbeit geht es uns darum, 
Machtstrukturen und Ausgrenzungsmechanismen als ge- 
machte und gesellschaftlich vorgegebene aufzuzeigen, ohne 
jedoch dabei die Handlungspotentiale auszublenden. Ge- 
sellschaft wird nicht nur in ihren Herrschaftsstrukturen ana- 
Iysiert, ebenso tritt der Aspekt des Widerstands gegen sie, 
die Diskussion um ihre Aushandlung und Veränderung in 
den Blick. In einen pädagogischen Kontext stellte die 11. 
Feuerbachthese bereits Bertolt Brecht in seinem Exkurs über 
die "Theorie der Pädagogien", den er seiner Lehrstücktheo- 
rie voranstellt. Brecht entwickelt unter Bezugnahme auf die 
11. Feuerbachthese eine Theorie einer politisch-ästhetischen 
Erziehung, bei der die aktive Teilnahme an den Lehrstücken 
einem reflektierenden Bewusstmachen der Lernenden dienen 
soll und die betrachtende Haltung mit der Tat verbunden 
wird. 


2 Der Politikwissenschaftler Gazi Caglar stellt diese "Tendenz 


zur Subjektivierung und Psychologisierung" in einen zeit- 
historischen Kontext und stellt fest, "dass die Pädagogisierung 
eines Problems regelmäßig dann einsetzt, wenn kein Konsens 
für politisches Handeln, welches bitter nötig wäre, zu er- 
reichen ist." Gazi Caglar: Rasse, Klasse, Nation. In: Gazi 
Caglar, Peyman Javaher-Hagbhighi (Hg.): Rassismus und Dis- 
kriminierung im Betrieb, Hamburg, 1998, S. 14 

3 Vgl. dazu Angelika Paseka: Gesellschaft und Pädagogische 
Praxis. In: Bettina Fritzsche et al. (Hg.): Dekonstruktive 
Pädagogik, Opladen 2001, $. 187-199. 


4 ebda. $. 196. 


4-5/2004 


spruch haben und diskrimi- 
nierende Vorstellungen und 
Logiken problematisieren, 
bleibt die Auseinanderset- 
zung zumeist dem Persönli- 
chen verhaftet. 

Dies trifft nicht nur auf 
die totalitäre „Anpassungs- 
logik“ der „Ausländer- 
pädagogik“ oder auf den 
multikulturalistischen Kitsch 
des so genannten „Interkul- 
turellen Lernens“ und seiner 
Rezepttausch, Tanz- und 
Koch-Pädagogik zu, sondern 
durchaus auch auf so man- 
che, sich als „aufklärerisch“ 
verstehende Ansätzen einer 
„antirassistischen“ Pädago- 
gik. Auch sie gehen sehr oft 
von individualisierenden 
Prämissen aus, stellen The- 
men wie „Sensibilisierung“ 
und „Zivilcourage“ in den 
Mittelpunkt, individuelle 
Handlungsspielräume in den 
Vordergrund. Eine Heran- 
gehensweise in diesem Zu- 
sammenhang sind etwa 
Übungen zur Sensibilisie- 
rung. Diese bestehen darin, 
Konstruktionen und Zu- 
schreibungen auf einer indi- 
viduellen Ebene zu ver- 
schieben. Es kann dort zum 
Beispiel darum gehen, sich 
als Teil unterschiedlicher 
Gruppenidentitäten wahr- 
zunehmen (Brillenträger, 
Stadtmensch, Türkin usw.) 
und seine eigenen Vorurteile 
zu erkennen. 

Ein solcher Ansatz be- 
schränkt sich auf die indivi- 
dualisierende De- und Re- 
Konstruktion von Identitä- 
ten. Die gesellschaftlichen, 
politischen und ökonomi- 
schen Strukturen - die die 
materielle Basis der Kon- 
struktionen darstellen — ge- 
raten jedoch nicht in den 
Blick. Die Rolle der rassisti- 
schen Gesetze, die Maßnah- 
men der Abschiebung sowie 
die Mechanismen der Aus- 
beutung werden dabei nicht 


thematisiert, weil es nur um 
persönliche Verbindlichkei- 
ten eines besseren Mitein- 
anders geht. In diesem Zu- 
sammenhang ist kritisch zu 
hinterfragen, ob sich 
pädagogische Konzepte 
nicht missbrauchen lassen, 
indem sie so tun, als könn- 
ten sie einfache Antworten 
auf Diskriminierungen ge- 
ben, die bei kritischer Be- 
trachtung innerhalb des 
pädagogischen Diskurses 
nicht lösbar sind.3 Es han- 
delt sich dabei um ein Pro- 
blem, das der Pädagogik 
selbst inhärent ist, insofern 
sie es immer mit Individuen 
zu tun hat und ihr keine rea- 
len Mittel zur politischen 
Organisation zur Verfügung 
stehen. 

Wie 
Pädagogik aussehen, die kei- 


aber kann eine 
ne „heile Welt eines toleran- 
ten und friedlichen Mitein- 
anders vorgaukelt“4, die die 
realen politischen Hinter- 
gründe und rassistischen 
Strukturen nicht verschleiert, 
sondern sie selbst zum The- 
ma macht. Es scheint hier 
notwendig Vermittlungsfor- 
men zu entwickeln, die kei- 
ne persönlichen Lösungs- 
möglichkeiten suggerieren, 
sondern eine Kritik an den 
gesellschaftlichen Verhältnis- 
sen implizieren, von denen 
die Jugendlichen bestimmt 
sind. 


Versuch, unseren Ansatz 
zu beschreiben 

Wir möchten hier einen ei- 
gentlich sehr klassischen 
emanzipatorisch-pädagogi- 
schen Ansatz vorstellen, der 
Self-Empowerment zum Ziel 
hat. Er entspricht gewisser- 
maßen einem immer wieder 
aufs Neue nachzuvollziehen- 
den Dreieck, das aber nicht 
abgeschlossen ist, sondern 
wesentlich aus sich hinaus 
verweist. 
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sie stehen 


a) Die Jugendlichen nicht dort abholen, wo 
sie sind, sondern sie von dem freisetzen, wo 


b) Die gesellschaftlichen Be- 
dingungen und politischen 
Strukturen 


BV4 


c) Möglichkeiten der Gegener- 
zählung und Handlungs- 
spielräume 


Grafik: trafo.K 


Jugendliche von dem 
freisetzen, wo sie stehen 
Die Bilder, mit denen Ju- 
gendliche in die Ausstellung 
kommen, sind nicht frei von 
den Stereotypen, die gesell- 
schaftlich vermittelt werden. 
Um diese zu thematisieren, 
müssen sie jedoch erst im 
Gespräch auftauchen. Der 
erste Schritt zielt in diesem 
Sinne darauf ab, die Brillen, 
durch welche wir sehen, 
selbst in den Blick zu be- 
kommen. Dabei taucht 
tatsächlich auch die Frage da- 
nach auf, „wer“ aus „welcher 
Perspektive“ „was“ sieht, 
und mit welchen gesell- 
schaftlichen Bildern und 
Macht- und SprecherInnen- 
positionen die Bilder, die die 
Jugendlichen haben (und die 
wir auch selbst haben), in 
Verbindung stehen. 

Dabei geht es wohl 
tatsächlich darum, ein Be- 
wusstsein für Rassismus zu 
schaffen. Und das stimmt so- 
wohl für Mehrheitsösterrei- 
cherInnen als auch für Mi- 
grantInnen. Zunächst emp- 
finden sich Jugendliche we- 
der als rassistisch noch als 
ausgegrenzt. Rassistisch und 
diskriminiert sind immer die 
Anderen. Ein erster Schritt 
muss also darin bestehen, 
dass sich die Jugendlichen 
selbst als rassistisch wahr- 
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nehmen, bzw. auch als aus- 
gebeutet und diskriminiert. 
Eine Pädagogik, die wie hier 
von den Jugendlichen aus- 
geht, steht durchaus im Zu- 
sammenhang mit der Ent- 
wicklung eines Bewusstseins 
für die eigene Unterdrückt- 
und Ausgeschlossenheit, al- 
so im Zusammenhang mit 
der Entwicklung von dem, 
was unter einer anderen Aus- 
gangslage „Klassenbewusst- 
sein“ genannt wurde. 


Gesellschaftliche Bedin- 
gungen und politische 
Strukturen 
Ein zweiter Schritt besteht 
darin, den Jugendlichen zu 
zeigen, dass sie nicht absolut 
böse und schuld an ihrem 
Rassismus sind bzw. dass ihre 
Unterdrückung nicht schick- 
salhaft ist, sondern dass wir 
in einer Gesellschaft leben, 
die rassistisch ist. Die be- 
sprochenen Themen werden 
dabei in einen gesellschaftli- 
chen Kontext gestellt, in dem 
mediale Repräsentation eben- 
so thematisiert wird wie ras- 
sistische Gesetze und struk- 
turelle Ausschlussmechanis- 
men. 
Zur 
dessen arbeiten wir etwa mit 
Beispielen aktivistischer und 


Sichtbarmachung 


künstlerischer Praxis, die 


gleichzeitig auch immer 


schon auf Möglichkeiten ver- 
weist, sich zu wehren. 


Gegenerzählungen und 
Handlungsspielräume 

In einem dritten Schritt ver- 
suchen wir, Möglichkeiten zu 
entwickeln, mit denen in die 
gesellschaftliche Logik ein- 
gegriffen werden kann. 

Mögliche Ausgangsfragen 
für eine Auseinandersetzung 
mit solchen Eingriffen sind: 

Wer bestimmt den öffent- 
lichen Diskurs? Wie lässt sich 
Öffentlichkeit herstellen? 
Wie lassen sich Forderungen 
sichtbar machen? 

Oft arbeiten wir so, dass 
wir die Jugendlichen in un- 
sere Fragen nach Möglich- 
keiten der Vermittlung eines 
Themas mit einbeziehen. 
Hier gehen wir davon aus, 
dass Menschen mit denen wir 
pädagogisch arbeiten, das 
Recht haben, den pädagogi- 
schen Gedanken mitzuden- 
ken. 

Vieles, was bei dieser Art 
von Arbeit entsteht, ist pro- 
blematisch. Uns scheint es 
wichtig, den Jugendlichen 
auch eine Auseinanderset- 
zung mit den gesellschaftli- 
chen Bildern zuzumuten, die 
sich immer wieder auch in 
den eigenen Ideen manifes- 
tieren. 

Insofern geht es uns 
auch darum, die Auseinan- 
dersetzung nicht abzusch- 
ließen, sondern weiter zu 
treiben, Multikulturalismen 
und Toleranzdiskurse zu 
problematisieren, ohne die 
Jugendlichen zu entmuti- 
gen. 
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Eine solche Herangehens- 
weise in einzelnen Etappen 
von Projekten und am 
Schlusspunkt einer gemein- 
samen Vermittlungsaktion 
signalisiert Unabgeschlos- 
senheit. Und das soll es auch. 
Damit entlassen wir die Ju- 
gendlichen mit einer Auffor- 
derung zu handeln, ihnen 
vermittelnd, dass es etwas zu 
tun gibt. 

Dies soll nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die 
Projekte Vermittlungspro- 
jekte bleiben und nicht als 
realer politischer Aktivismus 
zu verstehen sind. Die „An- 
leitung zur Selbstermächti- 
gung“ bezieht sich in diesem 
Sinn auch nicht auf die par- 
tizipatorische Aktivität beim 
Besuch der Vermittlungsan- 
gebote. Diese kann im besten 
Fall das Thema der Ausstel- 
lung aus einer politischen 
Perspektive beleuchten. Die 
Selbstermächtigung findet 
vielleicht darüber hinaus und 
außerhalb unserer Obhut 
statt. 


Mittel zur Organisation 

Es erscheint uns dabei sehr 
wichtig, deutlich zu machen, 
dass sich die Mittel zur poli- 
tischen Organisation nicht in- 
nerhalb des pädagogischen 
Prozesses finden lassen. Un- 
sere Arbeit signalisiert in die- 
sem Sinne nicht nur Unabge- 
schlossenheit, sie hat auch 
das Ziel, aus der pädagogi- 
schen Situation hinauszuwei- 
sen. Der Verweis auf existie- 
rende politische Organisati- 
onsformen spielt dabei eine 
wichtige Rolle. 


5 Vgl. hierzu die klassische Konzeption einer emanzipatorischen 
Erziehung in der marxistischen Pädagogik: Leitsätze zur Bil- 
dungsfrage der "Freien Sozialistischen Jugend" 1919: "Das 
Wesen der Schulung und Bildung erblickt die proletarische Ju- 
gendbewegung in der völligen Durchdringung aller von ihr er- 
fassten jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen mit dem 
Bewusstsein ihrer Klassenlage", zit. nach: Erziehung und 
Klassenkampf, Heft 1, Frankfurt am Main, Februar 1971. 
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Mit SchülerInnen in der 


Wehrmachtsausstellung 


er, wie ich, seine Schul- 
Wi: schon über zehn 
Jahre hinter sich hat, kann 
sich vermutlich nur noch 
dunkel an lähmende Führun- 
gen durch Kunst- und Ge- 
schichteausstellungen erin- 
nern durch die mensch von 
LehrerInnen und unter- 
schiedlichsten Kulturver- 
mittlerInnen auf Wienwo- 
chen und Exkursionen ge- 
schleift wurde. Schon ein 
Jahr später wußten wir kaum 
noch welche Museen wir 
überhaupt aufgesucht hatten. 
Einer späteren Generation 
von SchülerInnen, die im 
Frühling 2001 von einer je- 
ner Vermittlerinnen durch 
die Ausstellung Verbrechen 
der Wehrmacht begleitet wur- 
den, könnte jedoch ein ande- 
rer Eindruck geblieben sein. 
Nun haben die Vermittlerin- 
nen von trafo.K ein Buch 
über ihre Erfahrungen bei 
der Ausstellungsvermittlung 
an Schulkinder und Jugend- 
liche publiziert. Dass sich 
manch SchülerIn länger an 
diese Ausstellung erinnern 
könnte, dürfte nicht nur auf- 
grund des Themas der Aus- 
stellung, das direkt in die in 
den Familien tradierte Ge- 
schichte intervenierte und 
den Mythos von der Zu- 
gehörigkeit des (Ur-)Opas 
zur „sauberen Wehrmacht“ 
in Frage stellte, der Fall sein. 
Auch die durchdachten Ver- 
suche der Ausstellungsver- 
mittlerinnen die Shoah und 
die Verbrechen der Wehr- 
macht weder durch billige 
Alibibetroffenheit, noch 
durch „sinnstiftende“ Mo- 
ralerziehung im Sinne eines 
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„Lernens aus der Geschich- 
te“ zu vermitteln, sondern die 
Shoah in ihrer ganzen Sinn- 
losigkeit so darzustellen, dass 
ihr auch nicht nachträglich 
als Immunisierungsimpfung 
gegen Antisemitismus und 
Rassismus „Sinn“ verliehen 
werden kann, trug sicher da- 
zu bei, dass die Ausstellung 
nicht so schnell vergessen 
wird. Gerade die darzustel- 
lende Sinnlosigkeit der Ver- 
nichtung führt jedoch nicht 
nur bei erwachsenen „ganz 
normalen ÖsterreicherInnen“ 
immer wieder zu Abwehrre- 
aktionen. Auch für Kinder- 
und Jugendliche scheint dies 
schwer zu vermitteln sein. 
Dass sich die Ausstellungs- 
vermittlerInnen dieser Pro- 
blematik nicht nur bewußt 
sind, sondern sie auch aktiv 
thematisieren und diskutie- 
ren, zeigt, dass hier nicht nur 
pädagogische Konzepte einer 
Ausstellungsvermittlung mit- 
gedacht wurden, sondern 
diese auch auf einem inhalt- 
lichen Fundament aufbauen, 
das aus der intensiven Be- 
schäftigung mit der Shoah, 
mit Antisemitismus und dem 
Vernichtungskrieg im Osten, 
aber auch mit der Ge- 
schichtspolitik und dem Fort- 
leben von Aspekten natio- 
nalsozialistischer Ideologie 
nach 1945 resultiert. Das 
Buch der Auststellungsver- 
mittlungsgruppe Zrafo.K, die 
im Frühling 2004 auch die 
Vermittlung der Ausstellung 
Gastarbajteri - 40 Jahre Ar- 
beitsmigration übernommen 
hatte, wird gerade durch die- 
se Verbindung geschichts- 
philosophischer, sozialwis- 


senschaftlicher und pädago- 
gischer Aspekte interessant 
und dadurch mehr als reine 
Ausstellungspädagogik. Die 
Beiträge von Nora Sternfeld, 
Charlotte Martinz-Turek, Re- 
nate Höllwart und Alexander 
Pollak sind dabei nicht nur 
für MuseumspädagogInnen 
oder LehrerInnen von Inter- 
esse. Obwohl sie sich an der 
Frage der Vermittlung des 
Wissens um die nationalso- 
zialistischen Verbrechen an 
SchülerInnen und Jugendli- 
che abarbeiten, ist es gerade- 
zu unvermeidlich, dass dabei 
auch grunsätzliche Aspekte 
der österreichischen Vergan- 
genheitspolitik und der pri- 
vaten Tradierung von Ge- 
schichtsbildern in den Fami- 
lien ebenso zur Sprache kom- 
men wie die grundsätzliche 
Frage, wie die Sinnlosigkeit 
der Verbrechen überhaupt 
„erzählt“ werden kann. Diese 
Fragen betreffen keineswegs 
nur Jugendliche, werden aber 
für diese durch das langsame 
Sterben der Überlebenden 
und Augenzeugen für die 
nächste Generation öster- 
reichischer SchülerInnen um- 
so wichtiger. 

Interessant sind dabei 
auch jene Kapitel die sich u.a. 
mit den Reaktionen der ju- 
gendlichen Ausstellungsbe- 
sucherInnen beschäftigen. 
Hier ist einerseits die auch 
auf quantitativen Erhebun- 
gen mittels Fragebogen be- 
ruhende Studie von Ines 
Garnitschnig und Stephanie 
Kiessling zu erwähnen, die 
auch den familiären Hinter- 
grund der befragten jugend- 
lichen Ausstellungsbesucher- 
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Innen mit einbezog. Aber 
auch in den Beiträgen von 
Nora Sternfeld und Charlot- 
te Martinz-Turek sind immer 
wieder Unterschiede mit den 
Vermittlungserfahrungen in 
Deutschland beschrieben. 
Dabei werden auch die Dif- 
ferenzen zwischen Kindern 
und Jugendlichen mit „mehr- 
heitsösterreichischem“ Hin- 
tergrund mit jenen mit mi- 
grantischen Hintergrund her- 
ausgearbeitet. Gerade ange- 
sichts der exemplarischen Fo- 
kussierung der Ausstellung 
auf den Vernichtungskrieg 
der Wehrmacht in Süd- 
ostreuropa, sind die Unter- 
schiede zwischen Kindern, 
deren Eltern aus dem ehe- 
maligen Jugoslawien einge- 
wandert sind und jenen de- 
ren Großeltern aus einem Tä- 
terhintergrund ihre Ge- 
schichte erzählten, augenfäl- 
lig und vervollständigen da- 
mit die umfangreiche Doku- 
mentation. 


Büro trafo.K/ Renate Höll- 
wart / Charlotte Martinz- 
Turek / Nora Sternfeld / Alex- 
ander Pollak (Hq.): In einer 
Wehrmachtsausstellung. Er- 
fahrungen mit Geschichtsver- 
mittlung. Wien: Turia + Kant 
2003, 223 Seiten, Euro 22,- 
ISBN 3-85132-371-8 
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Bericht einer Überlebenden 


Ihre Lebens- und 
Widerstandgeschichte 
erzählte Tusia Herz- 
berg beim Symposium 
Frauen im Widerstand 
gegen den Nationalso- 
zialismus, das in Wien 
im Jänner 2004 von 
Licra Österreich, der 
Theodor Kramer Ge- 
sellschaft und Context 
XXI veranstaltet wur- 
de. 


von Tusıa HERZBERG* 


*) Tusia Herzberg war 
während der NS-Zeit als Kran- 
kenschwester der zionistischen 
Jugendbewegung (Hanoar 
Hazioni) in Polen und Unganr 
tätig. In Israel ist sie als Vo- 
lonteurin der WIZO in Armen- 
vierteln tätig, wofür ihr 1982 
der Israelische Staatspreis ver- 
liehen wurde. Sie ist Autorin 
mehrerer Bücher. 
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Is ich von diesem Sympo- 
Addon erfuhr, war ich tief 
beeindruckt, dass Europas In- 
tellektuelle Interesse für den 
jüdischen Widerstand zeigen. 

Dante, der größte Dichter 
und Vater der italienischen 
Dichtung, hat über die Hölle 
geschrieben. Seine Hölle war 
eine Phantasie, eine Metapher. 
Für das europäische Juden- 
tum jedoch war die Hölle eine 
Wirklichkeit, eine tragische 
Wirklichkeit. Eigentlich war 
das kein Krieg; ein Krieg fin- 
det zwischen gut bewaffnetem 
Militär statt, dies aber war 
reiner Mord an unbewaffne- 
ten, hilflosen und unschuldi- 
gen EinwohnerInnen. 

Nach dem Krieg hat man 
uns immer wieder gefragt: 
Warum habt ihr nicht 
gekämpft? Zu wenig war be- 
kannt, dass fast in jeder Stadt, 
groß und klein, junge Jüdin- 
nen und Juden versuchten, 
sich zu rächen, zu kämpfen, 
obgleich es aussichtslos war. 
Auch in unserer Gegend, 
dem polnischen Oberschlesi- 
en, gab es solche „verrückte 
Kämpfer“ - so habe ich sie in 
meinem Buch Der lachende 
Sand genannt: „Sie kämpften, 
weil ihre Selbstachtung es so 
verlangte. Verrückt! Sie 
kämpften ohne Waffe. Sie be- 
schafften sich Waffen — ohne 
Geld. Sie suchten Unterkunft 
in einer feindlichen Umge- 
bung. Sie übergaben ihr 
Schicksal ihrem glücklichen 
Stern. Aber die meisten wa- 
ren dem Untergang geweiht.“ 

Auch mein 13-jähriger 
Bruder Alex, das Baby der 
Familie, war ein „verrückter 
Kämpfer“. Eines Tages brach- 
te er einen Revolver nach 
Hause. Er übergab ihn unse- 


rer Mutter und sagte stolz: 
„Ich habe ihn für meine Uhr 
bekommen. Bitte verwahre 
ihn an einem sicheren Platz. 
Das ist die erste Waffe in un- 
serem Widerstand.“ 

Mutti nahm den verräteri- 
schen Stahl aus seinen Hän- 
den und so machte sie die 
Gefahr zu ihrer eigenen. Vor- 
sichtig, mit mütterlicher Sorg- 
falt, wickelte sie die Waffe in 
ein weiches Tuch. Sie war be- 
ruhigt. Die Bürde des Risikos 
war jetzt die ihre. Und in dem 
Augenblick wurde sie zu ei- 
ner Frau im Widerstand. Sie 
war nicht die Einzige. 

Ebenso Harrys Mutter. 
Harry wurde verhaftet als er 
ausging, um von Deutschen 
Gewehre zu stehlen. Deutsche 
brachten seine Mutter dort- 
hin. Ihre erschrockenen Au- 
gen sahen ihren gekreuzigten 
Sohn. Die Mutter fiel vor 
ihren Sohn und flehte ihn an: 
„Erleichtere Deine Qualen, 
sag wer Deine Freunde sind, 
und Du wirst leben und auch 
wir werden leben.“ Harry sah 
seine arme Mutter lange 
schweigend an. Dann sagte er 
mit ruhiger, aber sicherer 
Stimme: „Nein Mutter, ich 
werde kein Wort sagen.“ 

Und Harrys Mutter 
schwieg auch und verriet seine 
FreundInnen nicht. Auch sie 
war eine Frau im Widerstand. 
Harry war in Wien geboren 
und erzogen. Gekreuzigter 
Harry. Und ebenso gab es 
Mütter, deren Haus offen für 
gesuchte Jungen war, ohne 
Rücksicht auf ihre eigene Ge- 
fahr. Einige Mütter, die kor- 
pulent waren, haben auf ihrer 
Brust eine Waffe getragen. 

Die Reisen der Burschen 
mit dem Zug in verschiedene 


FRAUEN IM WIDERSTAND 


Jüdinnen im Widerstand 


Städte, um Waffen zu be- 
schaffen, waren gefährlich, 
weil junge Männer bei der Po- 
lizei in Verdacht kamen. So 
gingen immer mehr Mädchen, 
die nicht auffallend waren, auf 
die Reise. Zwar gelang es ih- 
nen, Waffen zu bringen, doch 
einige wurden unterwegs ver- 
haftet und getötet, leider. Doch 
es gab auch einen Kampf ohne 
Gewehr: christliche Doku- 
mente waren unsere Waffen. 
Die Mädchen begannen, un- 
ermüdlich an der Herstellung 
falscher Dokumente zu arbei- 
ten. Das war ein Teil des Plans 
zur Flucht ins Gebirge und 
über die Grenze in die Slowa- 
kei und weiter. Jakobs Mutter 
und eines der Mädchen erbo- 
ten sich freiwillig, diesen müh- 
seligen Weg, der uns nicht be- 
kannt war, für uns zu erkun- 
den. In großer Spannung und 
Angst warteten wir, von ihnen 
zu hören. Endlich kam die 
Nachricht: „Hier ist ein Para- 
dies.“ In kleinen Gruppen 
machten wir uns über die 
Grenze und gelangten in die 
Slowakei. 

Ein Teil der Leute ist nach 
Österreich gefahren, wo sie 
auf Grund ihrer christlichen 
Dokumente vom Arbeitsamt 
Arbeit bekamen. Die Lebens- 
bedingungen waren schwer. 
Einmal ist Ruth auf der Straße 
einem Freund begegnet, und 
sie hat sich beklagt, dass ihr 
sehr kalt sei. Daraufhin hat der 
Freund ihr seine warmen 
Handschuhe gegeben, und sie 
sagte mit großer Freude: 
„Wunderbar, ich werde einen 
Handschuh der Karola ge- 
ben.“ Diese Episode zeugt von 
dem Elend dieser Zeit aber 
auch von der Solidarität unter 
den FreundInnen. 
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Die zweite Gruppe ist durch 
die Slowakei nach Budapest 
gefahren. Ich war in der ersten 
kleinen Gruppe, die in Buda- 
pest im Jahre 1943 ankam. In 
Budapest schien der Krieg 
fern. Unser Ziel war es, Juden 
und Jüdinnen vor der kom- 
menden Gefahr zu warnen. 
Während die Älteren nicht da- 
von hören wollten, fanden wir 
bei der Zionistischen Jugend 
Gehör. Es wurde ein gemein- 
sames Trainingslager errichtet, 
in dem unsere Burschen den 
ungarischen Jugendlichen den 
Gebrauch von Waffen bei- 
brachten, und wir, die 
Mädchen, Erste Hilfe und die 
Herstellung falscher Doku- 
mente lehrten. 

Unsere gemeinsame Spra- 
che - Ironie des Schicksals - 
war die Sprache des Feindes. 
Deutsch! Im März 1944 mar- 
schierten die Deutschen in 
Ungarn ein. Viele Burschen 
und Mädchen wurden ver- 
haftet. Es gelang einer Grup- 
pe von sieben Mädchen und 
Burschen aus dem Gefängnis 
zu fliehen. Sie ließen sich an 
Seilen aus dem Gefängnis 
hinunter. Drei Burschen war- 
teten im Vorhof des Gefäng- 
nisses, Mädchen warteten 
draußen auf der Straße und 
brachten die Geflohenen in 
vorbereitete Bunker und ver- 
sorgten sie dort. Am nächsten 
Tag konnte man in den Zei- 
tungen über die Flüchtlinge 
lesen, deren einziges Verbre- 
chen war, als Juden und Jü- 
dinnen geboren zu sein. 

Als wir nach Ungarn ka- 
men, haben wir beschlossen: 
Wir sind keine Flüchtlinge, 
wir sind KämpferInnen, die 
das Kampffeld bloß gewech- 
selt haben. Unser Streben 
war: Rache für den Mord un- 
serer Familien zu nehmen 
und die Lebendigen zu be- 
schützen. 

In Ungarn wurde es immer 
schlimmer und wir beschlos- 
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sen, nach Rumänien zu fahren 
in der Hoffnung, einen Weg 
nach Israel, unseren Lebens- 
traum, zu finden. Ein tüchti- 
ger Freund, Pinek, war für 
diese Aktion verantwortlich, 
obwohl er weder Ungarisch 
noch Rumänisch sprach. Ein 
ungarischer Freund, Pizi, und 
einige Mädchen waren auch 
dabei. Während die Züge in 
Europa Juden und Jüdinnen 
zum grausamen Tod brachten, 
haben wir Juden und Jüdin- 
nen nach Israel geschickt. 
Aber trotz aller Vorsicht hat 
man viele Leute an der Gren- 
ze verhaftet und nach Buda- 
pest ins Gefängnis gebracht. 
Bei der 


möchte ich zwei Wienerinnen 


Gelegenheit 


nennen, die auch als Frauen 
im Widerstand waren: Frau 
Hedwig Gertner, ihr Anden- 
ken soll gesegnet sein, hat sich 
große Mühe gegeben, um ei- 
ne Gruppe unserer Freund- 
Innen zu befreien, und Frau 
Eda Krumholz, eine Freun- 
din in unsere Gruppe. 

Ich selbst war verant- 
wortlich für die Hilfe und 
Bemühung, die Leute zu be- 
freien. Dies hat Vorsicht ver- 
langt und war mit großer 
Spannung verbunden. Trotz- 
dem ist es uns gelungen, ei- 
nige Gruppen und einzelne 
FreundInnen zu befreien. 
Leider nicht alle. In Rahmen 
meiner Aufgabe habe ich ei- 
nige Male die FreundInnen 
im Gefängnis besucht, ob- 
wohl ich auch gesucht wur- 
de: Zwei Burschen und ein 
Mädchen wurden zum Tode 
verurteilt und hatten schreck- 
liche Lebensbedingungen. Sie 
bekamen kein Essen und 
tranken täglich einige Gläser 
Wasser mit Salz. 

Fines Tages habe ich mich 
als Schwester des Roten 
Kreuzes im Gefängnis ange- 
meldet um die polnische 
Arrestierte zu besuchen. Das 
Ziel der grausamen Qualen 


war, die Namen von anderen 
FreundInnen, die zusammen 
gekämpft hatten, zu bekom- 
men. Das Mädchen, Danka, 
wurde schwerster Folter un- 
terzogen. Sie hing mit den 
Füssen nach oben und dem 
Kopf nach unten. Trotzdem 
hat sie kein Wort gesagt. 

Als erste hat man das 
Mädchen zu mir gebracht 
und sie hat mich ängstlich ge- 
fragt, ob ich auch arrestiert 
sei. Der Aufseher hat zum 
Glück die Worte nicht ver- 
standen. Dann habe ich mich 
vorgestellt: „Mein Name ist 
Yadviga und im Namen des 
Roten Kreuzes besuche ich 
euch. Vielleicht brauchen Sie 
etwas? Mehr Essen?“ „Nein 
ich brauche nichts, aber die 
Burschen brauchen wahr- 
scheinlich mehr“, hat die 
gute Seele gesagt. 

Die gleiche Antwort habe 
ich auch von den Burschen 
gehört. Jeder sagte, dass der 
andere Hunger habe. Nach 
dem Besuch des „Roten 
Kreuzes“ haben sich die Be- 
dingungen wesentlich ver- 
bessert. Die sadistischen 
Schläge haben aufgehört, und 
sie durften täglich gutes Mit- 
tagessen vom „Roten Kreuz“ 
bekommen. Vor der Todes- 
strafe konnte ich sie leider 
nicht retten, aber der Herr 
Gott hat uns geholfen: Zwei 
Stunden vor der Hinrichtung 
hat die Russische Armee die 
Stadt befreit und unsere drei 
FreundInnen wurden als po- 
litische Opfer befreit. Die 
drei haben sich freiwillig zur 
Roten Armee gemeldet. 

Eines Tages ging ich zu 
meinen beiden Freundinnen 
mit einer Tasche voll mit 
christlichen Dokumente, die 
sie den Leuten, die in den 
Verstecken ungeduldig war- 
teten, weiter geben sollten. Ich 
sah die beiden auf der Straße, 
aber auf einmal stand ein un- 
garischer Geheimpolizist vor 


mir und brachte mich zusam- 
men mit den Mädchen zum 
Polizei-Kommandanten. 

Die zwei wurden sofort mit 
dem Detektiv in das Gefäng- 
nis geschickt. Mich hat er frei 
gelassen, weil ich sagte, dass 
ich eine Krankenschwester bin 
und Arbeit im Krankenhaus 
suche. Ich bin sofort und 
schnell in einem Wettlauf mit 
der Zeit zu dem kleinen Zim- 
mer gelaufen, wo Hanka und 
Antek waren, um schnell zwei 
Taufdokumente zu zeichnen. 
Zwei Dokumente von zwei 
verschiedenen polnischen 
Dörfern und zwei verschiede- 
nen Priestern. Hanka zeich- 
nete, Antek unterschrieb. Zwei 
Dokumente, die eine Aufga- 
be hatten: das Leben von zwei 
Freundinnen zu retten. 

Ich versuchte, vorsichtig zu 
sein und die Lebensmittelpa- 
kete und die Dokumente als 
Brief durch einen kleinen Po- 
lizisten zu schicken, aber auf 
einmal habe ich den Polizisten, 
der mich zwei Stunden zuvor 
verhaftet hatte und wusste, 
dass ich auch Jüdin war, gese- 
hen. Der Brief in meiner Hand 
interessierte ihn sehr, und er 
nahm ihn mir aus der Hand. 
Da sagte ich: „Der Freund von 
Gila hat es geschickt, und Sie 
sind doch ein Gentleman, da 
werden sie bestimmt einen 
Liebesbrief von jemand ande- 
ren nicht lesen.“ Er hat mit 
dem Brief gespielt und ihn 
schließlich Gila gegeben. 

Ich habe sofort das Haus 
verlassen. Nach einigen Wo- 
chen wurden die zwei „ka- 
tholischen“ Mädchen mit Hil- 
fe eines Rechtsanwaltes be- 
freit. Und doch wundere ich 
mich jetzt nach dem Krieg, 
dass ich so viel Mut und kei- 
ne Angst hatte. Die Antwort 
habe ich von Frau Dr. Ingrid 
Strobl bekommen. Der Titel 
ihres Buches hat mir die Ant- 
wort gegeben: Die Angst kam 
erst danach. 
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VERSÖHNUNG 


Versöhnung auf Österreichisch 


n den letzten Jahren wurde 
| viel über Entschädigung 
von NS-Opfern geredet und 
geschrieben. Mediale Debat- 
ten erreichten unvorstellbare 
Untiefen. Bei einem waren 
sich PolitikerInnen der Re- 
gierungsparteien, Vertreter- 
Innen des journalistischen 
Boulevard und die Mehrheit 
der Bevölkerung aber einig: 
Dabei steht nicht selten die 
Forderung nach 
„Schlussstrich“ im Raum. Ein 
durch die EU-Sanktionen di- 
plomatisch isoliertes Öster- 


einem 


reich konnte seine Sensibilität 
für Holocaust-Fragen bewei- 
sen. Aus diesem Spannungs- 
feld heraus wurde unter an- 
derem das Versöhnungsfonds- 
gesetz erlassen, das die Ent- 
schädigung von NS-Zwangs- 
arbeiterInnen regelt. 

Bisher wurden mehr als 
113.000 Menschen für ihre 
unfreiwillige Arbeit auf dem 
Gebiet des heutigen Öster- 
reich entschädigt. Ein Wer- 
mutstropfen ist, dass zur Ar- 
beit gezwungene Kriegsge- 
fangene in Österreich nicht 
leistungsberechtigt sind, in 
Deutschland hingegen zu- 
mindest in Ausnahmefällen. 
Der folgende Text beleuch- 
tet, wie es überhaupt zum 
Versöhnungsfondsgesetz 
kam, was der Versöhnungs- 
fonds eigentlich ist und wel- 
ches Bild sich jetzt, da die 
Antragsfrist abgelaufen ist, 
darstellt. 


Die Entdeckung der 
Verantwortung 

Die „Entschädigung“ von 
NS-ZwangsarbeiterInnen war 
in Österreich bis ins Jahr 
1998 kein politisches Thema. 
Sammelklagen (Class Actions), 
die gegen Deutschland ein- 
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gebracht wurden, und der 
Schweizer Bankenvergleich 
kündigten das baldige Über- 
greifen der Klagen auf öster- 
reichische Unternehmen an. 
Diese „Bedrohung“ wahr- 
nehmend, setzte die Bundes- 
regierung die Österreichische 
Historikerkommission ein, 
welche den Vermögensent- 
zug auf dem Gebiet der Re- 
publik Österreich während 
der NS-Zeit sowie Rückstel- 
lungen bzw. Entschädigun- 
gen der Republik Österreich 
ab 1945 erforschen und da- 
rüber berichten sollte. 

Der New Yorker Anwalt 
Ed Fagan fand mit der Class 
Action das offensichtlich not- 
wendige Druckmittel, um das 
Thema Entschädigung von 
NS-ZwangsarbeiterInnen 
auch in Österreich aktuell 
werden zu lassen. Am 16. 
Oktober 1998 brachte er ge- 
meinsam mit anderen An- 
wälten beim US District 
Court for the Eastern District 
of New York eine Sammel- 
klage wegen Zwangsarbeit 
gegen die VOEST und Steyr- 
Daimler-Puch ein. In der Fol- 
ge wurden von den beklag- 
ten Unternehmen Historiker- 
Innen mit der Aufarbeitung 
der Firmengeschichte beauf- 
tragt und mit Hilfe der Indus- 
triellenvereinigung (IV) in- 
tensives Lobbying in Rich- 
tung aller Parlamentspartei- 
en zugunsten einer gesamt- 
österreichischen Lösung be- 
trieben. Nach den öster- 
reichischen Nationalrats- 
wahlen im Herbst 1999 und 
in Anbetracht der sich ab- 
zeichnenden Einigung in 
Deutschland konnte die 
Plattform Zwangsarbeit der 
IV von der sich Anfang 2000 
noch im Amt befindenden 


Regierung unter Kanzler Vik- 
tor Klima erstmals die aus- 
drückliche Bereitschaft die- 
sem Anliegen Folge zu lei- 
sten, erreicht werden. Seit 
dem ersten Auftreten dieses 
Themas in Österreich war al- 
lerdings bereits mehr als ein 
Jahr vergangen. 

Für den US-Vizefinanzmi- 
nister Stuart Eizenstat ergaben 
sich zwingendere politische 
Gründe zum Suchen einer Lö- 
sung für die Ansprüche der 
NS-Opfer aber erst einen Mo- 
nat später, als die neue Regie- 
rung aus ÖVP und der ag- 
gressiv nationalistischen FPÖ 
unter dem Kanzler Wolfgang 
Schüssel gebildet wurde. Die 
anderen vierzehn EU-Mitglie- 
der reagierten mit Sanktionen. 
Das diplomatisch isolierte 
Österreich und Wolfgang 
Schüssel als sein Vertreter rea- 
gierten, indem die akut ge- 
wordene ZwangsarbeiterIn- 
nenfrage aufgegriffen wurde. 
Am 15. Februar 2000 wurde 
Maria 


Regierungsbeauftragte zur 


Schaumayer als 


„Führung von Verhandlungen 
zwecks Regelung der Frage 
der Sklaven- und Zwangsar- 
beit“ bestellt. 

In der Folge verhandelten 
Maria Schaumayer und ihr 
Team sechs bilaterale Ab- 
kommen mit der Republik 
Belarus, der Tschechischen 
Republik, Ungarn, Polen, der 
Russischen Föderation und 
der Ukraine aus. Auch die 
USA wurde in die Verhand- 
lungen mit einbezogen, da 
man wie bereits zuvor 
Deutschland von der US- 
amerikanischen Regierung ei- 
ne Erklärung erwartete, die 
vor amerikanischen Gerich- 
ten Rechtsicherheit garantie- 
ren würde. 


Seit Sommer 2000 ar- 
beitet der Österreichi- 
sche Versöhnungs- 
fonds. Mit 31.12.2003 
endete für ehemalige 
Zwangsarbeiterlnnen 
die Frist um Anträge 
auf Entschädigungs- 
zahlungen zu stellen. 


VON IRIS PETRINJA* 


Innerhalb von vier Monaten 
konnten die Verhandlungen 
zu einem Abschluss gebracht 
werden und das Versöh- 
nungsfondsgesetz wurde am 
7. Juli 2000 einstimmig im 
Nationalrat beschlossen. 
Auf ein besonderes Spezi- 
fikum österreichischer Politik 
soll an dieser Stelle noch auf- 
merksam gemacht werden. 
Wie schon in den ersten Jah- 
ren nach dem Krieg (Kriegs- 
opferversorgungsgesetz versus 
Opferfürsorgegesetz) wurden 
auch dieses Mal parallel zur 
Entschädigung von NS-Op- 
fern ehemalige Wehrmachts- 
soldaten „entschädigt“. Mit 1. 
Jänner 2001 wurde per Ge- 
setz eine Zahlung zwischen 
14,53 und 36,34 Euro an ehe- 
malige Kriegsgefangene be- 
schlossen, um deren Pen- 
sionsentgang durch die Ge- 
fangenschaft abzufedern. 


Das exekutierende Organ 

Der Österreichische Fonds für 
Versöhnung, Frieden und Zu- 
sammenarbeit (ÖVF) wurde 


*) Iris Petrinja ist Politikwis- 
senschafterin und Mitarbeite- 
rin des Allgemeinen Entschä- 
digungsfonds in Wien. 
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ursprünglich auf eine Dauer 
von drei Jahren eingerichtet, 
innerhalb von zwei Jahren 
konnten die Anträge einge- 
reicht werden, diese Frist wur- 
de verlängert und endete am 
31.12.2003. Die Abwicklung 
der Auszahlungen erfolgt über 
ein Büro in Wien (vor allem 
sogenannte Einzelanträge) und 
über sechs Partnerorganisa- 
tionen in den Ländern der 
Verhandlungspartner. 

Im Versöhnungsfondsge- 
setz wurde dezidiert festge- 
halten, dass auf Grund der 
Bestimmungen der Artikel 21 
und 26 des Staatsvertrages die 
Wiederherstellung eines un- 
abhängigen und demokrati- 
schen Österreichs keine 
Rechtsansprüche bestehen 
und die seitens Österreich er- 
brachten Leistungen auf frei- 
williger Basis erfolgen. 

Leistungsberechtigt sind 
vorwiegend jene „ehemaligen 
Sklaven- und Zwangsarbei- 
terInnen des nationalsoziali- 
stischen Regimes, die auf- 
grund der zynischen ‚NS- 


Hierarchie der Nationalitä- 
ten‘ in der Zeit des NS-Regi- 
mes ein überdurchschnittlich 
schweres Schicksal und eine 
besondere Diskriminierung 
erlitten haben.“ Vorausset- 
zung ist, dass sich dieser Tat- 
bestand auf dem Territorium 
der heutigen Republik Öster- 
reich zugetragen hat. 

Die Berechtigten sind un- 
terschiedlich kategorisiert, 
dem entsprechen auch die 
Auszahlungsbeträge, die zwi- 
schen 20.000 Schil- 
ling/1453,46 Euro (Land- 
wirtschaft und in persönli- 
chen Dienstleistungen) und 
105.000 Schilling/7.630,65 
Euro (sogenannte Sklavenar- 
beiterInnen, die nicht bereits 
von der Deutschen Stiftung 
entschädigt wurden, vor al- 
lem ungarische Jüdinnen und 
Juden) variieren. Wenn Lei- 
stungsberechtigte am oder 
nach dem 15.02.2000 ver- 
storben sind, so treten an ih- 
re Stelle die ErbInnen nach 
dem jeweiligen nationalen 
Recht. 


Kriegsgefangene erhalten kei- 
ne Leistungen. Auch das 
deutsche Stiftungsgesetz sieht 
grundsätzlich keine Entschä- 
digung für Kriegsgefangene 
vor, macht aber Ausnahmen 
für diejenigen, die in einem 
Konzentrationslager inhaf- 
tiert waren oder als beson- 
ders diskriminierte Kriegsge- 
fangene aus Osteuropa ihren 
Status als Kriegsgefangene 
zum Beispiel durch Flucht 
oder Entlassung verloren ha- 
ben und als Zivilisten zur 
Zwangsarbeit deportiert wur- 
den. 


Bisherige Leistungen 

Mit Stichtag 12. Dezember 
2003 insgesamt 
113.877 Anträge von ehema- 
ligen Sklaven- und Zwangs- 
arbeiterInnen genehmigt. 
91.743 davon betrafen solche, 
die von den Partnerorganisa- 


waren 


tionen überwiesen wurden, 
die Auszahlungssumme 
beläuft sich auf 208.754.211 
Euro. Außer diesen wurden 
auch 22.134 Einzelanträge ge- 


nehmigt, für die ein Betrag 
von 75.150.375 Euro ausge- 
legt wurde. Von den 435 Mill. 
Euro, mit denen dieser Fonds 
dotiert war, wurden bis De- 
zember 2003 300.274.812,49 
Euro ausbezahlt. 

Bis zum Stichtag 17. De- 
zember 2003 wurden 4.729 
Anträge abgelehnt, und um 
die 5.000 an die Deutsche Stif- 
tung weitergeleitet. 

Nach Einschätzung des 
Büros des Österreichischen 
Versöhnungsfonds haben die 
sechs Partnerorganisationen 
im Laufe von drei Jahren den 
Großteil der potentiellen Lei- 
stungsberechtigten erfasst. 

Nach dem Ende des 
Fonds am 21. Dezember 
2004 wird das Kuratorium zu 
entscheiden haben, für wel- 
che „Leistungen im Zusam- 
menhang mit Unrecht, das 
während des nationalsozialis- 
tischen Regimes auf dem Ge- 
biet der heutigen Republik 
Österreich geschah“, das rest- 
liche Vermögen zu verwen- 
den ist. 


Demnächst im Radioprogramm von Context XXI 
Wien, Orange 94,0; jeden Freitag 13 - 14 Uhr 
Graz, Helsinki 92,6; jeden Montag 10 - 11 Uhr 


2. Juli 


Der braune Dreck an den eigenen Wurzeln 
Anna und das Anderle. Eine Recherche 
Von Ingrid Strobl 
(Collection S. Fischer 1995, zur Zeit leider vergriffen, zu be- 
ziehen über Bibliotheken oder Antiquariate) 
Eine Lesung von Johanna Oberhuber mit Musik von John 
Zorn. 
Gestaltet von Mary Kreutzer 


9. Juli 


Einmal muss Schluss sein?! 
Ohnehin 
Von Doron Rabinovici 
(Suhrkamp, 2004) 
Doron Rabinovici liest aus seinem eben neuen Roman, mit 
Musik von Deishovida, not 4 you. 
Gestaltet von Mary Kreutzer 


Klagenfurt, Agora 105,5 / 106,8 / 100,9; jeden Donnerstag 19 - 20 Uhr 


16. Juli 
Die versunkene Stadt 
Frauen im Widerstand gegen den NS 
Auszüge der Vorträge von Rita Thalmann, Tusia Herzberg, 
Ingrid Strobl und Katrin Auer 
auf dem Context XXI-Symposium. 
Gestaltet von Eva Krivanec und Mary Kreutzer 


23. Juli (Wh.) 


Antikapitalismus von Links und von Rechts 
Einige Überlegungen zum Antisemitismus 
Heribert Schiedel und Thomas Schmidinger 
über den Zusammenhang zwischen verkürzter 
Kapitalismuskritik und Antisemitismus 


Eine Sendung der Ökologischen Linken Wien, Ökoli (www.oekoli.cjb.net) 
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IRAK 


Für eine Handvoll Dollar... 


Die jüngsten Kampf- 
handlungen im Irak es- 
kalierten nach der Er- 
mordung von vier US- 
Amerikanern in Faluja. 
Die ca. 300.000 Ein- 
wohnerlnnen zählen- 
den Kleinstadt west- 
lich von Bagdad, die 
bereits traditionell als 
Hochburg des Ba ’'this- 
mus galt, macht sich 
seither als Hochburg 
des ba 'thistischen und 
radikalislamistischen 
Terrors im Irak einen 
Namen. Dabei werden 
die Anschläge, an de- 
nen auch arabische 
Mujaheddin beteiligt 
sind, mit barer Münze 
bezahlt. 


von Nası MıssouRrı * 


*) Nasi Missouri ist Vertreter 
der /rakischen Kommunisti- 
schen Partei in Wien. 
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rei bisher unbekannte 

Personen ermordeten 
am 31. März in Faluja vier 
US-Amerikaner, die bei ei- 
nem privaten Sicherheits- 
dienst beschäftigt waren. Lo- 
kale Rowdies, die sich vor al- 
lem aus Bauarbeitern aus der 
Stadt Faluja zusammensetz- 
ten, schändeten daraufhin die 
Leichen, deren Bilder um die 
Welt gingen. 

Hinter dem Anschlag auf 
die vier Amerikaner stand je- 
doch Muhammed Hussein al- 
Zubai, der lokale Vertreter 
der Irakischen Islamischen 
Partei (Hizb al-islami al-Iragı), 
dessen Sohn Abdel ad-Dim 
zugleich als Lokalreporter der 
TV-Station al-Jezira in Faluja 
fungiert. Dessen Bruder, ein 
anderer Sohn Muhammed 
Hussein al-Zubais, ging vor 
dem Angriff auf die vier US- 
Amerikaner zu den Ge- 
schäftsleuten in Faluja und 
forderte sie auf, ihre Ge- 
schäfte zu schließen, da heute 
ein großer Racheakt für die 
Ermordung Sheikh Yassins 
durchgeführt werden solle. 

Eine wichtige Rolle beim 
Aufstand in Faluja spielt je- 
doch auch die Vereinigung is- 
lamischer Geistlicher im Irak, 
die die radikalislamistischen 
Untergrundgruppen mit 
Geld und Waffen unterstützt 
und die sunnitische Bevölke- 
rung offen zu Gewalttaten 
gegen die Besatzungsmächte, 
die irakischen Autoritäten 
und ausländische Hilfsorga- 
nisationen aufhetzt. Deren 
Vorsitzender, Harith al-Dha- 
ri, ist zugleich Oberhaupt der 
Stammesföderation der al- 
Zauba, die Faluja und die 
Umgebung der Stadt domi- 
nieren. Einer seiner Söhne 


fungiert als Vermittler zu den 
terroristischen Untergrund- 
gruppen und führt die Ver- 
teilung von Geldern und 
Waffen durch. 

Diese Gruppen, die die 
Anschläge im Irak durch- 
führen, bestehen aus Mitglie- 
dern der Fedajin Saddam, der 
Republikanischen Garden und 
der Geheimdienste des alten 
Ba’th-Regimes, sowie einiger 
sunnitisch-islamistischer 
Gruppen. Unter diesen be- 
finden sich Sympathisanten 
der Vereinigung islamischer 
Geistlicher im Irak, Teile der 
Irakischen Islamischen Partei, 
Wahabiten unter der 
Führung des Sheikhs der 
Abdullah al-Ganabi-Moschee, 
arabische Mujaheddin sowie 
Aktivisten der al-Qaida. 

Als wichtigste lokale Füh- 
rer dieser Gruppen fungie- 
ren Ayad Khalaf al-Isawi, ein 
ehemals hoher Militär und 
Leibwächter Saddam Hus- 
seins, Ayyad Tariq, der eben- 
falls als hoher Militär zu- 
gleich als stellvertretender 
Geheimdienstchef der Stadt 
al-Ammara fungierte, und 
Sayed Khalaf, der bis zum 
Sturz Saddam Husseins als 
Chef des Geheimdienstes des 
Bezirks al-Sha’la in Bagdad 
arbeitete. 

Innerhalb Falujas kom- 
men die Aktivisten der radi- 
kalislamistischen und ba'thi- 
stischen Gruppen vor allem 
aus den Bezirken al-Golan, 
Shuhada, al-Askari und Al- 
Sinaa. Al-Golan galt bereits 
unter Saddam Hussein als ge- 
fährlicher Bezirk, in dem eine 
Reihe krimineller Banden die 
Straßen kontrollierten. Ille- 
galer Waffenhandel, Überfäl- 
le und Drogenhandel sind 


dort tägliche Routine. In die- 
sem Bezirk existierten auch 
nach dem Sturz Saddam 
Husseins keine politischen 
Organisationen. Nach dem 
Sturz des Ba’th-Regimes agi- 
tierten dort Wahabiten die 
(ehemaligen) Kriminellen an, 
die seither als Mujaheddin in 
den Jihad ziehen. Dabei wer- 
den die terroristischen An- 
griffe dieser Gruppen mit ba- 
rer Münze bezahlt. Jede ge- 
worfene Granate, jede Auto- 
bombe oder Miene hat ihren 
Preis. Ein Angriff mit einer 
Kanone wird etwa mit 200 
US-Dollar bezahlt. Zu den 
irakischen Gruppierungen 
kommen noch arabische 
Freiwillige aus Syrien, Tune- 
sien, Jemen, Jordanien, Palä- 
stina und Saudi-Arabien. Wie 
wichtig der Stützpunkt Fa- 
luja dabei für diese Gruppie- 
rungen ist, zeigt die Tatsache, 
dass während der Belagerung 
und Abriegelung Falujas 
durch die US-Armee die An- 
schläge in anderen Teilen des 
Irak deutlich zurückgingen. 
Aber nicht nur die be- 
zahlten Kämpfer leisten ihren 
Beitrag zu den derzeitigen 
Angriffen. Der Chef des auch 
mit westlichen Geldern un- 
terstützten lokalen Kranken- 
hauses Dr. Rafa’ al-Isawi, ver- 
arztet gratis die verletzten 
Kämpfer des selbsternannten 
„Widerstandes“. Harith al- 
Dhari von der Vereinigung is- 
lamischer Geistlicher im Irak 
verkündigt beim Freitagsge- 
bet seine Solidarität und Un- 
terstützung für alle Formen 
des „Widerstands“ im Irak. 
Harith al-Dhari ist jedoch ein 
in anderen arabischen Staa- 
ten angesehener Mann. Erst 
vor einigen Monaten reiste er 
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nach Kairo, um dort mit Am- 
ru Musa, den Generalse- 
kretär der Arabischen Liga zu 
treffen, der al-Dhari zur Fort- 
setzung des „Widerstands“ 
im Irak aufforderte. Die Stadt 
Faluja erhält dabei auch fi- 
nanzielle Unterstützung aus 
anderen Staaten, insbeson- 
dere aus Saudi-Arabien. 

Die Vereinigung islamı- 
scher Geistlicher im Irak 
scheint auch direkt in die 
Entführung ausländischer 
Geiseln im Irak verwickelt zu 
sein. Alle Informationen über 
die Geiselnehmer stammen 
bisher von dieser Organisati- 
on. Die Vereinigung islami- 
scher Geistlicher im Irak 
übernimmt auch regelmäßig 
Vermittlungsaufgaben bei der 
Freilassung westlicher Gei- 
seln. Die Vereinigung unter- 
hält mittlerweile mit dem Ira- 
kischen Patriotischen Militär 
(gaish al-irag al-watanı) eige- 
ne bewaffnete Kräfte, die die 
Unterstützung hoher Ge- 
neräle aus Syrien und Jorda- 
nien genießen. Dabei scheint 
es auch nicht an Geld zu 
mangeln. Die Angehörigen 
des gaish al-irag al-watani er- 
halten einen monatlichen 
Sold. 

In den letzten Wochen 
konnten die islamistischen 
Gruppen in der Stadt neben 
den arabischen Freiwilligen 
auch immer mehr irakische 
Kämpfer gewinnen. Diese 
verüben selbst zwar keine 
Selbstmordanschläge, unter- 
stützen diese jedoch direkt 
und arbeiten mit den Suizid- 
attentätern zusammen. Um 
die Stadt Faluja zu entlasten, 
wurden einige Kämpfer aus 
Faluja nach Bagdad einge- 
schleust um dort wieder An- 
schläge zu verüben. Dazu ge- 
sellten sich auch noch An- 
gehörige der Miliz des extre- 
mistischen schiitischen Isla- 
misten Mugtada al-Sadtr, der 
Armee des Mahdi (Gaish al- 
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Mahdi), die auch an den 
Kämpfe in Faluja teilnahmen, 
mit denen sich umgekehrt 
aber wiederum die islamisti- 
schen Kämpfer in Faluja so- 
lidarisierten. 

In einem Flugblatt, das 
Ende April in einem schiti- 
schen Viertel in Bagdad ver- 
teilt wurde, erklärten die Auf- 
ständischen aus Faluja: „Wir, 
eure Brüder aus der Provinz 
Al-Anbar und der Stadt Fa- 
luja, richten diesen Aufruf an 
euch und erklären, dass wir 
euch unter der Fahne ‚Gott 
ist Groß‘ und zur Förderung 
des Islam und der Muslime 
gegen die Heiden, Besatzer, 
Eroberer und habgierige un- 
reine Juden unterstützen, die 
den reinen Boden und die 
heiligen Städte verunreinigt 
haben. Wir stehen hinter 
Herrn Mugtada El-Sadr und 
verfolgen seine Aktivitäten 
mit Aufmerksamkeit auf- 
grund seiner Haltung betref- 
fend die Befreiung des Irak 
von den aggressiven Heiden, 
die unsere Alten, Wissen- 
schafter und religiösen Ge- 
lehrten angegriffen haben. 
Wir alle erklären unsere Be- 
reitschaft zur Befreiung der 
Heimat, Förderung und Er- 
weiterung der Religion Gott- 
es auf der ganzen Welt. Wir 
unterstützen Sie in ihrem Gi- 
had, im Krieg gegen die Un- 
gläubigen als religiöse Pflicht, 
und führen, welche Mittel Sie 
auch immer für diesen Krieg 
geeignet finden, aus.“ 

Diese Stellungnahme zeigt 
nicht nur die Unterstützung, 
die Mugtada al-Sadr mittler- 
weile von (ehemaligen) Ba'thi- 
sten und sunnitischen Extre- 
misten aus Faluja erhält, son- 
dern auch die ideologischen 
Feindbilder der militanten 
Gruppen aus Faluja: „Heiden, 
Besatzer, Eroberer und hab- 
gierige unreine Juden“. 

Auch Bathisten, die nach 
dem Sturz des Ba’th-Regimes 


verschwunden waren und 
nichts mehr mit dem Ba’this- 
mus zu tun haben wollten, 


treten heute wieder öffentlich 
und bewaffnet in Erschei- 
nung. Damit versuchen sie 
sich auch einer strafrechtli- 
chen Verfolgung für ihre 
über 30 Jahre währenden 
Verbrechen zu entziehen. 

Zu dieser Situation hat 
auch die Politik der US-Be- 
satzungstruppen beigetragen, 
die Angehörigen der politi- 
schen Parteien der ehemali- 
gen Opposition zu entwaff- 
nen, während die Ba’thisten 
in Faluja aus Angst vor wei- 
teren Auseinandersetzungen 
nicht entwaffnet wurden. 
Diese Nachsicht gegenüber 
den Ba’thisten wird nicht nur 
von der irakischen Bevölke- 
rung kritisch hinterfragt, viel- 
mehr rächt sie sich nun, da 
diese Waffen gegen die Be- 
satzungstruppen selbst zum 
Einsatz kommen. Dabei rächt 
sich auch die völlige Auflö- 
sung der irakischen Sicher- 
heitskräfte und des Militärs 
nach dem Sturz Saddam 
Husseins. Versuche die ehe- 
maligen Ba’thisten und Isla- 
misten in Faluja ein Jahr spä- 
ter mit massivem Einsatz von 
Waffengewalt und einer voll- 
ständigen Belagerung der 
Stadt zu entwaffnen schlugen 
nicht nur fehl, sondern tra- 
fen primär die Zivilbevölke- 
tung der Stadt. Bei den 
Kämpfen kamen weit mehr 
unschuldige Menschen ums 
Leben als Angehörige dieser 
bewaffneten Gruppierungen. 
Nun holen die Besatzungs- 
truppen sogar die ehemaligen 
ba’thistischen Generäle der 
ursprünglich aufgelösten Ar- 
mee zurück und versuchen 
mit deren Hilfe das Problem 
in den Griff zu bekommen. 
Auch Sicht der Opfer des Re- 
gimes Saddam Husseins ist 
diese „Strategie“ mehr als 
nur unverständlich. 
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Die Demokratie vor sich selbst 
retten 


Die Bilder von misshan- 
delten und gefolterten 
irakischen Gefangenen, 
die Fingerabdrücke, die 
ab Herbst bei der Ein- 
reise in die USA ge- 
nommen werden, aber 
auch die zunehmende 
Überwachung in der 
EU zeigen vor allem, 
dass die parlamentari- 
sche Demokratie durch 
die militärische Vertei- 
digung Ihrer Errungen- 
schaften sich selbst ge- 
fährdet und vor sich 
selbst zu retten ist. 


VON THOMAS SCHMIDINGER 


aiv ist es nicht nur mit 

der europäischen Frie- 
densbewegung zu glauben, 
man könne faschistischer 
oder radikalislamistischer Bar- 
barei durch Friedensgebete, 
Schweigemärsche oder Frie- 
densdemonstrationen begeg- 
nen. Spätestens seit der viel 
zu spät erfolgten militärischen 
Beendigung des Mordens der 
nationalsozialistischen Ver- 
nichtungsmaschinerie sollte 
jedeR wissen, dass manchmal 
nur militärische Gewalt eine 
noch viel barbarischere Ge- 
walt beenden kann. Genauso 
naiv ist jedoch zu glauben, die 
Logik militärischer Gewalt 
würde nicht auch auf jene 
zurückwirken, die diese zur 
Verteidigung von Freiheit 
und Demokratie anwenden. 
Die bürgerliche Demokratie 
trägt - wie die Aufklärung, 
aus der sie hervorgegangen ist 
- immer auch schon den Kern 
ihrer Abschaffung in sich. Sie 
ist das unerfüllte und das in 
der bürgerlichen Demokratie 
unerfüllbare Heilsverspre- 
chen des Liberalismus, das 
sich erst in der befreiten Ge- 
sellschaft, im Kommunismus 
erfüllen kann. Deshalb ist sie 
immer wieder gegen sich 
selbst zu beschützen, vor sich 
selbst und ihrer eigenen in- 
neren Logik zu retten. 

Die Ereignisse seit dem 11. 
September sind insofern nur 
ein Beispiel für jene Entwick- 
lung, die den demokratischen 
Rechtsstaat durch seine Ver- 
teidigung selbst gefährdet. 


1 Theodor W. Adorno / Max Horkheimer: Dialektik der Auf- 
klärung. In: Theodor W. Adorno: Gesammelte Schriften. 
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Dies heißt nicht, dass es nicht 
notwendig wäre jenes Maß an 
Freiheit, das durch die bür- 
gerliche Demokratie in den 
USA und Europa garantiert 
wird, nicht auch militärisch 
gegen die GegnerInnen die- 
ser Freiheit zu verteidigen, sie 
muss allerdings auch gegen 
sich selbst verteidigt werden. 

In den USA selbst ist es 
seit dem 11. September 2001 
zu einem eklatanten Abbau 
bürgerlicher Freiheiten und 
mit dem Homeland Security 
Act zu einem bedeutenden 
Ausbau des Überwachungs- 
staates gekommen. Allein, dies 
ist kein spezifisch US-ameri- 
kanisches Phänomen. Ähnlich 
reagierten die Innenminister 
der EU auf den Terrorangriff 
am 11. März 2004 in Madrid. 
Während die neue spanische 
Regierung genau so reagierte, 
wie es al-Qaida von ihr erwar- 
tete und den Rückzug ihrer 
Truppen aus dem Irak anord- 
nete, wird zugleich die Re- 
pression und Überwachung 
innerhalb der EU verstärkt. 
Der Abbau von BürgerInnen- 
rechten und der Ausbau des 
Überwachungsstaates in Zei- 
ten des Terrors ist also keines- 
wegs ein US-amerikanisches 
Phänomen, sondern liegt in 
der ureigensten Logik der bür- 
gerlichen Demokratie, deren 
Freiheit eben immer nur ein 
präkerer Zwischenstatus aus 
staatlicher Herrschaft und den 
im Rahmen des Kapitalismus 
uneinlösbaren Versprechun- 
gen der Aufklärung darstellt. 

„Die Steigerung der wirt- 
schaftlichen Produktivität, die 
einerseits die Bedingungen 
für eine gerechtere Welt her- 


stellt, verleiht andererseits 
dem technischen Apparat 
und den sozialen Gruppen, 
die über ihn verfügen, eine 
unmäßige Überlegenheit über 
den Rest der Bevölkerung. 
Der Einzelne wird gegenüber 
den ökonomischen Mächten 
vollends annuliert.“! 

Die repressiven Zustände 
in den rechtsfreien Gefange- 
nenlagern auf Guantanamo, 
die (auch rassistisch motivier- 
ten) Folterungen im Irak oder 
die Zustände in den Gefäng- 
nissen Afghanistans werden 
durch die Tatsache, dass sie 
der Verteidigung der Demo- 
kratie gegen die gihadistische 
Barbarei dienen, nicht weni- 
ger skandalös. Als „Argu- 
ment“ für antiamerikanisches 
Ressentiment und europäische 
Selbstgerechtigkeit sind sie je- 
doch nicht weniger zynisch 
und verschleiernd. Vielmehr 
dient der Hinweis auf die Ver- 
fehlungen US-amerikanischer 
Politik im "alten Europa" 
meist nur der Ablenkung vom 
Abbau von Bürgerrechten in 
Europa selbst. 

Eine Kritik, die es nicht 
schafft die Demokratie vor 
ihren FeindInnen und vor 
sich selbst zu verteidigen und 
zugleich über ihre Begrenzt- 
heit zu wissen, kann weder 
gegen die neue Barbarei 
kämpfen, komme sie nun in 
Form religiöser Fanatismen 
oder politischer Religionen 
daher, noch sich einen Begriff 
einer umfassenden Befreiung 
machen, die zwar erst auf der 
Basis einer liberalen Demo- 
kratie erkämpfbar ist, aber 
zugleich die Überwindung 
derselben darstellt. 
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LATEINAMERIKA | 


Das Ibero-Amerikanische 
Institut (IAl) und sein General 


Deutsche „Kulturpolitik" als Brückenkopf faschistischer Ideologie 


in letztes Jahr erschiene- 
F ner Sammelband be- 
leuchtet in acht Beiträgen die 
Geschichte jenes Institutes, 
das am 12. Oktober 1930, 
dem „Dia de la Raza“ („Tag 
der Rasse“)!, in Berlin als 
zentrale Einrichtung des 
„Kulturaustauschs“ zwischen 
Deutschland, Spanien und 
Lateinamerika gegründet 
wurde. Die Institutsgeschich- 
te liest sich streckenweise wie 
ein Krimi und bietet trotz der 
mangelhaften Quellenlage — 
ein Großteil der Bestände des 
Instituts ist nach 1945 ver- 
schwunden, Akten über des- 
sen Präsidenten sind gezielt 
vernichtet worden - eine in- 
formative und umfangreiche 
Annäherung. Den ersten se- 
riösen Anlauf in der Recher- 
che der Geschichte des IAI 
unternahm Oliver Gliech in 
seiner bis heute unveröffent- 
lichten Diplomarbeit, auf die 
sich die meisten der Beiträge 
beziehen. Vor ihm tat dies 
Anfang der 1970er Jahre, je- 
doch weniger in aufkläreri- 
scher als propagandistischer 
Absicht, das Ministerium für 
Staatssicherheit (MfS) der 
DDR. Gliech (S. 525-570) be- 
schreibt dieses „Forschungs- 
projekt“ als klaren Fehlschlag, 
denn das MfS saß dabei nicht 
nur den Fälschungen des von 
ihnen selbst observierten 
Heinrich Jürgens (Günter 
Vollmer S. 409-524) auf, son- 
dern erreichte trotz des 
großangelegten Forschungs- 
auftrags auch nicht das Ziel, 
politisch brisantes Material 
gegen die deutsch-iberoame- 


4-5/ 2004 


rikanischen Verbände der 
BRD zu finden oder etwa den 
Unionspolitiker und Bundes- 
minister Hans-Joachim von 
Merkatz, ehemaliger Gene- 
ralsekretär des IAI (1938 - 
1945), nachhaltig zu diskre- 
ditieren. 

Silke Nagel (S. 281-350) 
kommt in ihrer Einschätzung 
der Arbeit des IAI zwischen 
1930 und 1945 zum Schluss, 
dass das Institut sich in sei- 
nen Arbeitsbereichen den 
Anforderungen des NS-Staa- 
tes vollends unterordnete 
und von Propagandaaufga- 
ben bis hin zur Zusammen- 
arbeit mit den diversen Ge- 
heimdiensten repräsentative 
und werbende Funktionen 
übernahm. 

Ein weiterer hervorragen- 
der Beitrag über Rassismus als 
politische Inszenierung (S. 67- 
130) von Dawid Danilo Bar- 
telt beleuchtet das TAI im Ge- 
flecht zum Teil widerstreiten- 
der ideologischer und politi- 
scher Prozesse: zwischen 
„Hispanidad“ und Panameri- 
kanismus, „Deutschtum“ und 
Außenhandel, Rassenideolo- 
gie und Interessenpolitik. Er 
verortet den „Dia de la Raza“ 
darin als Widerspiegelung 
deutscher Kulturpolitik und 
Propaganda in und nach La- 
teinamerika. Das rassistische 
Konstrukt der „Hispanidad“ 
beinhaltete von Anfang an ei- 
ne politische Frontstellung ge- 
gen den politischen Einfluss 
der USA und deckte sich mit 
den nationalsozialistischen 
Zielen des Generals Wilhelm 
Faupel. 


Aus dessen biografischen Da- 
ten (Gliech S. 131-280) wer- 
den Verbindungslinien er- 
sichtlich, die den Anstoß zur 
Beantwortung wichtiger Fra- 
gen im Verhältnis Latein- 
amerikas zu Deutschland ge- 
ben und hier nur in aller 
Kürze skizziert werden: Sein 
Handwerk lernte der Gene- 
ral 1900 bei der Niederschla- 
gung des Boxeraufstands in 
China und 1904 beim ersten 
deutschen Völkermord des 
20. Jahrhunderts, der Ver- 
nichtung der Herero und Na- 
ma in Südwestafrika. Im 1. 
Weltkrieg beteiligte er sich 
am Einsatz von Giftgas gegen 
französische Truppen und 
wurde als Kriegsheld gefei- 
ert. In Lateinamerika diente 
er sich diversen Armeen als 
Militärberater und Lobbyist 
der deutschen Waffenindu- 
strie an, suchte Kontakte zu 
Teilen der antiUSamerikani- 
schen Linken, deren inhaltli- 
che Parallelen zum NS Ko- 
operationsmöglichkeiten ver- 
sprachen?, übernahm 1934 
bis 1945 die Präsidentschaft 
des IAI in Deutschland und 


Von MARY KREUTZER 


fungierte 1936-1938 als Hit- 
lers Botschafter bei Franco. 

Als ihr Traum ausge- 
träumt war, sollen der Gene- 
ral und seine Frau, deren 
Rolle im IAI im vorliegenden 
Sammelband ebenfalls re- 
konstruiert wird, im Mai 
1945 Selbstmord begannen 
haben. Das Institut ver- 
schleierte und verniedlichte 
gekonnt seine Partizipation 
im NS und rettete die ver- 
bleibende Bibliothek. 1962 
wurde in Hamburg das Ibe- 
ro-Amerika-Institut wieder- 
gegründet, am 12. Oktober, 
dem Tag der Rasse. 


Reinhard Liehr, Günther 
Maihold und Günter Vollmer 
(Hrsg.): Ein Institut und sein 
General. Wilhelm Faupel und 
das Ibero-Amerikanische Insti- 
tut in der Zeit des Nationalso- 
zialismus. Vervuert, Frankfurt 
am Main 2003, 615 Seiten, 
Euro 48.- 


1 Am 12. Oktober 1492 landete Cristöbal Colön bei der Insel 
Guanahani, die er auf San Salvador taufte und heute unter 
dem Namen Watling Teil der Bahamas ist, und „entdeckte“ 
damit aus europäischer Sicht Amerika. Von den Kolonisa- 
torInnen bis heute als „Tag der (spanischen) Rasse“ gefei- 
ert, stellt dieser Tag für die arme Bevölkerung Lateiname- 
rikas ein Symbol für fünf Jahrhunderte der Unterdrückung 
dar und wird von oppositionellen Gruppen jedes Jahr zum 
Anlass für Proteste genommen. 

2 So reiste etwa Aristides Holguin, ein Arbeiterführer der pe- 
ruanischen APRA, im Mai 1940 nach Deutschland, um dort 
soziale Einrichtungen und Arbeitslager zu besichtigen. 


(Gliech, S. 173) 
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ım Sudan 


VON KATRIN AUER 


aum ein Tag vergeht, an 

dem in den Medien 
nicht von neuen militanten 
Auseinandersetzungen, To- 
ten und Flüchtlingen im Su- 
dan berichtet wird. Context 
XXI-Autor Thomas Schmi- 
dinger hat nun ein Buch zur 
Geschichte der ArbeiterIn- 
nenbewegung im Sudan ver- 
öffentlicht, das ein breites — 
und nicht nur auf den Bür- 
gerkriegskonflikt begrenztes 
- Hintergrundwissen ver- 
mittelt. Die Geschichte und 
Politik der organisierten Ar- 
beiterInnenbewegung im 


Sudan wird im Kontext der 
ägyptischen ArbeiterInnen- 
bewegung dargestellt, wobei 
ein großes historisches De- 
tailwissen als Basis der ma- 
terialistischen und ideolo- 
giekritischen Analyse ver- 
mittelt wird. Die Politik der 
ArbeiterInnenbewegung, ih- 
re Entstehungsbedingungen 
und ihre Niederlage werden 
mit den jeweiligen Schwe- 
sterbewegungen in Ägypten, 
in Algerien, im Irak, in Sy- 
rien und im Südjemen ver- 
glichen. Der Autor hat sich 
bei dieser politologischen 
Untersuchung nicht nur auf 
Sekundärquellen bezogen, 
sondern einen Großteil sei- 
ner Informationen aus In- 
terviews mit VertreterInnen 


“Wo Geld ıst, da ist der Teufel. 
Aber wo keın Geld ıst, 
da ıst er zweimal.” 


Georg Weerth 
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der sudanesischen Arbeiter- 
Innenbewegung geholt, die 
For- 
schungsaufenthaltes im Su- 
dan durchgeführt hatte. Um 
das Scheitern der meisten 
kommunistischen Parteien 


er während eines 


in arabischen Staaten zu 
analysieren, setzt sich 
Schmidinger kritisch mit der 
Imperialismustheorie Lenins 
auseinander, wobei er von 
der These ausgeht, dass „die 
einseitige Fokussierung auf 
‚nationale Befreiung‘ und 
die in diesem Zusammen- 
hang eingegangenen Bünd- 
nisse mit Strömungen der 
‚nationalen Bourgeoisie‘ ei- 
ner der Gründe für das 
Scheitern vieler ArbeiterIn- 
nenbewegungen des Tri- 
kont“ (S. 16) war. 

Die Geschichte der su- 
danesischen ArbeiterInnen- 
bewegung beginnt in den 
1940er Jahren und basiert 
v.a. auf den Gewerkschaften 
und der Sudanesischen Kom- 
munistischen Partei. Da der 
britische und ägyptische Im- 
perialismus, die spezifische 
Durchsetzung des Kapitalis- 
mus in Form von kapitali- 
stischen „Inseln“ und die 
enge Anbindung an die 
ägyptische ArbeiterInnen- 
bewegung immensen Ein- 
fluss auf die sudanesische 
Linke hatte, machen diese 
Aspekte neben der Darstel- 
lung der sudanesischen Ent- 
kolonialisierung einen 
großen Teil des Buches aus. 
Beim Vergleich der Ent- 
wicklung und Niederschla- 
gungen der ArbeiterInnen- 
bewegungen in Ägypten, 
Algerien, im Irak, in Syrien 


SUDAN 


ArbeiterInnenbewegung 


und im Südjemen zeigt 
Schmidinger bei der Ursa- 
chenforschung sowohl die 
Unterschiede als auch Pa- 
rallelen auf und kommt zu 
dem Ergebnis, dass trotz der 
strukturellen Unterschiede 
„der politische Effekt in all 
diesen Staaten derselbe 
(war): Eine eigenständige 
Arbeiterpartei wurde als 
selbständige politische Kraft 
ausgeschaltet und mit ihr 
auch die jeweils ihr naheste- 
Gewerkschaften 
und Massenorganisationen 
der Linken. Die unter- 
schiedliche Art und Weise 
der Ausschaltung liegt nicht 


henden 


primär an den betroffenen 
Parteien, sondern an den 
politischen Strömungen, mit 
denen sie sich eingelassen 
hatten.“ (S. 143) Die Grün- 
de für die Bündnispolitik 
der kommunistischen Par- 
teien mit arabisch-nationa- 
listischen Gruppierungen 
sieht Schmidinger aber nicht 
nur in der leninistischen 
Ausrichtung der Linken und 
dem gemeinsamen antiim- 
perialistischen Kampf, son- 
dern auch in den Ähnlich- 
keiten von arabischem Na- 
tionalismus und Stalinismus. 


Thomas Schmidinger: Arbeiter- 
Innenbewegung im Sudan. 
Geschichte und Analyse der 
ArbeiterInnenbewegung des 
Sudan im Vergleich mit den 
ArbeiterInnenbewegungen 
Ägyptens, Syriens, des Südje- 
men und des Iraq. Peter Lang 
Verlag, Frankfurt am Main/ 
u.a 2004, 269 Seiten, 

Euro 45,50.- 
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Von der Republik der Angst zur bürgerlichen Demokratie? 


Mit Beiträgen von Hussain Ali Bawa; Dhia Al-Dabass; 
Houzan Mahmoud; Maurice Shohet; Kasim Talaa u.a. 


2004 +» ca. 500 Seiten + ca. 28 € « ISBN 3-924627-85-1 


Dargelegt werden die Geschichte des Irak bis zum Sturz Saddam Husseins sowie die Beziehungen europäischer 
Staaten, insbesondere Deutschlands und Österreich, zum Irak. Es wird auf die aktuellen Entwicklungen und 
Problemfelder nach dem Sturz Saddam Husseins eingegangen, insbesondere auf Fragen nach Demokratie, 
Föderalismus, Geschlechterverhältnisse, des Verhältnisses von Religion und Staat und der ökologischen Situa- 
tion des Landes. 

Im Gegensatz zu den meisten Irak-Büchern, die seit 2003 erschienen sind, besteht dieses großteils aus Bei- 
trägen, die von irakischen Autoren selbst geschrieben wurden, die entweder im Lande selbst oder im Exil leben. 
Ihnen wird hier erstmals die Möglichkeit gegeben, zu Geschichte und Politik ihres Herkunftslandes Stellung zu 
beziehen. Dabei wurde bewußt auf ein sehr breites Spektrum geachtet, das politisch von Vertretern gemäßigter 
islamischen Parteien wie SCIRI über liberale und kurdische Parteien bis zur Kommunistischen und Arbeiter- 
kommunistischen Partei reicht. Es kommen dabei auch Autoren aus den unterschiedlichen Regionen des Irak 
(Basra, Bagdad, Kirkuk, Suleymania, Dohuk...) und aus verschiedenen religiösen und ethnischen Gruppen des 
Landes (schiitische und sunnitische Muslime, christliche Assyrer, Kurden, Juden, Mandäer, Yezidi) zu Wort. 


Klaus Thörner 


„Der ganze Südosten ist unser Hinterland“ 
Deutsche Südosteuropapläne von 1840-1945 


2004 » ca. 400 Seiten » ca. 29 € - ISBN 3-924627-84-3 


Der Autor analysiert die wesentlichen Planungen des deutschen „Drangs nach Südosten“. Dieser wurde bisher, 
im Gegensatz zum „Drang nach Osten“, kaum kritisch erforscht. Die Analysen zur aktuellen deutschen 
Südosteuropapolitik blieben weitgehend geschichtslos. Eine umfassende Darstellung der Südosteuropapolitik 
des Deutsches Reiches vom Kaiserreich über die Weimarer Republik bis zum Nationalsozialismus, die Voraus- 
setzung für die Frage nach historischen Bezügen oder Kontinuitäten der heutigen Politik wäre, liegt bis heute 
nicht vor. Im Mittelpunkt dieser Untersuchung stehen die langfristigen Konzeptionen und deren ideologische 
Begründungsmuster, die im Zusammenhang mit ihren wirtschaftlichen und politischen Bedingungen erörtert 
werden. Dabei war die Frage leitend, inwiefern sich Kontinuitäten in den historischen Zielsetzungen deutscher 
Südosteuropapolitik und ihren Begründungen nachzeicnen lassen. 
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